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215-3-1-1-1 

Verordnung 
zur Änderung der Ersten Verordnung 

zur Ausführung des Bayerischen Feuerwehrgesetzes 

Vom 14. August 1985 

Auf Grund des Art. 31 des Bayerischen Feuer­
wehrgesetzes - BayFwG - (BayRS 215-3-1-1) erläßt 
das Bayerische Staatsministerium des Innern fol­
gende Verordnung: 

§ 1 

Die Erste Verordnung zur Ausführung des Baye­
rischen Feuerwehrgesetzes - 1. AVBayFwG -
(BayRS 215:-3-1-1-I) wird wie folgt geändert: 

1. In der Verordnungsüberschrift werden das Wort 
"Erste" und die Zahl ,,1." gestrichen. 

2. a) In die Inhaltsübersicht wird neu eingefügt: 

,,§ 20 Kennzeichnung der Dienstkleidungsträ­
ger der Feuerwehren". 

b) Der bisherige § 20 in der Inhaltsübersicht wird 
§21. 

3. Es wird folgender neuer § 20 eingefügt: 

,,§ 20 

Kennzeichnung der Dienstkleidungsträger 
der Feuerwehren 

(1) Die Dienstkleidungsträger der Berufsfeuer­
wehren tragen die in der Anlage 2 beschriebenen 
und abgebildeten Kennzeichen. 

(2) 1 Die Dienstkleidungsträger der Freiwiliigen 
Feuerwehren und der Pflichtfeuerwehren tragen 
die in der Anlage 3 beschriebenen und abgebilde­
ten Kennzeichen. 2Hauptberufliche Kräfte Frei­
williger Feuerwehren gemäß Art. 12 Abs. 1 und 2 

Satz 1 BayF)vG, die eine beamtenrecht1ich vorge­
sehene Laufbahnprüfung für den gehobenen oder 
höheren feuerwehrtechnischen Dienst erfolg­
reich abgelegt haben, sind berechtigt, die ihrem 
Amt und ihrer Funktion entsprechenden Kenn­
zeichen gemäß Anlage 2 zu tragen. 3Als Ärmelab­
zeichen ist jedoch das der Freiwilligen Feuer­
wehr oder Pflichtfeuerwehr des Standortes zu 
tragen. 

(3) lAngehörige von Werkfeuerwehren dürfen 
die Kennzeichen gemäß Anlage 3 tragen. 
2Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend." 

4. Der bisherige § 20 wird § 21. 

5. Die bisherige Anlage wird Anlage 1. 

6. Die in § 20 genannten Anlagen 2 und 3 erhalten 
die Fassung der Anlagen A und B zu dieser 
Verordnung. 

§2 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. September 1985 
in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die 
Kennze.ichnung der Dienstkleidungsträger der 
Feuerwehren - KennzV-Fw - (BayRS 215-3-1-3-1) 
außer Kraft. 

München, den 14. August 1985 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Karl H i 11 e r m eie r , Staatsminister 
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AnlageA 

Anlage 2 (zu § 20 Abs. 1) 

Kennzeichnung der Dienstkleidungsträger 
der Berufsfeuerwehren 

1. Ärmelabzeichen (Bild 1) 

Ausführung: 
Schwarzes oder dunkelblaues Stoffabzeichen 
mit eingearbeitetem Stadtwappen, gold- oder 
silberbestickt. 

Träger: 
Sämtliche Dienstkleidungsträger. 

Trageweise: 
Linker Oberärmel von Diensthemd, Dienstrock, 
Dienstmantel und Schutzjacke oder -mantel; 
130 mm unterhalb der Armkugel. 

Mit Zustimmung der zuständigen Bundesbe­
hörde kann das Bundeswappen .. oder ein ähnli­
ches Emblem als zusätzliches Armelabzeichen 
an gleicher Stelle am rechten Oberärmel getra­
genwerden. 

2. Mützenabzeichen (Bild 2) 

Ausführung: 
Stadtwappen als Metallschild. 

Träger: 
Sämtliche Dienstkleidungsträger. 

Trageweise: 
An der Schirmmütze in der Mitte des Oberteils, 
an der Bergrnütze im oberen Teil des Mützen­
bundes. 

3. Mützenkokarde 

Ausführung: 
Gestanzte Metallrosette in Einheitsgröße, Far­
be weiß-blau. 

Träger: 
Sämtliche Dienstkleidungsträger. 

Trageweise: 
In der Mitte des Mützenbundes der Schirm­
mütze. 

4. Mützenriemen 

Ausführung: 
Lackleder, 14 mm breit, verstellbar; Farbe - ein­
schließlich der Befestigungsknöpfe (0 12 mm) -
schwarz, glänzend. 

Träger: 
Laufbahngruppe des mittleren feuerwehrtech­
nischen Dienstes; Vorbereitungsdienst aller 
Laufbahnen. 

Trageweise: 
Am Mützenbund der Schirmmütze. 

5. Mützenschnur 

Ausführung und Träger: 
Metallkordel, 5 mm dick, 2fach, verstellbar; Far­
be - einschließlich der Mützenknöpfe nach DIN 
14941-

silber, matt, für den gehobenen feuerwehrtech­
nischen Dienst, 

gold, matt, für den höheren feuerwehrtechni­
schen Dienst. 

Trageweise: 
Am Mützenbund der Schirmmütze. 

6. Deckelbiese der Bergmütze 

Ausführung und Träger: 
Metallgespinst, in die Naht zwischen Mützen­
bund und Mützendeckel eingearbeitet; Farbe 

silber, matt, für den gehobenen feuerwehrtech-
nischen Dienst, 

gold, matt, für den höheren feuerwehrtechni­
schen Dienst. 

7. Dienstgradabzeichen (Bild 3) 

Ausführung: 
Schwarzes Stoffabzeichen mit roten, silber­
oder goldfarbenen Balken, Größe 8 x 60 mm; 

Träger 

Mittlerer feuerwehr­
technischer Dienst: 

Feuerwehrmann 

Oberfeuerwehrmann 

Brandmeister 

Oberbrandmeister 

Hauptbrandmeister 

Gehobener feuerwehr­
technischer Dienst: 

Brandinspektor 

Brandoberinspektor 

Brandamtmann 

Brandamtsrat 

Brandoberamtsrat 

Balken 

1 x rot 

2 x rot 

3 x rot 

2 x rot mit silber­
farbener 
Umrandung 

3 x rot mit silber-
farbener 
Umrandung 

1 x silber 

2 x silber 

3 x silber 

4 x silber 

5 x silber 
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Höherer feuerwehr­
technischer Dienst: 

Brandrat 

Brandoberrat 

Branddirektor 

1 x gold 

2 x gold 

3 x gold 
Leitender Branddirektor 4 x gold 

Oberbranddirektor der 
LandeshauptstadtMünchen 5 x gold 

Vorbereitungsdienst: 

Brandoberinspektor­
anwärter 

Brandreferendar 

Trageweise: 

1 x silber, schwarz 
durchwirkt 

1 x gold, schwarz 
durchwirkt. 

Linker Oberärmel von Dienstrock, Dienstman­
tel, Schutzja~ke oder -mantel; Ansatzpunkt 
100 mm über Armelabschluß. 

8. Funktionsabzeichen am Helm 

8.1 Feste Funktionsabzeichen (Bild 4) 

(Kennzeichnung organisatorischer 
Funktionen) 

Ausführung: 
Wasserbeständiger Klebestreifen als Balken, 
Größe 15 x 40 mm; farbe schwarz. 
Träger: 
Leiter der Berufsfeuerwehr 1 Balken 

Trageweise: 

8.2 Veränderliche Funktionsabzeichen 

(Kennzeichnung taktischer Funktionen) 

Ausführung: 
Witterungsbeständiges, geschlossenes Gummi­
band, Breite 10 mm (schmal) oder 20 mm (breit) ; 
Farbe schwarz oder rot. 

Träger: 
Fahrzeugführer 
als Führer einer Gruppe*) 

Zugführer 

Einsatzleitdienst 
Bestimmung der Träger 
in der Dienstordnung des 
Standortes, z. B. 

Inspektionsdienst 

Direktionsdienst 

1 Band 
(schmal, schwarz) 

1 Band 
(breit, schwarz) 

1 Band 
(schmal, rot) 

1 Band 
(breit, rot) 

Diese Abzeichen sind nur während der Aus­
übung der jeweiligen Funktion zu führen. 

Trageweise: 
In Höhe des Reflexstreifens; der Reflexstreifen 
darf dabei ganz oder teilweise verdeckt werden. 

9. Knöpfe der Dienstkleidung 

Ausführung und Träger: 
Knöpfe nach DIN 14941; Farbe 

gold, matt, für den höheren feuerwehrtechni­
schen Dienst, 

silber, matt, für alle anderen Dienstkleidungs­
träger. 

Auf der Vorderseite des Helms, senkrecht in der *) Fahrzeugführer als Führer einer Staffel oder eines Trupps 
Mitte, 2 mm über dem Reflexstreifen. . werden nicht gesondert gekennzeichnet. . 
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Ärmelabzeichen und Mützenabzeichen 
der Dienstkleidungsträger der Berufsfeuerwehren 

Ärmelabzeichen 
(Originalgröße ) 

Mützenabzeichen 
(Originalgröße ) 

485 

(Bild 1) 

(Bild 2) 
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Dienstgradabzeichen 
der Dienstkleidungsträger der Berufsfeuerwehren 

Mittlerer feuerwehrtechnischer Dienst: 

Feuerwehrmann Oberfeuerwehrmann 
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(Bild 3) 

CD 

~--------------~~ 

Oberbrandmeister Hauptbrandmeister 

Gehobener feuerwehrtechnischer Dienst: 

Brandinspektor 

~~ 

~~ 

Braodoberiospektor 

Höherer feuerwehrtechnischer Dienst: 

1

I
I 1~ l l lillill~lllillll~mllillllllmmlillllllil 

. 1llllllll11illIII1 .. m11IWI 
'---------------' 

Brandrat Brandoberrat 

rot 

silber 

~illIIllillIII gold 

~,,~ 

~"'~ 
L, !!!IL'L'~ 

Braodamtmaon 

Branddirektor 

&i.Lx.2 

Braodamtsrat 

illIIlmll llllmlllm~lmlllll lllllllllilllllID 

1IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIillIIIlli 

1IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIillIIIID 

11II11II111I1II1II1II111I11II1111111111111II11111111IIlII 

Leitender 
Branddirektor 

CD 

~----~--------~-+ 

Braodoberamtsrat 

__ Iilllllllllllilllllllllllllllll 
11111111111111111111111111111111--

111111111111111111111111111111111111111111111111111111111 

BlliI~I~mllmllillilllli. 
1111111111111111111111111111111111" 

Oberbraoddirektor 
der Landeshauptstadt 
München 

Brandoberinspektoranwärter Brandreferendar 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 19/1985 

Festes Funktionsabzeichen am Helm 
des Leiters der Berufsfeuerwehr 

t----=--0 _________ . ____ ~-
o • 
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(Bild 4) 
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AnlageB 

Anlage 3 (zu § 20 Abs. 2) 

Kennzeichnung der Dienstkleidungsträger 
der Freiwilligen Feuerwehren und 

der Pflichtfeuerwehren 

Ärmelabzeichen (Bild 5) 

Ausführung: 
Rotes Stoffabzeichen, heraldische Form, sil­
berweiß bestickt, Rautenwappen weiß-blau. 
An die Stelle des Rautenwappens kann das 
Gemeindewappen treten oder bei Ortsfeuer­
wehren mit Zustimmung der Gemeinde das 
Wappen des Gemeindeteils, der früher eine 
eigene Gemeinde mit eigenem Wappen war. 
Das Ärmelabzeichen enthält die Bezeich­
nung der gemeindlichen Feuerwehr. 

Der Kreisbrandrat, die Kreisbrandinspekto­
ren und Kreisbrandmeister führen an Stelle 
des Orts- oder Gemeindenamens den 'Namen 
des Landkreises nach der Verordnung zur 
Bestimmung der Namen der Landkreise und 
der Sitze der Kreisverwaltungen (BayRS 
1012-3-2-1). An die Stelle des Rautenwap­
pens kann das Landkreiswappen treten. 

Der Orts-, Gemeinde- oder Landkreisname 
wird ohne Schriftband eingestickt. 

Träger: 
Sämtliche Dienstkleidungsträger. 

Trageweise: 
Linker Oberärmel von Diensthemd, Dienst­
rock, Dienstmantel, Schutzanzug und Über­
jacke, 130 mm unterhalb der Armkugel. 

Mit Zustimmung der zuständigen Bundes­
behörde kann das Bundeswappen oder ein 
ähnliches Emblem als zusätzliches Ärmelab­
zeichen an gleicher Stelle am rechten Ober­
ärmel getragen werden. 

3. 

4. 

Trageweise: 
Als Kragenabzeichen beiderseitig über den 
Kragenecken von Dienstrock, als Mützenab­
zeichen bei Schirmmützen in der Mitte des 
Oberteils, bei Bergrnützen im oberen Teil des 
Mützenbundes. 

Mützenkokarde 

Ausführung: 
Gestanzte Metallrosette in Einheitsgröße, 
Farbe weiß-blau. 

Träger: 
Sämtliche Dienstkleidungsträger. 

Trageweise: 
In der Mitte des Mützenbundes der Schirm­
mütze. 

Mützenriemen 

Ausführung: 
Lackleder, 14 mm breit, verstellbar, Farbe 
einschließlich der Befestigungsknöpfe 
(0 12 mm) schwarz, glänzend. 

Träger: 
Feuerwehranwärter bis Hauptlöschmeister. 

Trageweise: 
Am Mützenbund der Schirmmütze. 

2. Kragen- und Mützenabzeichen (Bild 6) 

Ausführung und Träger: 5. Mützenschnur 

Ausführung und Träger: Feuerwehrwappen als Metallschild mit der 
Darstellung des Feuerwehrsymbols; Farbe 

altsilber, matt, für Feuerwehranwärter bis 
Hauptlöschmeister, 

silber, matt, für Brandmeister bis 
Hauptbrandmeister , 
Technische Fachberater 
Feuerwehr, 
Feuerwehrärzte, 
Kommandanten, 
Kreis- und Stadtbrand­
meister, 

gold, matt, für Kreis- und Stadtbrand­
räte 
sowie Kreis- und Stadtbrand­
inspektoren. 

Metallkordel, 6 mm dick, 2fach, verstellbar, 
Farbe einschließlich der Mützenknöpfe nach 
DIN 14941 ' 

silber, matt, für Brandmeister bis 
Hauptbrandmeister, 
Technische Fachberater Feuer­
wehr, 
Feuerwehrärzte, 
Kommandanten, 
Kreis- und Stadtbrandmeister, 

gold, matt, für Kreis- und Stadtbrandräte 
sowie Kreis- und Stadtbrand­
inspektoren. 

Trageweise: 
Am Mützenbund der Schirmmütze. 
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6. Deckelbiese der Bergmütze 
Ausführung und Träger: 

7. 

Metallgespinst, in die Naht zwischen Müt­
zenbund und Mützendeckel eingearbeitet; 
Farbe 

silber, matt, für Brandmeister bis 
Hauptbrandmeister , Technische 
Fachberater Feuerwehr, 
Feuerwehrärzte, 
Kommandanten, 
Kreis- und Stadtbrandmeister, 

gold, matt, für Kreis- und Stadtbrandräte 
sowie Kreis- und Stadtbrand­
inspektoren. 

Dienstgradabzeichen (Bild 7) 

Ausführung: 
Schwarzes Stoffabzeichen mit roter Umran­
dung und roten oder silberfarbenen Balken, 
Größen 5 x 30 mm (schmal) und 8 x 30 mm 
(breit). 

Träger Balken 

Feuerwehrmann 1 x rot schmal 

Oberfeuerwehrmann 2 x rot schmal 

Hauptfeuerwehrmann 3 x rot schmal 

Löschmeister 2 x rot schmal 
1 x silber schmal 

Oberlöschmeister 1 x rot schmal 
2 x silber schmal 

Hauptlöschmeister 3 x silber schmal 

Brandmeister 2 x silber schmal 
1 x silber breit 

Oberbrandmeister 1 x silber schmal 
2 x silber breit 

Hauptbrandmeister 3 x silber breit 

Trageweise: 
Linker Oberärmel von Dienstrock und 
Dienstmantel, Ansatzpunkt 100 mm über Är­
melabschluß. 

8. Funktionsabzeichen 

8.1 Funktionsabzeichen am Ärmel 

8.1.1 Führungskräfte (Bild 8) 

Ausführung: 
Schwarzes Stoffabzeichen mit roter oder 
goldfarbener Umrandung und goldfarbenen 
Balken, Größen 5 x 30 mm (schmal) und 
8 x 30 mm (breit). 

Träger Um- Balken 
randung 

Kommandant rot 1 x gold schmal 

Kreis- und Stadt-
brandmeister rot 2 x gold schmal 

Kreis- und Stadt-
brandinspektor gold 3 x gold breit 

Kreis- und Stadt-
brandrat gold 4 x gold breit 

Trageweise: 
Linker Oberärmel von Dienstrock und 
Dienstmantel, Ansatzpunkt 100 mm über Är­
melabschluß. Nur Kommandanten in kreis­
angehörigen Gemeinden tragen über dem 
Dienstgradabzeichen zusätzlich das Funk­
tionsabzeichen. Bei den übrigen Trägern von 
Funktionsabzeichen entfällt das Dienstgrad­
abzeichen. 

8.1.2 Spezialkräfte (Bild 9) 

Ausführung: 
Schwarzes Stoffabzeichen in der Form eines 
gleichschenkeligen, auf der Gr~ndlinie ste­
henden Dreiecks; Symbol (bei Arzten), Um­
grenzungslinien und Schrift silber gestickt. 

Träger: 
"Technischer Fachberater Feuerwehr" und 
"Feuerwehrarzt" 

Trageweise: 
Linker Oberärmel von Dienstrock und 
Dienstmantel, Ansatzpunkt 100 mm über Är-

. melabschluß, gegebenenfalls oberhalb von 
schon vorhandenen anderen Abzeichen. 

8.2 Kragenbiese 

Sprecher und stellvertretende Sprecher der 
Freiwilligen Feuerwehren tragen zusätzlich 
eine Kragenbiese, Farbe gold, am Dienstrock. 

8.3 Funktionsabzeichen am Helm 

8.3.1 Feste Funktionsabzeichen (Bild 10) 

(Kennzeichnung organisatorischer Funktio­
nen) 

Ausführung: . 
Wasserbeständige Klebestreifen als Balken, 
Größe 9 x 40 mm, Farbe rot. 

Träger: 
Kommandant 

Kreis- und Stadtbrandmeister 

Kreis- und Stadtbrandinspektor 

Kreis- und Stadtbrandrat 

Trageweise: 

1 Balken 

2 Balken 

3 Balken 

4 Balken 

Auf der Vorderseite des Helms, senkrecht in 
der Mitte 2 mm über dem Reflexstreifen; Ab­
stand der Balken voneinander je 3 mm. 
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8.3.2 Veränderliche Funktionsabzeichen 

(Kennzeichnung taktischer Funktionen) 

Ausführung: 
Witterungsbeständiges, geschlossenes Gum­
miband, Breite 10 mm (schmal) oder 20 mm 
(breit); Farbe schwarz oder rot. 

Träger: 
Fahrzeugführer als 
Führer einer Gruppe*) 

Zugführer 

Abschnittsführer 

Einsatzleiter 

1 Band 
(schmal, schwarz) 

1 Band 
(breit, schwarz) 

1 Band 
(schmal, rot) 

1 Band 
(breit, rot) 

Diese Abzeichen sind nur während der Aus­
übung der jeweiligen Funktion zu führen. 

Trageweise: . 
In Höhe des Reflexstreifens; der Reflexstrei­
fen darf dabei ganz oder teilweise verdeckt 
wE;!rden. 

*) Fahrzeugführer als Führer einer Staffel oder eines Trupps wer­
den nicht gesondert gekennzeichnet. 

9. 

10. 

Dienstaltersabzeichen (Bild 11) 

Ausführung: 
Schwarzes Stoffabzeichen, bestickt, Farbe 
silber, matt. 

Träger: 
Sämtliche Dienstkleidungsträger mit 10-, 20-, 
30- oder 40jähriger Dienstzeit. 

Trageweise: 
Rechter Oberärmel von Dienstrock und 
Dienstmantel; Ansatzpunkt 100 mm über Är­
melabschluß. 

Knöpfe der Dienstkleidung 

Ausführung und Träger: 
Knöpfe nach DIN 14941; Farbe 

gold, matt, für Kreis- und Stadtbrandräte 
sowie Kreis- und Stadtbrand­
inspektoren, 

silber, matt, für alle anderen Dienstklei­
dungsträger. 

Für die Knöpfe am Bund der Bergrnütze gel­
ten die gleichen Farben. 
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Ärmelabzeichen, Kragen- und Mützenabzeichen 
der Dienstkleidungsträger der Freiwilligen Feuerwehren und 

der Pflichtfeuerwehren 

Ärmelabzeichen 
- Beispiel Kreisbrandrat­

(Originalgröße ) 

Kragen- und Mützenabzeichen 
. (Originalgröße ) 
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(Bild 5) 

(Bild 6) 
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Dienstgrad- und Funktionsabzeichen 
der Dienstkleidungsträger der Freiwilligen Feuerwehren und 

der Pflichtfeuerwehren 
Dienstgradabzeichen: 
(Bild 7) 

Funktionsabzeichen 
am Ärmel 
- Führungskräfte -
(Bild 8) 

I:::::::::::::::::::::::::::::::@~ 
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2130-11-1 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 
zur tlbertragung von Aufgaben 

nach dem Bundesbaugesetz 
auf den Zweckverband 

Donau -Hafen Deggendorf 

Vom 20. August 1985 

Auf Grund von § 147 Abs. l des Bundesbaugeset­
zes in Verbindung mit § 1 des Gesetzes über Er­
mächtigungen zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
vom 3. Juli 1961 (BGEl 1 856) und § 1 Abs. 1 Satz 1 
der Verordnung über die Zuständigkeit zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen (BayRS 103-2-S) erläßt 
das Bayerische Staatsministerium des Innern im 
Einvernehmen mit der Stadt Deggendorf folgende 
Verordnung: 

§ 1 

§ 2 der Verordnung zur Übertragung von Aufga­
ben nach dem Bundesbaugesetz auf den Zweckver­
band Donau-Hafen Deggendorf vom 21. Juni 1982 
(GVEl S. 393, BayRS 2130-11-1) wird wie folgt geän­
dert: 

1. Dem Absatz 1 wird folgender Buchstabe e ange­
fügt: 

"e) zur Straßenerschließung (§ 123 ff. BBauG) und 
Erhebung von Straßenerschließungsbeiträ­
gen (§ 127 ff. BBauG)". 

2. Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: 

,,(2) IDem Zweckverband werden außerdem die 
Aufgaben, Rechte und Befugnisse der Stadt Deg­
gendorf zur Durchführung der Abwassererschlie­
ßung für das im Lageplan Maßstab 1:10 000 (An­
lage) beschriebene Gebiet übertragen (§ 123 ff. 
BBauG). 2Hinsichtlich der Grenzen wird auf eine 
Karte (Maßstab 1:2500) Bezug genommen, die von 
der Stadt Deggendorf archivmäßig verwahrt wird 
und während der Dienststunden im Stadtpla­
nungsamt von jedermann eingesehen werden 
kann." 

3. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1985 in 
Kraft. 

München, den 20. August 1985 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Karl Hili e r m eie r, Staatsminister 
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2038-3-6-3-W 

Zulassungs- und Ausbildungsordnung 
für den mittleren und den gehobenen technischen Dienst 

in der Eichverwaltung 
(ZAEich) 

Vom 28. August 1985 

Auf Grund des Art. 19 Abs. 2 des Bayerischen Be­
amtengesetzes erläßt das Bayerische Staatsmini­
sterium für Wirtschaft und Verkehr im Einverneh­
men mit dem Bayerischen Staatsministerium der 
Finanzen und dem Landespersonalausschuß fol­
gende Verordnung: 

Inhaltsübersicht 

Abschnitt! 

Allgemeines 

§ 1 Geltungsbereich 

§ 2 Ausbildungsbehörden 

§ 3 Ausbildungsleiter, Leiter der Ausbildungsbehörde, Ausbil­
dungsbeamte 

Abschnitt 11 

Vorbereitungsdienst 

§ 4 Zulassung zum Vorbereitungsdienst 

§ 5 Rechtsverhältnis 

§ 6 Ziel des Vorbereitungsdienstes 

§ 7 Aufbau und Dauer des Vorbereitungsdienstes 

§ 8 Verlängerung des Vorbereitungsdienstes 

§ 9 Praktische Ausbildung 

§ 10 TheoretischeAusbildung 

§ 11 Beschäftigungsbuch 

§ 12 Aufstiegsbeamte 

Abschnitt 111 

Aufstiegsbeamte 

Abschnitt IV 

Schlußvorschriften 

§ 13 Anwendung der Laufbahnverordnung 

§ 14 Inkrafttreten,Außerkrafttreten 

Abschnitt I 

Allgemeines 

§1 

Geltungsbereich 

Diese Verordnung gilt für die Laufbahnen des 
mittleren und des gehobenen technischen Dienstes 
in der Eichverwaltung des Freistaates Bayern. 

§2 
Ausbildungsbehörden 

Ausbildungsbehörden sind das Landesamt für 
Maß und Gewicht und die von ihm bestimmten 
Eichämter. 

§3 
Ausbildungsleiter, 

Leiter der Ausbildungsbehörde, 
Ausbildungsbeamte _ 

(1) lAusbildungsleiter ist der Leiter der Eichschu­
le beim Landesamt für Maß und Gewicht. 2Er leitet 
und überwacht die gesamte Ausbildung. 

(2) IDer Leiter der Ausbildungsbehörde stellt die 
ordnungsgemäße Ausbildung in der Ausbildungs­
behörde sicher und überzeugt sich persönlich lau­
fend vom Stand der Ausbildung. 2Er bestimmt für 
jeden Ausbildungsabschnitt fachlich und persön­
lich geeignete Ausbildungsbeamte. 

Abschnitt 11 

Vorbereitungsdienst 

§4 

Zulassung zum Vorbereitungsdienst 

(1) Zum Vorbereitungsdienst für die Laufbahn 
des mittleren eichtechnischen Dienstes kann zuge­
lassen werden, wer die gesetzlichen Voraussetzun­
gen für die Ernennung zum Beamten erfüllt, das 30. 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat und 

1. den erfolgreichen Abschluß einer Fachakademie 
oder einer öffentlich oder staatlich anerkannten 
Technikerschule in einer einschlägigen Fach­
richtung nachweist oder 

2. die Meisterprüfung in einem dem eichtechni­
schen Dienst förderlichen Handwerk oder eine 
entsprechende Industriemeisterprüfung mit Er­
folg abgelegt hat oder 
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3. die Gesellenprüfung in einem dem eichtechni­
schen Dienst förderlichen Handwerk abgelegt 
und eine fachbezogene praktische Tätigkeit von 
in der Regel fünf Jahren nach Beendigung der 
Lehrzeit ausgeübt hat. 

(2) Zum Vorbereitungsdienst für die Laufbahn 
des gehobenen eichtechnischen Dienstes kann zu­
gelassen werden, wer die gesetzlichen Vorausset­
zungen für die Ernennung zum Beamten erfüllt, das 
32. Lebensjahr noch nicht vollendet hat und die Ab­
schlußprüfung einer Fachhochschule oder einer 
Hochschule in einem Fachhochschulstudiengang in 
der Fachrichtung Maschinenbau, Elektrotechnik 
oder auf einem verwandten Gebiete mit Erfolg ab­
gelegt hat. 

(3) Der Antrag auf Zulassung zum Vorbereitungs­
dienst ist beim Landesamt für Maß und Gewicht 
schriftlich einzureichen. 

(4) Eine Einstellungsprüfung findet nicht statt. 

§5 

Rechtsverhältnis 

1 Die eingestellten Bewerber leisten den Vorberei­
tungsdienst im Beamtenverhältnis auf Widerruf ab. 
2Sie führen im mittleren Dienst die Dienstbezeich­
nung "Technischer Assistent-Anwärter" und im ge­
hobenen Dienst die Dienstbezeichnung "Techni­
scher Inspektor-Anwärter". 

§6 

Ziel des Vorbereitungsdienstes 

Ziel des Vorbereitungsdienstes ist es, Beamte 
heranzubilden, die nach ihren allgemeinen und 
fachlichen Kenntnissen und Fähigkeiten für ihre 
Laufbahn geeignet sind. 

§7 

Aufbau und Dauer des Vorbereitungsdienstes 

(1) Der Vorbereitungsdienst besteht aus einer 
praktischen Ausbildung im eichtechnischen Dienst 
(§ 9) und einer theoretischen Ausbildung (§ 10). 

(2) Der Vorbereitungsdienst für die Laufbahn des 
mittleren eichtechnischen Dienstes dauert zwölf 
Monate. 

(3) IDer Vorbereitungsdienst für die Laufbahn 
des gehobenen eichtechnischen Dienstes dauert 
18 Monate. 2 Das Landesamt für Maß und Gewicht 
kann auf Antrag bis zu sechs Monate einer fachbe­
zogenen Tätigkeit nach dem erfolgreichen Ab­
schluß der in § 4 Abs. 2 geforderten Ausbildung auf 
den Vorbereitungsdienst anrechnen. 

§8 

Verlängerung des Vorbereitungsdienstes 

(1) IDas Landesamt für Maß und Gewicht kann 
den Vorbereitungsdienst im Einzelfall verlängern, 
wenn die Ausbildung um mehr als 30 Arbeitstage 
unterbrochen wird und die versäumte Ausbildung 
in der verbleibenden Zeit nicht nachgeholt werden 

kann. 2Zeiten des Erholungsurlaubs oder eines Ur­
laubs nach § 14 oder § 15 der Urlaubsverordnung 
bleiben bei der Berechnung der Unterbrechung 
außer Betracht. 

(2) Hat der Anwärter während der Ausbildung 
den Anforderungen nicht genügt oder am Ende der 
Ausbildung die Anstellungsprüfung nicht bestan­
den, so kann das Landesamt für Maß und Gewicht 
den Vorbereitungsdienst um höchstens zwölf'Mo­
nate verlängern, wenn zu erwarten ist, daß der An­
~ärter das Ausbildungsziel bis zum Ende des ver­
längerten Vorbereitungsdienstes erreichen wird. 

§9 

Praktische Ausbildung 

(1) Die praktische Ausbildung dauert im mittle­
ren Dienst neun Monate, im gehobenen Dienst 
zwölf Monate. 

(2) IDie Anwärter werden während der prakti­
schen Ausbildung mit Grundkenntnissen über die 
Organisation und die Aufgaben der Eichverwal- . 
tung, Rechtsgrundlagen des Meß- und Eichwesens, 
mit Eichnormalen und Prüfungsmitteln, mit Meß­
technik und dem Aufbau sowie der Wirkungsweise 
von Meßgeräten vertraut gemacht. 2Daneben wer­
den Grundkenntnisse des Privatrechts und des öf­
fentlichen Rechts, insbesondere des Verwaltungs­
verfahrensrechts, vermittelt. 

(3) Ausbildungsort und -ablauf legt das Landes­
amt für Maß und Gewicht in einem Ausbildungs­
planfest. 

§ 10 

Theoretische Ausbildung 

(1) INeben der praktischen Ausbildung wird dem 
Anwärter ein gründlicher theoretischer Unterricht 
erteilt. 2Theoretischer Unterricht und praktische 
Ausbildung müssen sich gegenseitig ergänzen und 
den Anwärter auf die Anstellungsprüfung vorberei­
ten. 

(2) 1 Im Anschluß an die praktische Ausbildung 
findet ein Lehrgang an der Eichschule beim Lan­
desamt für Maß und Gewicht statt. 2Der Lehrgang 
dauert für die Anwärter des mittleren Dienstes drei 
Monate, für die Anwärter des gehobenen Dienstes 
sechs Monate. 3Der Unterrichtsstoff richtet sich 
nach dem in der Prüfungsordnung für die Eich­
schule beim Bayerischen Landesamt für Maß und 
Gewicht für den mittleren und den gehobenen eich­
technischen Dienst (BayRS 2038-3-6-2-W) genann­
ten Prüfungsstoff. 4An den Lehrgang schließt sich 
die Anstellungsprüfung an. 

§1l 

Beschäftigungsbuch 

IJeder Anwärter hat während der praktischen 
Ausbildung im Eichdienst nach näherer Bestim­
mung des Landesamts für Maß und Gewicht ein Be­
schäftigungsbuch zu führen. 2Der Ausbildungs­
beamte bestätigt und beurteilt bei Abschluß jedes 
Ausbildungsabschnitts die Eintragungen in das Be­
schäftigungsbuch. 3Das Beschäftigungsbuch ist vor 
Beginn des Lehrgangs beim Landesamt für Maß 
und Gewicht einzureichen. 
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Abschnitt III 

Aufstiegsbeamte 

§ 12 

Aufstiegsbeamte 

Die zum Aufstieg zugelassenen Beamten des ein­
fachen und des mittleren Dienstes erhalten wäh­
rend der Einführungszeit die gleiche theoretische 
Ausbildung wie die Anwärter der angestrebten 
Laufbahn. 

Abschnitt IV 

Schlußvorschriften 

§ 13 

Anwendung der Laufbahnverordnung 

Soweit diese Zulassungs:" und Ausbildungsord­
nung keine Regelung enthält, gelten dte Vorschrif­
ten der Laufbahnverordnung. 

§ 14 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

IDiese Verordnung tritt am 1. Oktober 1985 in 
Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Zulassungs- und Aus­
bildungsordnung für den mittleren und gehobenen 
technischen Dienst in der bayerischen Eichverwal­
tung - ZAEich - (BayRS 2038-3-6-3-W) außer Kraft. 

München, den 28. August 1985 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wirtschaft und Verkehr 

Anton J a u man n, Staatsminister 
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2210-4-2-4-K 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die Staatliche Versuchsanstalt 
für Gartenbau Weihenstephan 

Vom 29. August 1985 

Auf Grund des § 1 der Verordnung über die Ein­
richtung der staatlicpen Behörden (BayRS 200-1-S) 
erläßt das BayeriscHe Staatsministerium für Unter­
richt und Kultus folgende Verordnung: 

§1 

§ 3 Abs. 2 und 3 der Verordnung über die Staatli­
che Versuchsanstalt für Gartenbau Weihenstephan 
(BayRS 2210-4-2-4-K) erhalten folgende Fassung: 

,,(2) IDer Leiter der Versuchsanstalt wird vom 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus auf 
Vorschlag der Institutsleiterkonferenz nach Anhö­
rung des Beirats für die Zeit von vier Jahren be­
stellt; Wiederbestellung ist möglich. 2Er ist Dienst­
vorgesetzter des technischen und wissenschaftli­
chen Personals sowie des Verwaltungspersonals 
und hat die Institutsleiterkonferenz zu leiten. 3Er 
verteilt die Stellen und Haushaltsmittel. 

(3) An der Versuchsanstalt werden folgende In-
stitute geführt: 

Bodenkunde und Pflanzenernährung 

Botanik und Pflanzenschutz 
Freiraumplanung 

Gärtnerische Betriebslehre 
Gemüsebau 

Obstbau und Baumschulwesen 

Obst- und Gemüseverarbeitung 

Stauden und Gehölze 

Technik im Gartenbau 

Zierpflanzenbau." 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1985 in 
Kraft. 

München, den 29. August 1985 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

I. V. Dr. Be r g hofe r - We ich ne r 
Staatssekretärin 
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2236-4-1-1-K 

Schulordnung 
für die Berufsfachschulen für Hauswirtschaft und 

für Kinderpflege 
(Berufsfachschulordnung 

Hauswirtschaft und Kinderpflege 
- BFSOHwKi) 

Vom 4. September 1985 

Auf Grund von Art. 23 Abs. 2 Satz 1, Art. 24 Abs. 2, 
Art. 25 Abs. 3 Satz 3, Art. 28 Sätze 2 und 3, Art. 30 
Abs. 3, Art. 31 Abs. 4, Art. 34 Abs. 1 Nr. 6, Art. 37 Abs. 
6, Art. 40 Abs. 8 Satz 1, Art. 41 Abs. 4, Art. 46, 47 Abs. 5, 
Art. 61 Abs. 1 Satz 2, Art. 63 Abs. 9, Art. 66 und 97 des 
Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen (BayEUG) sowie Art. 34 Abs. 1 
und Art. 52 Abs. 1 des Gesetzes über das berufliche 
Schulwesen (GbSch) erläßt das Bayerische Staats­
ministerium für Unterricht und Kultus folgende 
Verordnung: 

Inhaltsübersicht 

§ 1 Geltungsbereich 

§ 2 Ausbildungsziele 

Erster Teil 

Allgemeines 

§ 3 Wahlpflichtfächergruppen 

§ 4 Ausbildungsdauer 

Zweiter Teil 

Wahl des schulischen Bildungswegs 

§ 5 Aufnahme 

§ 6 Anmeldung 

§ 7 Probezeit 

§ 8 Übertritt 

Dritter Teil 

Inhalte des Unterrichts 

§ 9 Stundentafeln 

§ 10 Religionsunterricht 

§ 11 Ethikunterricht 

§ 12 Fachpraktische Ausbildung außerhalb der Berufsfach­
schule 

§ 13 Lehr- und Lernmi ttel 

Vierter Teil 

Grundsätze des Schulbetriebs 

§ 14 Klassen und andere Unterrichtsgruppen an öffentlichen 
Berufsfachschulen 

§ 15 Wahlpflichtfächer, Wahlfächer 

§ 16 Stundenplan, Unterrichtszeit, Ferien 

§17 

§ 18 

§ 19 

§ 20 

§ 21 

§ 22 

Teilnahme 

Verhinderung 

Befreiung 

Beurlaubung 

Beaufsichtigung 

Höchstausbildungsdauer 

Fünfter Teil 

Hausaufgaben, Leistungsnachweise, 
Vorrücken und Wiederholen, 

Zeugnisse 

§ 23 Hausaufgaben 

§ 24 Nachweise des Leistungsstands 

§ 25 Schulaufgaben, Kurzarbeiten 

§ 26 Stegreifaufgaben, mündliche Leistungsnachweise 

§ 27 Besprechung, Aufbewahrung, Einsichtnahme 

§ 28 Nachholungvon Leistungsnachweisen 

§ 29 Bewertung der Leistungen 

§ 30 Bildung der Jahresfortgangsnoten 

§ 31 EntscheidungüberdasVorrücken 

§ 32 Notenausgleich 

§ 33 Vorrücken auf Probe 

§ 34 Verbot des Wiederholens 

§ 35 Schülerbogen 

§ 36 Zwischen- und Jahreszeugnisse 

§ 37 Bescheinigung über die Dauer des Schulbesuchs 

§ 38 Zeitpunkt 

Sechster Teil 

Prüfungen 

Abschnitt I 

Staatliche Abschlußprüfung 
für Schüler öffentlicher oder 

staatlich anerkannter 
Berufsfachschulen 

§ 39 Prüfungsausschuß 

§ 40 Niederschrift 

§ 41 . Festsetzung der Jahresfortgangsnoten 

§ 42 Inhalt und Verfahren der Prüfung an der Berufsfachschule 
für Hauswirtschaft 

§ 43 Inhalt und Verfahren der Prüfung an der Berufsfachschule 
für Kinderpflege 
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§ 44 Bewertung der Prüfungsleistungen 

§ 45 Festsetzung des Prüfungsergebnisses 

§ 46 . Abschlußzeugnis 

§ 47 Verhinderung an der Teilnahme 

§ 48 Unterschleif 

Abschnitt II 

Staatliche Abschlußprüfung 
für andere Bewerber 

§ 49 Zulassung 

§ 50 Prufungsgegenstände und Prüfungsverfahren 

§ 51 Festsetzung des Prufungsergebnisses 

Abschnitt III 

Abschlußprüfung 
im anerkannten Ausbildungsberuf 

Hauswirtschafter/Hauswirtschafterin 
- Schwerpunkt städtische Hauswirtschaft -

§ 52 Zuständigkeit und Verfahren 

Siebter Teil 

Schulleiter, Lehrerkonferenz, 
Klassenkonferenz 

§ 53 Schulleiter 

§ 54 Aufgaben der Lehrerkonferenz 

§ 55 Sitzungen 

§ 56 Einberufung 

§ 57 Teilnahmepflicht 

§ 58 Tagesordnung 

§ 59 Beschlußfähigkeit 

§ 60 Stimmberechtigung 

§ 61 Beschlußfassung 

§ 62 Niederschrift 

§ 63 Lehr- und Lernmittelausschuß, Disziplinarausschuß 

§ 64 Klassenkonferenz 

Achter Teil 

Einrichtungen zur Mitgestaltung 
des schulischen Lebens 

Abschnitt I 

Schülermitverantwortung 

§ 65 Allgemeines 

§ 66 Klassensprecher, Klassensprecherversammlung 

§ 67 Schülersprecher, Schülerausschuß 

§ 68 Verbindungslehrer 

§ 69 Überschulische Zusammenarbeit 

§ 70 Geschäftsordnung 

§ 71 Finanzierung und finanzielle Abwicklung von Veranstal­
tungen der Schülermitverantwortung (SMV) 

§ 72 Schülerzeitung 

§ 73 Abschluß von Rechtsgeschäften 

Abschnitt 11 

Elternvertretung 

§ 74 Mitwirkung des Elternbeirats 

§ 75 AmtszeitdesElternbeirats 

§ 76 Mitgliedschaft 

§ 77 Geschäftsgang 

§ 78 Wahl des Elternbeirats 

§ 79 WahldesVorsitzenden 

Abschnitt III 

Schulforum 

§ 80 Schulforum 

Neunter Teil 

Schule und Erziehungsberechtigte 

§ 81 Zusammenarbeit der Schule mit den Erziehuqgsberechtig­
ten 

§ 82 Volljährige Schüler 

Zehnter Teil 

Veranstaltungen und Tätigkeiten 
nicht zur Schule gehöriger Personen, 

Erhebungen 

§ 83 Veranstaltungen nicht zur Schule gehöriger Personen, 
Informationsbesuche 

§ 84 Sammlungen 

§ 85 Pausenverkauf, Sammelbestellungen 

§ 86 Druckschriften, Plakate 

§ 87 Bild-, Film-, Fernseh- und Tonaufnahmen 

§ 88 Erhebungen 

Elfter Tell 

Folgen von Pflichtverletzungen 

§ 89 Ordnungsmaßnahmen und sonstige Erziehungsmaßnah­
men 

§ 90 Entlassung 

Zwölfter Teil 

Schlußvorschriften 

§ 91 Schulaufsicht 

-§ 92 Rechtsschutz der Schüler und der Erziehungsberechtigten 

§ 93 Finanzielle Abwicklung sonstiger schulischer Veranstaltun­
gen 

§ 94 Verbot von Rauschmitteln und Rauchen, Wegnahme von 
Gegenständen 

§ 95 Haftpflichtversicherung 

§ 96 Gemeinsame SMV und gemeinsame Elternvertretung 

§ 97 Gleichwertigkeitsanerkennung 

§ 98 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
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Erster Teil 

Allgemeines 
(vgl. Art. 1 bis 3 BayEUG)*) 

§1 

Geltungsbereich 

(1) Diese Schulordnung gilt für die öffentlichen 
Berufsfachschulen für Hauswirtschaft u~d für Kin­
derpflege und die staatlich anerkannten Berufs­
fachschulen für Hauswirtschaft und für Kinder­
pflege mit dem Charakter einer öffentlichen Schule. 

(2) Für Ersatzschulen gilt diese Schulordnung im 
Rahmen der Art. 67, 69 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 4 sowie 
Art. 70 BayEUG, für staatlich anerkannte Ersatz­
schulen gilt sie darüber hinaus im Rahmen des Art. 
78 Abs. 2 BayEUG. 

§2 

Ausbildungsziele 

(1) I Die Berufsfachschule für Hauswirtschaft ver­
mittelt grundlegende Kenntnisse und Fertigkeiten 
in der Hauswirtschaft und befähigt zur selbständi­
gen Ausführung der in Familien- und Betriebs­
haushalten vorkommenden Einzelarbeiten. 2Sie 
führt nach dem zweiten Ausbildungsabschnitt zu 
einem staatlichen Berufsabschluß; bei Bestehen 
der staatlichen Abschlußprüfung wird die Berufs­
bezeichnung "Staatlich geprüfter Hauswirtschafts­
helfer/Staatlich geprüfte Hauswirtschaftshelferin" 
verliehen. 3Nach Besuch der Schule kann nach den 
Vorschriften des Berufsbildungsgesetzes die Ab­
schlußprüfung im anerkannten Ausbildungsberuf 
Hauswirtschafter /Hauswirtschafterin - Schwer­
punkt städtische Hauswirtschaft - abgelegt werden. 

(2) I Die Berufsfachschule für Kinderpflege ver­
mittelt grundlegende Kenntnisse und Fertigkeiten 
zur Tätigkeit als pädagogisch ausgebildeter Helfer 
in verschiedenen sozialpädagogischen Arbeitsfel­
dern, insbesondere bei der Betreuung von Kindern 
im vorschulischen Alter oder frühen Schulalter. 
2Bei erfolgreichem Abschluß wird die Berufsbe­
zeichnung "Staatlich geprüfter I Kinderpfleger/ 
Staatlich geprüfte Kinderpflegerin" verliehen. 

§3 

Wahlpflichtfächergruppen 

(1) IDer Unterricht wird in drei Wahlpflichtfä­
chergruppen erteilt. 2Bei der Berufsfachschule für 
Hauswirtschaft beginnt die Differenzierung erst im 
zweiten Ausbildungsabschnitt. 3Verschiedene 
Wahlpflichtfächergruppen können in gleichen Un­
terrichtsfächern mit gleichem Lernziel zusammen 
unterrichtet werden. 

(2) Der erfolgreiche Besu<?h der Wahlpflichtfä­
chergruppe I berechtigt zum Ubertritt in eine höhe­
re Jahrgangsklasse der Berufsaufbauschule nach 

*) Diese Hinweise auf Artikel des BayEUG sind lediglich redaktio­
neller Art. 

§ 8 Abs. 4 Berufsaufbauschulordnung (BASO); dabei 
gilt die Berufsfachschule für Hauswirtschaft als 
dreijährige, die Berufsfachschule für Kinderpflege 
als zweijährige Berufsfachschule. 

§4 

Ausbildungsdauer 

(1) IAn der Berufsfachschule für Hauswirtschaft 
beträgt die Ausbildungsdauer. 

1. bis zum staatlichen Berufsabschluß zwei Jahre, 

2. sofern die Abschlußprüfung im anerkannten 
Ausbildungsberuf Hauswirtschafter/Hauswirt­
schafterin - Schwerpunkt städtische Hauswirt­
schaft - angestrebt wird, 

a) in den Wahlpflichtfächergruppen I und II drei 
Jahre, 

b) in der Wahlpflichtfächergruppe III zwei Jahre 

im Vollzeitunterricht. 2Das Überwechseln in ein be­
triebliches Ausbildungsverhältnis ist möglich. 3Die 
Anrechnung der abgeleisteten schulischen Ausbil­
dungszeiten erfolgt durch die nach dem Berufsbil­
dungsgesetz zuständigen Stellen. 

(2) An der Berufsfachschule für Kinderpflege be­
trägt die Ausbildungsdauer zwei Jahre im Vollzeit­
unterricht. 

(3) Ein Ausbildungsabschnitt dauert ein Jahr. 

Zweiter Teil 

Wahl des schulischen Bildungswegs 
(vgl. Art. 23 BayEUG) 

§5 

Aufnahme 

(1) IDie Aufnahme erfolgt grundsätzlich in den 
ersten Ausbildungsabschnitt und setzt voraus 

1. für die Wahlpflichtfächergruppe I das Zeugnis 
über den qualifizierenden Hauptschulabschluß 
oder das in einem anderen Land der Bundesrepu­
blik Deutschland ausgestellte Zeugnis über den 
erfolgreichen Hauptschulabschluß mit minde-

. stens der Durchschnittsnote 2,5 und jeweils min­
destens der Note 3 in den Fächern Deutsch, Eng­
lisch und Mathematik (Rechnen); bei der Berech­
nung der Durchschnittsnote bleibt das Fach Sport 
außer Betracht, 

2. für die Wahlpflichtfächergruppe II die beendigte 
Volksschulpflicht, 

3. für die Wahlpflichtfächergruppe III einen mittle-
ren Schulabschluß (Art. 19 BayEUG). 

2Weitere Aufnahmevoraussetzung ist die Vorlage 
eines ärztlichen Zeugnisses, das nicht älter als drei 
Monate sein soll und ausweist, daß eine übertragba­
re Krankheit im Sinn des § 45 Abs. 1 Bundes-Seu­
chengesetz nicht vorliegt. 
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(2) IAn der Berufsfachschule für Hauswirtschaft 
kann in den zweiten Ausbildungsabschnitt in die 
Wahlpflichtfächergruppe 11 aufgenommen werden, 
wer 

1. das Berufsgrundschuljahr im Berufsfeld Ernäh­
rung und Hauswirtschaft erfolgreich abgeschlos­
senhat 
oder 

2. einen vom Staatsministerium für Arbeit und So­
zialordnung anerkannten mindestens einjähri­
gen Grundlehrgang für Hauswirtschaft mit min­
destens der Durchschnittsnote 2,5 abgeschlossen 
hat 
oder 

3. das Berufsvorbereitungsjahr im Hauptberufsfeld 
Ernährung und Hauswirtschaft regelmäßig und 
mit mindestens der Durchschnittsnote 2,5 abge­
schlossen hat; bei der Berechnung der Durch­
schnittsnote bleibt das Fach Sport außer Betracht 
oder 

4. mindestens ein Jahr der Ausbildung zum Haus­
wirtschafter/zur Hauswirtschafterin in einem 
Berufsausbildungsverhältnis erfolgreich abgelei­
stet und die Berufsschule mit Erfolg besucht hat. 

2An der Berufsfachschule für Hauswirtschaft kann 
in den dritten Ausbildungsabschnitt in die Wahl­
pflichtfächergruppe 11 aufgenommen werden, wer 
mindestens zwei Jahre der Ausbildung zum Haus­
wirtschafter/zur Hauswirtschafterin in einem Be­
rufsausbildungsverhältnis erfolgreich abgeleistet 
und die Berufsschule mit Erfolg besucht hat. 
3Erfolgt der Wechsel nicht unmittelbar, ist weitere 
Aufnahmevoraussetzung das Bestehen einer sich 
auf alle Vorrückungsfächer des vorangegangenen 
Ausbildungsabschnitts erstreckende Aufnahme­
prüfung. 

(3) I Die Aufnahme erfolgt grundsätzlich zu Be­
ginn des Schuljahres; sie setzt die Teilnahme am 
Unterricht am ersten Unterrichtstag oder den spä­
testens am dritten Unterrichtstag zu erbringenden 
Nachweis voraus, daß zwingende Gründe die Teil­
nahme am Unterricht verhindert haben. 2Eine 
nachträgliche Aufnahme kann bei Vorliegen eines 
wichtigen Grundes bis zum 15. Oktober erfolgen. 
3Werden einschlägige berufliche Vorkenntnisse 
nachgewiesen, kann eine nachträgliche Aufnahme 
bis zum 15. Dezember erfolgen. 41m unmittelbaren 
Anschluß an die Auflösung eines ~!nschlägigen 
Ausbildungsverhältnisses oder bei Ubertritt aus 
dem Berufsgrundschuljahr im Berufsfeld Ernäh­
rung und Hauswirtschaft kann eine nachträgliche 
Aufnahme in die Berufsfachschule für Hauswirt­
schaft spätestens bis zum Ende des ersten Schul­
halbjahres erfolgen. 

(4) IDie Aufnahme ist unbeschadet anderer Be­
stimmungen zu versagen, wenn der Bewerber 

1. zweimal die Probezeit an einer Berufsfachschule 
nicht bestanden hat oder vor ihrem Ablauf ausge­
treten ist 
oder 

2. zweimal eine Jahrgangsstufe der Berufsfach-
schule ohne Erfolg besucht hat. 

2Bewerber, die bereits eine Berufsfachschule be­
sucht haben und während eines Schuljahres ausge­
treten sind, stehen Bewerbern gleich, die dieses 
Schuljahr ohne Erfolg besucht haben. 3Dies gilt 

nicht, wenn die Lehrerkonferenz eine Ausnahme 
gewährt, weil der Austritt durch anerkennenswerte 
Gründe gerechtfertigt war. 

(5) Die Aufnahme kann versagt werden, wenn die 
Anmeldung nicht rechtzeitig erfolgt ist oder die Un­
terlagen für die Anmeldung nicht rechtzeitig vorge­
legt wurden. 

§6 

Anmeldung 

(1) IDie Schule gibt die Termine für die Anmel­
dung örtlich in geeigneter Weise bekannt. 2Die Ter­
mine dürfen nicht früher als ein halbes Jahr vor 
Schuljahresbeginn angesetzt werden. 

(2) IDie Aufnahme ist von einem Erziehungsbe­
rechtigten schriftlich zu beantragen. 2Dem Antrag 
sind das ärztliche Zeugnis im Original, die übrigen 
Zeugnisse im Original oder in beglaubigter Ab­
schrift beizufügen. 3Können die Nachweise nicht 
schon bei der Anmeldung vorgelegt werden, müs­
sen sie bis zu einem von der Schule zu bestimmen­
den Termin, der vor Unterrichtsbeginn liegen muß, 
nachgereicht werden. 

§7 

Probezeit 

(1) IDie endgültige Aufnahme ist abhängig vom 
Bestehen der Probezeit. 21n der Probezeit wird fest­
gestellt, ob der Schüler den Anforderungen der Be­
rufsfachschule gewachsen ist. 

(2) lAIs Probezeit gilt das erste Schulhalbjahr. 
2War der Schüler aus besonderen Gründen, insbe­
sondere durch nachgewiesene längere Erkrankung 
in seiner Leistungsfähigkeit beeinträchtigt, so kann 
die Probezeit längstens bis zum Ende des Schuljah­
res verlängert werden. 

(3) I Die Probezeit ist nicht bestanden, wenn bei 
einer Gesamtwürdigung der Leistungen des Schü­
lers nicht damit gerechnet werden kann, daß er das 
Ziel der Berufsfachschule erreicht. 2Dies ist in der 
Regel der Fall, wenn die Leistungen am Ende der 
Probezeit in einem Vorrückungsfach mit der Note 6 
oder in zwei Vorrückungsfächern mit der Note 5 zu 
bewerten sind und keine Umstände vorliegen, die 
bessere Leistungen wahrscheinlich machen; die 
Bestimmungen über den Notenausgleich (§ 32) gel­
ten entsprechend. 

(4) Endet nach bestandener Probezeit das Schul­
verhältnis, so unterliegt der Schüler bei einem Wie­
dereintritt erneut den Probezeitbestimmungen. 

(5) Über das Bestehen der Probezeit und die Ver­
längerung der Probezeit entscheidet der Schulleiter 
auf der Grundlage einer Empfehlung der Klassen­
konferenz. 

(6) I Hat ein Schüler die Probezeit nicht bestan­
den, so ist dies unverzüglich den Erziehungsberech­
tigten schriftlich mitzuteilen; dabei sind die Gründe 
darzulegen. 2Auf Antrag erhält der Schüler eine Be­
scheinigung über die Dauer des Schulbesuchs ein­
schließlich der erzielten Leistungen. 31st die Probe­
zeit über das erste Schulhalbjahr hinaus verlängert 
worden, erhält der Schüler im Zwischenzeugnis 
einen Vermerk über die Verlängerung. 
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(7) In der Berufsfachschule für Kinderpflege kön­
nen Schüler der Wahlpflichtfächergruppen I und 
111, die auf Grund nicht ausreichender Leistungen 
in Fächern, die in der Wahlpflichtfächergruppe 11 
keine Pflichtfächer sind, die Probezeit nicht bestan­
den haben, auf schriftlichen Antrag eines Erzie­
hungsberechtigten nach Ablauf der Probezeit in die 
Wahlpflichtfächergruppe 11 wechseln, wenn sie die 
Probezeit ohne Berücksichtigung der vorgenannten 
Fächer bestanden haben und der Wechsel schulor­
ganisatorisch möglich ist. 

§8 

Übertritt 

(1) lSchüler, die den ersten Ausbildungsabschnitt 
mit Erfolg besucht haben, können zu Beginn des 
folgenden Schuljahres in den zweiten Ausbildungs­
abschnitt einer anderen Berufsfachschule für 
Hauswirtschaft bzw. für Kinderpf~ege übertreten. 
2Während des Schuljahres ist ein Ubertritt nur aus 
wichtigem Grund möglich. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend beim Wechsel von 
der Wahlpflichtfächergruppe I oder 111 in die Wahl­
pflichtfächergruppe 11. 

Dritter Teil 

Inhalte des Unterrichts 
(vgI.Art. 24 bis 27 und 30 BayEUG) 

§9 

Stundentafeln 

(1) Für die Berufsfachschulen für Hauswirtschaft 
und für Kinderpflege gelten die Stundentafeln nach 
den Anlagen 1 und 2. 

(2) Das Staatsministerium kann bei Vorliegen be­
sonderer Umstände Abweichungen von der Stun­
dentafel für die Dauer eines Schuljahres, bei Er­
satz schulen über die Dauer eines Schuljahres hin­
aus, genehmigen. 

(3) Keiner Genehmigung bedürfen organisato­
risch bedingte Zusammenfassungen des Unter­
richts in einzelnen Unterrichtsfächern (Verblok­
kung) im Rahmen der Gesamtstunden eines Fachs 
im Schuljahr; die Summe der Unterrichtsstunden 
aller Fächer in einer Woche darf jedoch die Summe 
der wöchentlichen Unterrichtsstunden nach den 
Stundentafeln um nicht mehr als zwei Unterrichts­
stunden überschreiten. 

(4) An der Berufsfachschule für Hauswirtschaft 
bedarf die Verblockung der fachpraktischen Aus­
bildung (Hauswirtschaftliche Praxis) der Abstim­
mung mit den nach dem Berufsbildungsgesetz zu­
ständigen Stellen. 

(5) lFür Aussiedlerschüler und für ausländische 
Schüler mit nichtdeutscher Muttersprache, die an 
der zuvor besuchten Schule keinen Unterricht im 

Fach Englisch hatten, kann zur Vermeidung einer 
unbilligen Härte Englisch durch eine . andere 
Fremdsprache ersetzt werden. 2Die Entscheidung 
einschließlich der näheren Festlegung über die er­
forderlichen Leistungsnachweise trifft · die Schul­
aufsichtsbehörde. 

§ 10 

Religionsunterricht 

(1) lDer Religionsunterricht ist für die bekennt­
nisangehörigen Schüler Pflichtfach. 2Die Abmel­
dung vom Religionsunterricht bedarf der Schrift­
form. 3Sie gilt jeweils für das laufende Schuljahr 
und muß spätestens innerhalb der ersten zwei W 0-
chen nach Unterrichtsbeginn erfolgen; eine spätere 
Abmeldung ist nur aus wichtigem Grund zulässig. 

(2) lAuf schriftlichen Antrag der Erziehungsbe­
rechtigten werden Schüler, die keiner Religionsge­
meinschaft angehören, zur Teilnahme am Reli­
gionsunterricht eines Bekenntnisses als Pflichtfach 
zugelassen, wenn die Religionsgemeinschaft, für 
deren Bekenntnis der betreffende Religionsunter­
richt eingerichtet ist, zustimmt und zwingende 
schulorganisatorische Gründe nicht entgegenste­
hen. 2Dies gilt entsprechend für Schüler, für deren 
Religionsgemeinschaft Religionsunterricht als or­
dentliches Lehrfach für die betreffende Schulart an 
öffentlichen Schulen in Bayern nicht eingerichtet 
ist; in diesem Fall ist dem Antrag die Zustimmung 
dieser Religionsgemeinschaft beizufügen. 3Die Zu­
lassung spricht der Schulleiter aus. 4Für den Zeit­
punkt des Antrags gilt Absatz 1 Satz 3 entspre­
chend. 5Die Zulassung gilt für die Dauer des Be­
suchs der betreffenden Schulart, soweit nicht die 
Zustimmung einer beteiligten Religionsgemein­
schaft widerrufen wird. 6Mit der Teilnahme am Re­
ligionsunterricht entfällt die Pflicht zum Besuch 
des Ethikunterrichts. 7Für die Abmeldung vom Re­
ligionsunterricht gilt Absatz 1 entsprechend; die 
erneute Teilnahme an einem Religionsunterricht 
nach Satz 1 darf frühestens nach Ablauf eines vol­
len Schuljahres nach der Abmeldung von dem vor­
her besuchten Religionsunterricht zugelassen wer­
den. 

(3) lTritt ein Schüler während des Schuljahres 
aus dem Religionsunterricht aus, so hat er binnen 
angemessener Frist, die in der Regel nicht länger 
al~ drei Monate betragen soll, eine Prüfung über 
den bis zum Zeitpunkt des Austritts im Unterrichts­
fach Ethik behandelten Stoff des Schuljahres abzu­
legen. 2Erfolgt der Austritt während der letzten drei 
Monate des Schuljahres, so ist die Prüfung späte­
stens in der ersten Unterrichtswoche des folgenden 
Schuljahres bzw. im Zusammenhang mit der Ab­
schlußprüfung abzulegen; ihr Ergebnis gilt als Jah­
resfortgangsnote im Fach Ethik. 

(4) Für den Religionsunterricht ist eine Mindest­
teilnehmerzahl von fünf Schülern erforderlich. 

§11 

Ethikunterricht 

(1) Sind an einer Schule mindestens fünf Schüler, 
die den Religionsunterricht nicht besuchen, so muß 
für diese Schüler Ethikunterricht als Pflichtfach 
eingerichtet werden. 
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(2) Für den Wechsel vom Unterrichtsfach Ethik 
zum Religionsunterricht gilt § 10 Abs. 3 entspre­
chend. 

§ 12 

Fachpraktische Ausbildung außerhalb 
der Berufsfachschule 

(vgl. Art. 29 Abs. 3 Satz 2 Bay EUG) 

. (1) Ziel der fachpraktischen Ausbildung ist es, die 
m der schulischen Ausbildung erworbenen Kennt­
nisse auf die Praxis zu übertragen sowie die erlern­
ten Fähigkeiten und Fertigkeiten in der Praxis zu 
erproben und zu üben. 

(2) IAn der Berufsfachschule für Hauswirtschaft 
erfolgt die fachpraktische Ausbildung (Hauswirt­
schaftliche Praxis) in der Regel in geeigneten 
außerschulischen Einrichtungen an einem Tag der 
Woche. 2Die Auswahl der Praxisstätten erfolgt 
durch die Schule nach Abstimmung mit der nach 
dem Berufsbildungsgesetz zuständigen Stelle. 3Von 
der in der Wahlpflichtfächergruppe III vor Beginn 
des zweiten Ausbildungsabschnitts abzuleistenden 
fachpraktischen Ausbildung sollen drei Wochen in 
die im allgemeinen unterrichtsfreie Zeit fallen. 4Die 
fachpraktische Ausbildung soll bei Verblockung 
acht Zeitstunden täglich nicht überschreiten. 

(3) IAn der Berufsfachschule für Kinderpflege er­
folgt die fachpraktische Ausbildung (Sozialpflegeri­
sche Praxis) in der Regel in geeigneten außerschu­
lischen Einrichtungen wie Kinderkrippe, Kinder­
garten, Hort oder Heim an einem Tag der Woche. 
2Die Auswahl der Praxisstätten erfolgt durch die 
Schule. 3Die fachpraktische Ausbildung soll bei 
Verblockung acht Zeitstunden täglich nicht über­
schreiten. 

§ 13 

Lehr- und Lernmittel 

(1) Im Unterricht dürfen nur Filme und Bildrei­
hen verwendet werden, die vom Institut für Film 
und Bild in Wissenschaft und Unterricht für schuli­
sche Zwecke hergestellt oder von einer Staatlichen 
Landesbildstelle zur Vorführung im Unterricht zu-
gelassen sind. . 

(2) I Im übrigen darf der Lehrer von ihm selbst 
hergestellte oder beschaffte Lehrmittel, insbeson­
dere Bild- und Tonträger, im Unterricht nur ver­
~enden, wenn diese die lehrplanmäßige Unter­
nchtsgestaltung unmittelbar unterstützen. 2Bei Fil­
men und Bildreihen zu Themen des fachtheoreti­
schen und fachpraktischen Unterrichts entscheidet 
der Schulleiter. 

(3) Die Klassenlektüre in den Fächern Deutsch 
und Englisch wird unter Berücksichtigung der 
Lehrpläne vom Lehrer im Einvernehmen mit dem 
Schulleiter ausgewählt. 

(4) Die Schule kann ein Jahres- oder Abschluß­
zeugnis oder eine Bescheinigung über die Dauer 
des Schulbesuchs zurückbehalten, wenn ein vom 
Schüler zurückzugebendes Lernmittel trotz wieder­
holter Mahnung weder zurückgegeben noch zu sei­
nem Zeitwert ersetzt wird. 

Vierter Teil 

Grundsätze des Schul betriebs 
(vgl. Art. 28 bis 34 BayEUG) 

§ 14 

Klassen und andere Unterrichtsgruppen 
an öffentlichen Berufsfachschulen 

(1) Die Zahl der Schüler in einer Klasse darf zu 
Beginn des Unterrichts bei bis zu zwei parallelen 
Kla.ssen im Durchschnitt nicht weniger als 16, bei 
dreI parallelen Klassen im Durchschnitt nicht we­
niger als 21 und bei mehr als drei parallelen Klas­
sen im Durchschnitt nicht weniger als 24 betragen. 
2Die Zahl der Schüler einer Klasse soll nicht mehr 
als 32 betragen. . 

.. (2) lIn Wahlpflichtfächern, bei lehrplanmäßigen 
Ubungen sowie bei fachpraktischem Unterricht 
können Klassen in zwei Gruppen mit mindestens 
a~ht Sc~ülern ge~~ilt werden. 2Soweit dies aus orga­
mS8:tonschen Grunden oder zur Sicherung des Un­
terrlChtserfolgs notwendig ist, kann eine dritte 
~ruppe gebildet werden. 3Die fachpraktische Aus­
bIldung außer halb der Schule gemäß § 12 erfolgt 
einzeln oder in kleinen Gruppen. 

(3) IUnterricht in Wahlfächern kann eingerichtet 
werden, wenn zu Beginn des Schuljahres minde­
stens .zwölf ~chüler, bei Fortführung im folgenden 
Schuljahr mmdestens acht Schüler daran teilneh­
men. 2Beim Instrumentalunterricht beträgt die 
Mindestgruppengröße fünf (bei Tasteninstrumen­
ten zwei) Schüler. 3Schüler verschiedener Klassen 
sollen beim Wahlunterricht zusammengefaßt wer­
den. 4Bestehen an einem Ort mehrere Schulen für 
die ein Wahl unterricht gleicher Art in Betr~cht 
kommt, so kann er gemeinsam erteilt werden. 5Die 
Schulleiter entscheiden gemeinsam über die Ver­
teilung des Wahlunterrichts auf die einzelnen Schu­
len und stellen das Einvernehmen mit dem Auf­
wandsträger her. 

. (4) lDie Schulaufsichtsbehörde kann aus organi­
satorischen Gründen: anordnen oder genehmigen, 
daß Klassen verschiedener Ausbildungsrichtungen 
in Fächern mit gleichen Lehrplänen gemeinsam 
unterrichtet werden. 2Von den festgelegten Min­
deststärken kann die Schulaufsichtsbehörde aus 
besonderen Gründen Ausnahmen zulassen. 

§ 15 

Wahlpflichtfächer, Wahlfächer ' 

(1) Die Wahlpflichtfächergruppe wird im Rahmen 
des schulischen Angebots durch die Erziehungs­
berechtigten gewählt. 

(2) Welche Wahlfächer im Rahmen der Stunden­
tafel unterrichtet werden, entscheidet der Schul­
leiter im Benehmen mit der Lehrerkonferenz. 

§ 16 

Stundenplan, Unterrichtszeit, Ferien 

(1) Der Stundenplan wird vom Schulleiter festge-
setzt. . 
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(2) IDer Unterricht wird an fünf oder sechs Wo­
chentagen erteilt. 2Der Schulleiter setzt die Unter­
richtszeiten im Benehmen mit dem Schulforum und 
dem Aufgabenträger im Sinn des Art. 1 des Geset­
zes über die Kostenfreiheit des Schulwegs fest. 3Der 
Vormittagsunterricht soll in der Regel um acht Uhr 
beginnen. 

(3) I Eine Unterrichtsstunde dauert 45 Minuten, 
eine Stunde fachpraktische Ausbildung (§ 12) 
60 Minuten. 2Ausreichende Pausen sind vorzuse­
hen. 

(4) IFällt der Unterricht an mehr als fünf aufein­
anderfolgenden Schultagen aus, so ist die versäum­
te Zeit im gleichen Schuljahr nachzuholen. 2Die 
Schulaufsichtsbehörde kann aus besonderen Grün­
den Abweichungen hiervon zulassen oder anord­
nen. 

(5) Die Gesamtdauer der Ferien während eines 
Schuljahres beträgt 75 Werktage; § 1..2 Abs. 2 Satz 3 
bleibt unberührt. 

§ 17 

Teilnahme 

(1) IDie Schüler sind zur pünktlichen und regel­
mäßigen Teilnahme am Unterricht und an den son­
stigen verbindlichen Schulveranstaltungen ver­
pflichtet. ' 2Die durch die Teilnahme an verbindli­
chen Schulveranstaltungen entstehenden Auslagen 
müssen für alle zumutbar sein. 

(2) Die Entscheidung über Durchführung und 
Verbindlichkeit sonstiger Schulveranstaltungen . 
trifft unbeschadet § 54 Nr.2 und § 74 Abs. 2' der 
Schulleiter. . 

(3) IWährend der Teilnahme an der fachprakti­
schen Ausbildung haben die Schüler auch den An­
ordnungen der Praktikumsgeber Folge zu leisten; 
in außerschulischen Einrichtungen unterliegen sie 
auch einer dort bestehenden Werkstatt- oder Haus­
ordnung, soweit Sinn und Zweck der fachprakti­
schen Ausbildung nicht entgegenstehen. 2Schüler 
dürfen für die fachpraktische Ausbildung kein Ent­
gelt fordern oder entgegennehmen. 3Sie sind zum 
Stillschweigen über alle Angelegenheiten ver­
pflichtet, die ihnen im Rahmen der fachpraktischen 
Ausbildung in außerschulischen Einrichtungen zur 
Kenntnis gelangen, soweit sie der Geheimhaltung 
unterliegen. 

§ 18 

Verhinderung 

(1) lIst ein Schüler aus zwingenden Gründen ver­
hindert, am Unterricht oder an einer sonstigen ver­
bindlichen Schulveranstaltung teilzunehmen, so ist 
die Schule unverzüglich unter Angabe des Grundes 
schriftlich zu verständigen. ,21m Fall fernmündli­
cher Verständigung ist eine ,schriftliche Mitteilung 
innerhalb einer Woche nachzureichen. 3Außerschu­
lische Einrichtungen der fachpraktischen Ausbil­
dung sin:d darüber hinaus zu unterrichten. 

(2) 1 Bei Erkrankung von mehr als drei Unter­
richtstagen ist bei Wiederbesuch der Schule eine 
Mitteilung über die Dauer der Krankheit vorzule­
gen. 2Dauert die Erkrankung mehr als fünf Unter-

richtstage, so kann die Schule die Vorlage eines 
ärztlichen Zeugnisses verlangen. 3Häufen sich 
krankheitsbedingte Schulversäumnisse oder b~ste­
hen an der Erkrankung Zweifel, so kann die Schule 
die Vorlage eines ärztlichen oder schulärztlichen 
Zeugnisses verlangen. 4Wird das Zeugnis nicht vor­
gelegt, so gilt das Fernbleiben als unentschuldigt. 

(3) Ein ärztliches oder schulärztliches Zeugnis 
kann in der Regel nur dann als genügender Nach­
weis für die geltend gemachte Erkrankung aner­
kannt werden, wenn es auf Feststellungen beruht, 
die der Arzt während der Zeit der Erkrankung ge­
troffen hat. 

§ 19 

Befreiung 

(1) Der Schulleiter kann in begründeten Fällen 
vom Unterricht in einzelnen Fächern in der Regel 
zeitlich begrenzt befreien. 

(2) I Eine Befreiung von der fachpraktischen Aus­
bildung ist nicht möglich. 2Ergibt sich nach der Auf­
nahme in die Berufsfachschule, daß der Schüler auf 
Dauer gehindert ist, an der fachpraktischen Ausbil­
dung teilzunehmen, wird er, wenn er nicht aus der 
Schule austritt, vom Schulleiter entlassen. 

(3) Über die Befreiung von einzelnen Unterrichts­
stunden oder Schulveranstaltungen wegen körper­
licher Beeinträchtigung entscheidet der zuständige 
Lehrer. 

§ 20 

Beurlaubung 

(1) Schüler können in dringenden Ausnahmefäl­
len auf schriftlichen Antrag der Erziehungsberech­
tigten beurlaubt werden. 

(2) IDen Schülern ist ausreichende Gelegenheit 
zur Erfüllung ihrer religiösen Pflichten zu geben. 
2Zur Teilnahme an Einkehrtagen und ' Rüstzeiten 
können Schüler bis zu zwei Schultagen im Schul­
jahr beurlaubt werden, wenn nicht besondere schu­
lische Gründe entgegenstehen. 

(3) ISollen Schüler mehrerer Berufsfachschulen 
für Hauswirtschaft oder für Kinderpflege zur Teil­
nahme an außerschulischen Veranstaltungen be­
urlaubt werden, so darf hierüber erst nach Geneh­
migung der Schulaufsichtsbehörde entschieden 
werden. 2Die Genehmigung setzt einen Antrag des 
Veranstalters unter Angabe der Zahl der zu beur­
laubenden Schüler und der betreffenden Schulen 
voraus. 3Sind Berufsfachschulen mehrerer Auf­
sichtsbezirke oder auch Schulen anderer Schular­
ten betroffen, so trifft die Schulaufsichtsbehörde ih­
re Entscheidung im Einvernehmen mit den ande­
ren jeweils zuständigen Stellen. 4Das Staats mini­
sterium kann für einzelne Veranstaltungen die Be­
urlaubung landesweit genehmigen. 

(4) 'Für die Erteilung im Einzelfall ist zuständig 

1. bei Beurlaubung bis zu 15 Unterrichtstagen sowie 
bei Beurlaubung wegen Schwangerschaft oder 
Mutterschaft der Schulleiter, 

2. in sonstigen Fällen die Schulaufsichtsbehörde. 
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§21 §24 

Beaufsichtigung 

(1) Die Aufsichtspflicht der Schule erstreckt sich 
auf die Zeit, in der die Schüler am Unterricht oder 
an sonstigen Schulveranstaltungen teilnehmen, 
einschließlich einer angemessenen Zeit vor Beginn 
und nach Beendigung des Unterrichts oder der 
Schulveranstaltungen. 

(2) Der Umfang der Aufsichtspflicht richtet sich 
nach der geistigen und charakterlichen Reife der zu 
beaufsichtigenden Schüler. 

§22 

Höchstausbildungsdauer 

(1) Die Höchstausbildungsdauer beträgt vier Jah­
re, an der Berufsfachschule für Hauswirtschaft in 
den Wahl pflichtfächer gruppen I und 11 fünf Jahre, 
sofern der Berufsabschluß im anerkannten Ausbil­
dungsberuf Hauswirtschafter/Hauswirtschafterin 
- Schwerpunkt städtische Hauswirtschaft - ange­
strebt wird. 

(2) Die Schulaufsi.chtsbehörde kann unter den 
Voraussetzungen des § 91 Abs. 2 Ausnahmen zulas­
sen. 

(3) I Für die Berechnung der Höchstausbildungs­
dauer zählen alle an öffentlichen oder staatlich an­
erkannten Berufsfachschulen für Hauswirtschaft 
bzw. für Kinderpflege verbrachten Jahre, auch 
wenn sie durch Nichtbestehen der Probezeit, Aus­
tritt oder Krankheit verkürzt waren. 2Die Höchst­
ausbildungsdauer gilt auch dann als überschritten, 
wenn feststeht, daß der Abschluß der Schule nicht 
mehr innerhalb der Höchstausbildungsdauer er­
rei<l.ht werden kann. 

(4) IDer Austritt läßt das einmal erworbene Recht 
zum Vorrücken unberührt. 2Bei einem späteren 
Wiedereintritt unterliegt der Schüler der Probezeit. 
3Der Leiter der zuletzt besuchten Berufsfachschule 
hat die Erfüllung der Berufsschulpflicht zu über­
prüfen und bei Fortbestehen die zuständige oder 
nächstgelegene Berufsschule zu benachrichtigen. 

FünterTeil 

Hausaufgaben, Leistungsnachweise, 
Vorrücken und Wiederholen, 

Zeugnisse 

§23 

Hausaufgaben 

Um den Lehrstoff einzuüben und die Schüler zu 
eigener Tätigkeit anzuregen, werden Hausauf­
gaben gestellt, die von einem Schüler mit durch­
schnittlichem Leistungsvermögen in angemessener 
Zeit erledigt werden können. 

Nachweise des Leistungsstands 
(vgI.Art.31 BayEUG) 

(1) ILeistungsnachweise im Sinn von Art. 31 
Abs.1 BayEUG sind Schulaufgaben, Stegreifaufga­
ben, Kurzarbeiten, Berichte sowie mündliche und 
praktische Leistungen. 2Sie sind möglichst gleich­
mäßig über das Schuljahr zu verteilen. 

.(2) I In einstündigen allgemeinen und fachtheore­
tischen Pflicht- und Wahlpflichtfächern sind im 
Schuljahr mindestens zwei Kurzarbeiten zu ferti­
gen. 21n zwei- und mehrstündigen allgemeinen und 
fachtheoretischen Pflicht- und Wahlpflichtfächern 
sind im Schuljahr rp.indestens zwei Schulaufgaben 
zu fertigen und mindestens zwei mündliche Lei­
stungsnachweise zu erheben. 31n vier- und mehr­
stündigen Pflicht- und Wahlpflichtfächern des 
fachpraktischen Lernbereichs sind im Schuljahr 
mindestens zwei praktische und zwei mündliche 
Leistungsnachweise zu erheben, in den übrigen 
Pflichtfachern des fachpraktis'chen Lernbereichs 
sind im Schuljahr mindestens ein praktischer und 
zwei mündliche Leistungsnachweise zu erheben. 
41n der fachpraktischen Ausbildung (§ 12) fertigen 
die Schüler über jeden Praxistag einen Bericht. 

(3) Der Schulleiter kann im Benehmen mit der 
Lehrerkonferenz eine über die Mindestzahlen nach 
Absatz 2 hinausgehende Anzahl der im Schuljahr 
zu fordernden Leistungsnachweise sowie Mindest­
zahlen über zu fordernde Kurzarbeiten festlegen; 
dabei ist die unterschiedliche Bedeutung der einzel­
nen Fächer angemessen zu berücksichtigen. 

(4) lEine der nach Absatz 2 geforderten Schulauf­
gaben kann durch zwei Kurzarbeiten ersetzt wer­
den. 2Die Entscheidung darüber wird jeweils zu Be­
ginn des Schuljahres vom zuständigen Fachlehrer 
im Benehmen mit dem Fachbetreuer getroffen und 
den Schülern mitgeteilt .. 3Höchstens die Hälfte der 
nach Absatz 2 geforderten mündlichen Leistungen 
kann durch Stegreifaufgaben ersetzt werden; diese 
Begrenzung gilt nicht in Fächern, die klassenüber­
greifend unterrichtet werden. 

(5) Über die Leistungen des Schülers führen die 
Lehrer Aufzeichnungen. 

§ 25 

Schulaufgaben, Kurzarbeiten 

. (1) ISchulaufgaben und Kurzarbeiten werden 
spätestens eine Woche vorher angekündigt. 2An 
einem Tag soll nicht mehr als eine Schulaufgabe 
gehalten werden. 3An Tagen, an denen eine Schul­
aufgabe gehalten wird, sollen Kurzarbeiten in der 
Regel nicht gehalten werden. 

(2) ISchulaufgaben können sich auf den gesamten 
bisher behandelten Lehrstoff beziehen. 2Kurzarbei­
ten erstrecken sich auf den Inhalt von höchstens 
sechs unmittelbar vorangegangenen Unterrichts­
stunden einschließlich der Grundkenntnisse des 
Fachs; die Bearbeitungszeit soll nicht mehr als 30 
Minuten betragen. 

(3) Der Schulleiter kann nach Rücksprache mit 
dem Lehrer und dem Fachbetreuer der Schule eine 
Schulaufgabe oder Kurzarbeit für ungültig erklären 
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und die Anfertigung einer neuen anordnen, wenn 
die Anforderungen nicht angemessen ' waren oder 
der Lehrstoff nicht genügend vorbereitet war. 

§ 26 

Stegreifaufgaben, mündliche Leistungsnachweise 

(1) lStegreifaufgaben werden nicht angekündigt. 
2Sie beschränken sich auf den Inhalt der vorange­
gangenen Unterrichtsstund~ einschließlich der 
Grundkenntnisse des Fachs; die Bearbeitungszeit 
soll nicht mehr als 20 Minuten betragen. 3Stegreif­
aufgaben können in allen Fächern gehalten wer­
den; sie werden zu den mündlichen Leistungen ge­
zählt. 4Hat ein Schüler die vorangegangene Unter­
richtsstunde versäumt, so entscheidet der Lehrer, 
ob dem Schüler die Bearbeitung zugemutet werden 
kann. 5§ 25 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Mündliche Leistungsnachweise sind Rechen­
schaftsablagen und Unterrichtsbeiträge. 

(3) An Tagen, an denen die Klasse eine Schulauf­
gabe schreibt, sollen Stegreifaufgaben in der Regel 
nicht gegeben werden. . . 

§ 27 

Besprechung, Aufbewahrung, Einsichtnahme 

(1) Schulaufgaben sollen innerhalb von drei Wo­
chen, Stegreifaufgaben und Kurzarbeiten inner­
halb von zwei Wochen zurückgegeben und mit den 
Schülern besprochen werden. 

(2) lSchulaufgaben und Kurzarbeiten werden den 
Schülern auf Antrag mit nach Hause gegeben. 2Die 
Leistungsnachweise sind innerhalb einer Woche 
unverändert an die Schule zurückzugeben; andern­
falls kann die Hinausgabe weiterer Leistungsnach­
weise des Schülers unterbleiben. 

(3) 1 Prüfungsaufgaben, Schulaufgaben, Stegreif­
aufgaben, Kurzarbeiten und Berichte werden von 
der Schule für die Dauer von zwei Schuljahren nach 
Ablauf des Schuljahres, in dem sie geschrieben 
worden sind, aufbewahrt. 2Werkstücke, Zeichnun­
gen und andere praktische Arbeiten können nach 
der Bewertung an die Schüler zurückgegeben wer­
den. 

(4) Den Schülern und ihren Erziehungsberechtig­
ten ist Gelegenheit zu geben, nach Abschluß ' der 
staatlichen Abschlußprüfung Einsicht in die Lei­
stungsnachweise zu nehmen. 

§28 

Nachholung von Leistungsnachweisen 

(1) lVersäumt ein Schüler einen angekündigten 
Leistungsnachweis mit ausreichender Entschuldi­
gung, so erhält er einen Nachtermin. 2Versäumt ein 
Schüler mehrere angekündigte Leistungsnachwei-

. se mit ausreichender Entschuldigung, so kann je 
Fach ein Nachtermin für mehrere Leistungsnach­
weise angesetzt werden. 

(2) lVersäumt 'der Schüler den Nachtermin mit 
ausreichender Entschuldigung, so kann eine 

schriftliche bzw. praktische Ersatzprüfung ange­
setzt werden. 2Eine schriftliche Ersatzprüfung kann 
auch angesetzt werden, wenn in einem Fach ohne 
Schulaufgaben und Kurzarbeiten keine hinrei­
chenden Leistungsnachweise durch Stegreifaufga­
ben vorliegen und der Schüler wegen seiner Ver­
säumnisse auch mündlich nicht hinreichend ge­
prüft werden konnte. 3Eine mündliche Ersatzprü­
fung kann angesetzt werden, wenn in einem Fach 
mit Schulaufgaben oder Kurzarbeiten die mündli­
chen Leistungen des Schülers wegen seiner Ver­
säumnisse nicht hinreichend beurteilt werden kön­
nen. 

(3) lEine Ersatzprüfung kann in einem Fach nur 
einmal im Schulhalbjahr stattfinden. 2Sie kann sich 
über den gesamten bis dahin behandelten Unter­
richtsstoff des Schuljahres erstrecken. 3Der Termin 
der Ersatzprüfung ist dem Schüler und den Erzie­
hungsberechtigten spätestens eine Woche vorher 
mitzuteilen. 4Mit dem Termin ist dem Schüler der 
Prüfungsstoff bekanntzugeben. 

(4) lNimmt der Schüler an der Ersatzprüfung we­
gen Erkrankung nicht teil, so muß die Erkrankung 
durch ärztliches Zeugnis nachgewiesen werden. 
2Die Schule kann die Vorlage eines schulärztlichen 
Zeugnisses verlangen. 

§ 29 

Bewertung der Leistungen 

(1) lDen Noten sind folgende Wortbedeutungen 
zugrunde zu legen: 

1. Sehr gut (1) 
Die Note "sehr gut" soll erteilt werden, wenn die 
Leistung den Anforderungen in besonderem Maß 
entspricht. 

2. Gut (2) 
Die Note "gut" soll erteilt werden, wenn die Lei­
stung den Anforderungen voll entspricht. 

3. Befriedigend (3) 
Die Note "befriedigend" soll erteilt werden, wenn 
die Leistung im allgemeinen den Anforderungen 
entspricht. 

4. Ausreichend (4) 
Die Note "ausreichend" soll erteilt werden, wenn 
die Leistung zwar Mängel aufweist, aber im gan:, 
zen den Anforderungen noch entspricht. ., 

5. Mangelhaft (5) 
Die Note "mangelhaft" soll erteilt werden, wenn 
die Leistung den Anforderungen nicht entspricht, 
jedoch erkennen läßt, daß die notwendigen 
Grundkenntnisse vorhanden sind und die Mängel 
in absehbarer Zeit behoben werden können. 

6. Ungenügend (6) 
Die Note "ungenügend" soll erteilt werden, wenn 
die Leistung den Anforderungen nicht entspricht 
und selbst die Grundkenntnisse so lückenhaft 
sind, daß die Mängel in absehbarer Zeit nicht be­
hoben werden können. 

2Der Begriff ,,Anforderungen" bezieht sich auf den 
Umfang sowie auf die selbständige und richtige An­
wendung der Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertig­
keiten sowie auf die Art der Darstellung. 

(2) lZwischennoten werden nicht erteilt. 2Erläute­
rungen einschließlich eventueller Notentendenzen 
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und Schlußbemerkungen können auf den Arbeiten 
angebracht werden; bei Schulaufgaben im Fach 
Deutsch muß dies geschehen. 

(3) 1 Bei der Bewertung einer schriftlichen Arbeit 
kann die äußere Form mit berüoksichtigt werden. 
2Hat sich die Form auf die Benotung ausgewirkt, so 
ist dies in einer Bemerkung zum Ausdruck zu 
bringen. 

(4) Versäumt ein Schüler ohne ausreichende Ent­
schuldigung einen angekündigten Leistungsnach­
weis, verweigert er eine Leistung oder gibt er die 
Berichte nicht termingerecht ab, so wird die Note 6 
erteilt. 

(5) Für die Prüfungsfähigkeit gilt § 47 Abs.2 
entsprechend. 

(6) lBedient sich der Schüler bei der Anfertigung 
einer zu benotenden schriftlichen oder praktischen 
Arbeit unerlaubter Hilfe (Unterschleif), so wird die 
Arbeit abgenommen und mit der Note 6 bewertet. 
2Bei Versuch kann ebenso verfahren werden. 3Als 
Versuch gilt auch die Bereithaltung nicht zugelas­
sener Hilfsmittel. 

(7) Für den Ausschluß von der Leistungsbewer­
tung gilt § 39 Abs. 6 Satz 1 entsprechend; die Schul­
aufsichtsbehörde kann Sonderregelungen treffen. 

§30 

Bildung der Jahresfortgangsnoten 

(1) lDie Jahresfortgangsnote eines Pflicht- oder 
Wahlpflichtfachs wird auf Grund der Einzelnoten 
für schriftliche, mündliche und gegebenenfalls 
praktische Leistungsnachweise in pädagogischer 
Verantwortung festgesetzt. 2Die Note des Zwi­
schenzeugnisses bleibt außer Betracht. 

(2) Im Fach Hauswirtschaftliche Praxis sowie im 
Fach Sozialpflegerische Praxis wird die Note auf 
der Grundlage der vorgelegten Berichte, der Be­
urteilung des Praktikumsgebers und der Beobach­
tungen des mit der Betreuung beauftragten Lehrers 
in pädagogischer Verantwortung festgesetzt. 

(3) lZur Wahrung der Gleichbehandlung der 
Schüler kann der Schulleiter im Benehmen mit der 
Lehrerkonferenz Richtlinien für die Bildung der 
Jahresfortgangsnoten festsetzen. 2Diese haben für 
die Lehrer unbeschadet ihrer pädagogischen Ver­
antwortung bindende Wirkung. 

(4) Für die Bildung der Noten des Zwischenzeug­
nisses gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 

§ 31 
,/ 

Entscheidung über das Vorrücken 
(vgl. Art. 32 BayEUG) 

(1) lDie Grundlage für die Entscheidung über das 
Vorrücken in den zweiten Ausbildungsabschnitt 
bilden die Leistungen in den Vorrückungsfächern 
des ersten Ausbildungsabschnitts. 2Vorrückungsfä­
cher sind alle Pflicht- und Wahlpflichtfächer mit 
Ausnahme des Fachs Sport. 3Vom Vorrücken in den 

zweiten Ausbildungsabschnitt ist ausgeschlossen, 
wer im Jahreszeugnis 

1. in einem Vorrückungsfach die Note 6, 

2. in zwei Vorrückungsfächern die Note 5 oder 

3. an Stelle einer Note eine Bemerkung gemäß § 36 
Abs.2 

erhalten hat, sofern nicht unter den Voraussetzun­
gen des § 32 ein Notenausgleich zugebilligt oder des 
Art. 32 Abs. 6 Satz 2 BayEUG und des § 33 ein Vor­
rücken auf Probe gestattet wird. 3Die Entscheidung 
über das Vorrücken trifft unbeschadet § 36 Abs. 10 
die Klassenkonferenz. 

(2) lAn der Berufsfachschule für Hauswirtschaft 
kann in den dritten Ausbildungsabschnitt nur vor­
rücken, wer die staatliche Abschlußprüfung bestan­
denhat. 

§32 

Notenausgleich 

(1) lSchülern, deren Jahreszeugnis in zwei Vor­
rückungsfächern die Note 5 oder in einem Vorrük-' 
kungsfach die Note 6 aufweIst und die in keinem 
anderen Vorrückungsfach eine schlechtere Note als 
4 erhalten haben, kann durch die Lehrerkonferenz 
Notenausgleich zugebilligt werden, wenn sie min­
destens 

1. in einem Vorrückungsfach die Note 1, 

2. in zwei Vorrückungsfächern die Note 2 oder 
3. in drei Vorrückungsfächern die Note 3 

erzielt haben. 2Fächer der schriftlichen oder prakti­
schen Abschlußprüfung können nur durch Fächer 
der schriftlichen oder praktischen Abschlußprü­
fung ausgeglichen werden. 

(2) Notenausgleich ist ausgeschlossen 

1. wenn die Note 6 oder die beiden Noten 5 in Vor­
rückungsfächern erzielt wurden, die im ersten 
Ausbildungsabschnitt abschließen, 

2. bei Schülern, die den ersten Ausbildungsab­
schnitt bereits zum zweiten Mal ohne Erfolg (§ 31 
Abs. 1 Satz 3) besuchen, 

3. bei Schülern, deren schlechte Leistungen auf un­
genügende Mitarbeit zurückzuführen sind, 

4. wenn wahrscheinlich ist, daß der Schüler die 
staatliche Abschlußprüfung nicht besteht. 

(3) Eine Bemerkung nach § 36 Abs. 2 wird bei An­
wendung dieser Bestimmung der Note 6 gleichge­
stellt. 

§33 

Vorrücken auf Probe 

(1) Wird einem Schüler das Vorrücken auf Probe 
nach Art. 32 Abs. 6 Satz 2 BayEUG gestattet, so wird 
in das Jahreszeugnis folgende Bemerkung aufge­
nommen: 

"Die Erlaubnis zum Vorrücken in die J ahrgangs­
stufe ... hat er/sie auf Probe erhalten." 

(2) 1 Die Klassenkonferenz entscheidet, ob der 
Schüler die Probezeit bestanden hat oder zurück­
verwiesen wird. 2Die Probezeit endet mit dem letz-
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ten Schultag im Dezember; eine Verlängerung ist 
nicht möglich. 31m übrigen gelten die Bestimmun­
gen über die Probezeit gemäß § 7 entsprechend. 

(3) Zurückverwiesene Schüler gelten als Wieder­
holungsschüler. 

§34 

Verbot des Wiederholens 

(1) Ist das Wiederholen nach Art. 32 Abs. 3 
BayEUG nicht zulässig, so wird in das Jahreszeug-. 
nis folgende Bemerkung eingetragen: 

"Der Schüler darf nach Art. 32 Abs. 3 BayEUG die 
Jahrgangsstufe ... der Berufsfachschule nicht wie­
derholen." 

(2) Über eine Befreiung von den Folgen des Art. 
32 Abs. 3 BayEUG entscheidet die Lehrerkonferenz 
von Amts wegen. 

(3) Werden für einen Schüler, der nach der Ent­
scheidung der Lehrerkonferenz nicht mehr wieder­
holen darf, nachträglich Umstände geltend ge­
macht, die bei der ersten Entscheidung nicht be­
kannt waren, so entscheidet die Lehrerkonferenz 
zu Beginn des folgenden Schuljahres erneut. 

§ 35 

Schülerbogen 

(1) IDie Schule führt für jeden Schüler einen 
Schülerbogen. 21n diesen werden die für den schuli­
schen Bildungsweg wesentlichen Feststellungen, 
Beobachtungen und Empfehlungen aufgenommen. 

(2) 1 Der Schülerbogen wird im Original oder in 
beglaubigter Abschrift beim Schulwechsel an die 
aufnehmende öffentliche oder staatlich anerkannte 
Schule weitergegeben. 2Er verbleibt mindestens 20 
Jahre im Archiv der zuletzt besuchten Schule. 

(3) Die Erziehungsberechtigten können den 
Schülerbogen einsehen. 

§ 36 

Zwischen- und Jahreszeugnisse 
(vgl.Art.31 BayEUG) 

(1) Über die erzielten Leistungen werden am letz­
ten Unterrichtstag der zweiten vollen Woche im 
Februar Zwischenzeugnisse und am letzten Unte'r­
richtstag des Schuljahres Jahreszeugnisse aus­
gestellt, die dem vom Staatsministerium herausge­
gebenen Muster entsprechen müssen. 

(2) Hat ein Schüler in einem Fach keine hinrei­
chenden Leistungsnachweise erbracht und mit aus­
reichender Entschuldigung weder an Nachtermi­
nen noch an einer Ersatzprüfung teilgenommen, so 
wird an Stelle einer Note eine entsprechende 
Bemerkung mit der Folge des § 31 Abs.l Satz 3 auf­
genommen. 

(3) War ein Schüler gemäß § 19 Abs. 1 während 
des Beurteilungszeitraums von der Teilnahme am 
Unterricht im Fach Sport ganz oder teilweise be-

freit oder mußte er auf Grund schul ärztlichen Zeug­
nisses keine Leistungsnachweise erbringen, so er­
hält er an Stelle einer Note eine entsprechende 
Bemerkung. 

(4) ISchüler, die am Religionsunterricht nicht 
teilnehmen, erhalten auch dann keine Zeugnisnote 
in diesem Fach, wenn sie erst während des Beurtei­
lungszeitraums ausgeschieden sind. 2Gleiches gilt 
für den Ethikunterricht. 

(5) Die Teilnahme am Unterricht in Wahlfächern 
wird durch eine den erzielten Fortschritt kenn­
zeichnende Bemerkung bestätigt; ohne ausreichen­
den Erfolg besuchter Wahlunterricht wird nicht 
erwähnt. 

(6) 1 Bemerkungen im Sinn des Art. 31 Abs. 3 Satz 
3 BayEUG über Anlagen, Mitarbeit und Verhalten 
des Schülers sind in das Zwischen- und das Jahres­
zeugnis aufzunehmen. 20rdnungsmaßnahmen wer­
den nur aus besonderem Anlaß erwähnt. 3Auf 
Wunsch des Schülers sind Tätigkeiten in der Schü­
lermitverantwortung oder sonstige freiwillige Tä­
tigkeiten für die Schulgemeinschaft zu vermerken. 

(7) Wenn es die Leistungen eines Schülers im 
ersten Schulhalbjahr fraglich erscheinen lassen, ob 
ihm am Schluß des Schuljahres die Erlaubnis zum 
Vorrücken erteilt werden kann, wird die Gefähr­
dung in einem gesonderten Schreiben mitgeteilt; 
besteht die Gefahr, daß der Schüler die Jahrgangs­
stufe gemäß Art. 32 Abs. 3 BayEUG nicht mehr wie­
derholen darf, so wird darauf besonders hingewie­
sen. 

(8) Die Entscheidung über das Vorrücken muß im 
Jahreszeugnis vermerkt sein. 

(9) In ein Zeugnis, das den Anforderungen des 
§ 29 Volksschulordnung entspricht, trägt die Schule 
auf Antrag folgenden Vermerk ein: 

"Die mit diesem Zeugnis nachgewiesene Schul­
bildung entspricht dem erfolgreichen Hauptschul­
abschluß." 

(10) 1 Das Zeugnis wird von der Klassenkonferenz 
festgesetzt. 21n den Fällen des Nichtvorrückens, der 
Gewährung von Notenausgleich oder des Vorrük­
kens auf Probe entscheidet die Lehrerkonferenz 
auf Empfehlung der Klassenkonferenz. 3Gleiches 
gilt, wenn der Vorsitzende der Klassenkonferenz 
oder ein Drittel ihrer Mitglieder dies beantragt oder 
der Schulleiter dies aus besonderen Gründen für 
erforderlich hält. 

(11) 1 Bei minderj ährigen Schülern bestätigt ein 
Erziehungsberechtigter durch Unterschrift, daß er 
vom Zwischenzeugnis Kenntnis genommen hat. 
2Das unterschriebene Zeugnis ist dem Klassenlei­
ter vorzulegen. 3Es wird spätestens am Schluß des 
Schuljahres an die Schüler zurückgegeben. 

§37 

Bescheinigung über die Dauer 
des Schulbesuchs 

Verlassen Schüler während des Schuljahres die 
Schule oder werden sie entlassen, so erhalten sie 
auf Antrag eine Bescheinigung über die Dauer des 
Schulbesuchs und die bis zum Ausscheiden erziel­
ten Leistungen. 
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Sechster Teil 

Prüfungen 
(vgI.Art.33 BayEUG) 

Abschnitt! 

Staatliche Abschlußprüfung 
für Schüler öffentlicher oder staatlich 

anerkannter Berufsfachschulen 

§ 38 

Zeitpunkt 

(1) lDie Prüfung findet gegen Ende des zweiten 
Ausbildungsabschnitts statt. 2Schüler, die an der 
Berufsfachschule für Hauswirtschaft die Wahl­
pflichtfächergruppe III besuchen, nehmen an der 
Prüfung nur auf besonderen Antrag teil. 

(2) lSchüler, die an der Abschlußprüfung in allen 
oder einzelnen Fächern infolge eines von ihnen 
nicht zu vertretenden Grundes nicht teilnehmen 
konnten, können die Abschlußprüfung oder die 
nicht abgelegten Teile der Prüfung mit Genehmi­
gung der Schulaufsichtsbehörde nachholen. 2Diese 
legt im Benehmen mit der Schule den Nachtermin 
und die Schule fest, an der die Prüfung nachgeholt 
wird. 3Der Nachtermin muß spätestens sechs Mo­
nate nach Beginn der schriftlichen Abschlußprü­
fung abgeschlossen sein. 4Die Aufgaben der schrift­
lichen Prüfung stellt die Schulaufsichtsbehörde. 

§39 

Prüfungsausschuß 

(1) lMitglieder des Prüfungsausschusses sind alle ' 
Lehrer, die im zweiten Ausbildungsabschnitt Un­
terricht in den Pflicht- und Wahlpflichtfächern er­
teilt haben. 2Der Vorsitzende des Prüfungsaus­
schusses kann weitere Lehrer oder andere geeigne­
te Personen in den Prüfungsausschuß berufen. 3An 
der Berufsfachschule für Hauswirtschaft soll der 
Vorsitzende einen von der nach dem Berufsbil­
dungsgesetz zuständigen Stelle benannten Vertre­
ter in den Prüfungsausschuß berufen. 

I.; 

(2) ..J.Der Vorsitzende kann für die mündliche und 
für die praktische Prüfung aus den Mitgliedern des 
Prüfungsausschusses Unterausschüsse mit minde­
stens zwei Prüfern bilden, von denen er einen zum 
Ausschußvorsitzenden bestimmt. 2Der Vorsitzende 
kann in die Ptüfungsvorgänge eingreifen und selbst 
Fragen stellen. 3Soweit diese Schulordnung nicht 
ausdrücklich eine andere Regelung trifft, sind 
Prüfungs angelegenheiten vom Vorsitzenden des 
Prüfungsausschu~ses zu erledig(!n. 

(3) 1 Der Prüfungs ausschuß entscheidet mit einfa­
cher Meh rheit und in Anwesenheit von m indesten s 
zwei Dritteln der Mitglieder. 2Bei Stim mengleich­
heit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 
3Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 41st der Vorsit­
zende des Prüfungsausschusses der Auffassung, 
daß ein Beschluß gegen Rechts- oder Verwaltungs­
vorschriften verstößt, so muß er den Beschluß bean. 
standen, den Vollzug aussetzen und die Entschei­
dung der Schulaufsichtsbehörde herbeiführen. 

(4) lUnterausschüsse entscheiden in Anwesen­
heit von mindestens zwei Mitgliedern. 21m übrigen 
gilt Absatz 3 entsprechend. 

(5) lDie Schulaufsichtsbehörde kann für jede 
öffentliche oder staatlich anerkannte Schule einen 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses bestellen. 
2Dieser hat folgende zusätzliche Befugnisse: 

1. Er kahn auch Lehrer anderer Schulen in den Prü­
fungsausschuß berufen. 

2. Er kann die Bewertung der schriftlichen Prü­
fungsarbeiten überprüfen und nach Anhörung 
des Prüfungsausschusses ändern. Änderungen 
der Bewertung werden auf der Arbeit und in der 
Niederschrift über die Abschlußprüfung ver­
merkt. 

(6) lVon einer Prüfungstätigkeit ist ausgeschlos­
sen, wer das Sorgerecht über den Schüler hat oder 
zu ihm in nahen persönlichen oder wirtschaftlichen 
Beziehungen steht. 2Kommt ein derartiger Aus­
schluß in Betracht, so ist dies bis spätestens 1. Okto­
ber des der Abschlußprüfung vorausgehenden Jah­
res der Schulaufsichtsbehörde zu melden, die eine 
Sonderregelung treffen kann. 

§40 

Niederschrift 

lÜber Verlauf und Ergebnis der PrMung ist e ine 
Niederschrift zu fertigen. 2Für den P rüfungsaus-

-schuß und die Unterausschüsse bestimmen die Vor­
sitzenden je ein Mitglied als Schriftführer. 3Die 
Niederschrift wird vom Vorsitzenden und vom 
Schriftführer unterzeichnet. 4Der ·Niederschrift 
wird ein Verzeichnis beigegeben, das die von jedem 
Schüler in den einzelnen Fächern der schriftlichen, 
mündlichen und praktischen Prüfung und im J ah­
resfortgang erzielten Noten sowie die Gesamtnoten 
enthält. 

§41 

Festsetzung der Jahresfortgangsnoten 

lVor Beginn der Abschlußprüfung setzt der Prü­
fungsausschuß auf Vorschlag der Lehrer die Jah­
resfortgangsnoten fest. 2Diese werden den Schülern 
vor der schriftlichen Prüfung mitgeteilt. 

§42 

Inhalt und Verfahren der Prüfung 
an der Berufsfachschule für Hauswirtschaft 

(1) Die Prüfung umfaßt einen schriftlichen, einen 
praktischen und gegebenenfalls einen mündlichen 
Teil. 

(2) Die schriftliche Prüfung erstreckt sich auf den 
gesamten Unterrichtsstoff der Fächer 

- Deu tsch 
(Bearbeitungszeit 90 Minuten) 

- Sozialkunde 
(Bearbeitungszeit 60 Minuten) 

- Fachrechnen 
(Bearbeitungszeit 60 Minuten) 

- Ernährungs- und Nahrungsmittellehre 
(Bearbeitungszeit 60 Minuten) 
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- Arbeitsgestaltung und Haushaltskunde 
(Bearbeitungszeit60 Minuten). 

(3) 1 Eine praktische Prüfung ist abzulegen in den 
Fächern 

Nahrungszubereitung 
(Bearbeitungszeit 180 Minuten) 

und nach Wahl des Schülers 

Raum-, Material- und Textilpflege oder Textil­
arbeit 
(Bearbeitungszeit 60 Minuten). 

2Der Schüler muß seine Wahl spätestens vier Wo­
chen vor dem Termin der praktischen Prüfung dem 
Vorsitzenden des Prüful1gsausschusses mitteilen. 

(4) Schüler haben sich der mündlichen Prüfung 
zu unterziehen, wenn nach den besonderen Um­
ständen des Falls der Leistungsstand in einem Vor­
rückungsfach nach dem Urteil des Prüfungsaus­
schusses durch die Noten des Jahresfortgangs und 
die Noten der schriftlichen oder praktischen Prü­
fung nicht geklärt erscheint, es sei denn, daß der 
Prüfungsausschuß bereits von sich aus in den Ge­
samtnoten einen Ausgleich herbeiführt. 

(5) Schüler können sich freiwillig der mündlichen 
Prüfung unterziehen 

1. in einem Fach der schriftlichen oder praktischen 
Prüfung, wenn sich die Noten der Prüfung und 
des Jahresfortgangs um eine, drei oder fünf 
Stufen unterscheiden und nach Auffassung des 
Prüfungsausschusses die schlechtere Note als 
Gesamtnote festzusetzen wäre, 

2. in einem sonstigen Vorrückungsfach, wenn die 
Leistungen mit der Jahresfortgangsnote 5 oder 6 
bewertet worden sind. 

(6) 1 Die mündliche Prüfung ist eine Einzelprü­
fung. 2Sie erstreckt sich auf den gesamten Unter­
richtsstoff des Fachs. 3Die Prüfungs zeit soll im all­
gemeinen für ein Fach 15 Minuten betragen. 

(7) IDie vom Staatsministerium beauftragte Re­
gierung stellt die Aufgaben für die schriftlichen 
Prüfungen. 2Bei mehreren für ein Fach zur Wahl 
gestellten Aufgaben wählt der Vorsitzende des Prü­
fungsausschusses im Benehmen mit den fachlich _ 
zuständigen Lehrern des Prüfungsausschusses am 
Prüfungstag aus. 3Bei Parallelklassen können für 
jede Klasse verschiedene Au fgaben gewählt wer­
den . 

(8) Die von der Schulaufsichtsbehörde zugelasse­
nen Hilfsmittel werden den Schülern rechtzeitig 
mitgeteilt. 

(9) IDer Prüfungsausschuß stellt fest, ob die Vor­
aussetzungen für die Teilnahme an der mündlichen 
Prüfung vorliegen. 2Steht fest, daß das Abschluß­
zeugnis zu versagen ist , so wird von mündlichen 
Prüfungen abgesehen. 

(10) ISoweit Schüler zur Teilnahme an der münd­
lichen Prüfung berechtigt oder verpflichtet sind, ist 
ihnen dies unverzüglich, spätestens am zw~iten 
Kalendertag vor Beginn der mündlichen Prüfung 
bekanntzugeben. 2Die schriftliche Erklärung, an 
der Prüfung gemäß Absatz 5 teilnehmen zu wollen, 
muß dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
bis zu einem von ihm festgelegten Termin zugehen. 

§43 

Inhalt und Verfahren der Prüfung an der 
Berufsfachschule für Kinderpflege 

(1) Die Prüfung umfaßt einen schriftlichen, einen 
praktischen und gegebenenfalls einen mündlichen 
Teil. 

(2) Die schriftliche Prüfung erstreckt sich auf den 
gesamten Unterrichtsstoff der Fächer 

- Deutsch 
(Bearbeitungszeit 90 Minuten) 

- Sozialkunde 
(Bearbeitungszeit 60 Minuten) 

. - Erziehungslehre 
(Bearbeitungszeit 60 Minuten) 

- Gesundheitslehre 
(Bearbeitungszeit 60 Minuten) 

- Fachrechnen 
(Bearbeitungszeit 60 Minuten). 

(3) 1 Eine praktische Prüfung ist abzulegen in den 
Fächern 

und 

Kunst- und Werkerziehung 
(Bearbeitungszeit 120 Minuten) 

Sozialpflegerische Praxis 
(Bearbeitungszeit 240 Minuten). 

2Bei der Prüfung im Fach Sozialpflegerische Praxis 
werden ein schriftlicher Organisationsplan, Materi­
alvorbereitung und 30 bis 40 Minuten dauernde 
Durchführung der Aufgabe gefordert. 

(4) § 42 Abs. 4 bis 10 gelten entsprechend. 

§44 
Bewertung der Prüfungsleistungen 

(1) lDie schriftlichen Prüfungsarbeiten werden 
von je zwei Mitgliedern des Prüfungsausschusses 
bewertet, die der Vorsitzende des Prüfungsaus­
schusses bestimmt. 2Kommt eine Einigung nicht 
zustande, wird die Note vom Vorsitzenden oder von 
einem durch ihn bestimmten Prüfer festgesetzt. 
3Die Bewertungen sind zu unterzeichnen; im Fach 
Deutsch und bei Abweichungen sind sie kurz zu 
begründen. 

(2) Die Leistungen in der mündlichen und in der 
praktischen Prüfung bewertet der zuständige Aus­
schuß. 

§45 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses 

(1) INach Abschluß der mündlichen Prüfungen 
setzt der Prüfungsausschuß die Gesamtnoten fest. 
2In Fächern, die Gegenstand der Abschlußprüfung 
waren, wird die Gesamtnote aus der J ahresfort­
gangs note und der Prüfungsnote ermittelt. 3Bei der 
Bildung der Prüfungsnote zählt die Note der 
schriftlichen oder praktischen Prüfung zweifach, 
die Note der mündlichen Prüfung einfach. 4 Die J ah­
resfortgangsnote und die Prüfungsnote sind gleich­
wertig. 5Bei einem Durchschnitt von n,5 gibt in der 
Regel in Fächern der schriftlichen und der prakti­
schen Prüfung die Prüfungsnote, in sonstigen Fä­
chern die Jahresfortgangsnote den Ausschlag. 6In 
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Fächern, die nicht Gegenstand der Abschluß­
prüfung waren, gilt die Jahresfortgangsnote als 
Gesamtnote. 

(2) lAuf Grund der Gesamtnoten entscheidet der 
Prüfungsausschuß über däs' Bestehen der Ab­
schlußprüfung. 2Die Abschlußprüfung hat nicht 
bestanden, wer in einem Fach der praktischen Ab­
schlußprüfung eine schlechtere Gesamtnote als 4 
oder in einem anderen Vorrückungsfach die Ge­
samtnote 6 oder in zwei anderen Vorrückungsfä­
chern die Gesamtnote 5 erzielt hat, sofern nicht No­
tenausgleich gewährt wird; Vorrückungsfächer, die 
im ersten Ausbildungsabschnitt abgeschlossen 
wurden, sind mit zu berücksichtigen. 3Für den No­
tenausgleich gilt § 32 entsprechend mit der Maßga­
be, daß eine schlechtere Gesamtnote als 4 in einem 
Fach der praktischen Abschlußprüfung nicht aus­
geglichen werden kann. 4Schüler der Wahlpflichtfä­
chergruppe I oder 111, die auf Grund nicht ausrei­
chender Leistungen in den Fächern, die in der 
Wahlpflichtfächergruppe n keine Pflichtfächer 
sind, die Abschlußprüfung nicht bestanden haben, 
erhalten den Abschluß in der Wahlpflichtfächer­
gruppe 11, wenn ohne Berücksichtigung der vorge- ' 
nannten Fächer dieser Abschluß erreicht ist. 

§46 

Abschlußzeugnis 

(1) lDas Abschlußzeugnis enthält die Gesamtno­
ten der Fächer des zweiten Ausbildungsabschnitts 
und die Jahresfortgangsnoten der Fächer, die im 
ersten Ausbildungsabschnitt abgeschlossen wur­
den, eine Pl'üfungsgesamtnote und die zuerkannte 
Berufsbezeichnung. 2Neben dem Abschlußzeugnis 
erhalten die Prüfungsteilnehmer der Berufsfach­
schule für Kinderpflege eine Urkunde. 3Abschluß­
zeugnis und Urkunde müssen dem vom Staatsmini­
sterium herausgegebenen Muster entsprechen. 

(2) lDie Prüfungsgesamtnote wird aus der Sum­
me der Noten der Vorrückungsfächer geteilt durch 
die Summe der Vorrückungsfächer auf zwei Dezi­
malstellen errechnet. 2Als Prüfungsgesamtnote e r­
halten Prüfungsteilnehmer die Note 

"sehr gut" 
mit einer Prüfungsgesamtnote bis 1,50, 

"gut" 
mit einer Prüfungsgesamtnote von 1,51 bis 2,50, 

"befriedigend" 
mit einer Prüfungsgesamtnote von 2,51 bis 3,50, 

"ausreichend" 
mit einer Prüfungsgesamtnote von 3,51 bis 4.50. 

(3) lSchüler, die sich der Abschlußprüfung ohne 
Erfolg unterzogen haben, erhalten ein Jahreszeug­
nis, das die Leistungen im Schuljahr ohne Einbezie­
hung der Abschlußprüfung, eine Bemerkung über 
die erfolglose Teilnahme an der Abschlußprüfung 
und einen Hinweis enthält, ob die Abschlußprüfung 
gemäß Art. 33 Abs. 6 Satz 1 BayEUG noch einmal 
oder nicht mehr wiederholt werden darf. 

(4) Über das Abschlußzeugnis und über das Jah­
reszeugnis gemäß Absatz 3 beschließt der Prü­
fungsausschuß. 

(5) Eine allgemeine Beurteilung nach Art. 33 Abs. 
5 Satz 3 BayEUG wird nicht aufgeno.mmen. 

§47 

Verhinderung an der Teilnahme 

(1) Erkrankungen, welche die Teilnahme eines 
Schülers an der Abschlußprüfung verhindern, sind 
unverzüglich durch ärztliches Zeugnis nachzuwei­
sen; die Schule kann die Vorlage eines schulärztli­
chen Zeugnisses verlangen. 

(2) Hat sich ein Schüler der Prüfung oder einem 
Prüfungsteil unterzogen, so können nachträglich 
gesundheitliche Gründe, denen zufolge die Prü­
fungsleistung nicht gewertet werden soll, nicht an­
erkannt werden. 

(3) lVersäumt ein Schüler eine Prüfung, so wird 
die Note 6 erteilt, es sei derin, er hat das Versäumnis 
nicht zu vertreten. 2Dies gilt auch in den Fällen der 
freiwilligen mündlichen Prüfung, es sei denn, dem 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses oder des 
zuständigen Unterausschusses geht vor dem ange­
setzten Prüfungstermin eine schriftliche Rück­
trittserklärung zu. 

§48 

Unterschleif 

(1) lBedient sich ein Schüler unerlaubter Hilfe 
oder macht er den Versuch dazu (Unterschleif), so 
wird die Arbeit abgenommen und mit Note 6 bewer- . 
tet. 2Als Versuch gilt auch die Bereithaltung nicht 
zugelassener Hilfsmittel nach Beginn der Prüfung. 
3Ebenso kann verfahren werden, wenn die Hand­
lungen zu fremdem Vorteil unternommen werden. 

(2) In schweren Fällen wird der Schüler von der 
Prüfung ausgeschlossen; diese gilt als nicht bestan­
den. 

(3) lWird ein Tatbestand nach Absatz 1 Satz 1 erst 
nach Abschluß der Prüfung bekannt, so ist die be­
treffende Prüfungsleistung nachträglich mit Note 6 
zu bewerten und das Gesamtprüfungsergebnis ent­
sprechend zu berichtigen. 21n schweren Fällen ist 
die Prüfung als nicht bestanden zu erklären. 3Ein 
unrichtiges Abschlußzeugnis ist einzuziehen. 

(4) Die Entscheidung trifft der Prüfungsausschuß. 

Abschnitt II 

Staatliche Abschlußprüfung 
für andere Bewerber 

§49 

Zulassung 

(1) Andere Bewerber können nur an der Berufs­
fachschule für Kinderpflege zur Abschlußprüfung 
zugelassen werden. 

(2) lDie Zulassung ist schriftlich bis spätestens 
31. März bei der Schulaufsichtsbehörde zu beantra­
gen. 2Dem Antrag sind beizufügen 

1. ein Lebenslauf, der die Daten des Schulbesuchs 
enthalten muß, 
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2. das Abschluß- oder Austrittszeugnis der zuletzt 
. besuchten Schule in beglaubigter Abschrift, 

3. die Nachweise über die nach Absatz 4 erforder­
liche Vorbildung, 

4. ein ärztliches Zeugnis, das nicht älter als drei 
Monate sein soll und ausweist, daß eine übertrag­
bare Krankheit im Sinn des § 45 Abs. 1 Bundes­
Seuchengesetz nicht vorliegt, 

5. eine Erklärung, ob und gegebenenfalls wann und 
mit welchem Ergebnis sich der Bewerber schon 
einmal der Abschlußprüfung an einer Berufs­
fachschule für Kinderpflege unterzogen hat, 

6. eine Erklärung, aus der hervorgeht, wie sich der 
Bewerber in den einzelnen Fächern vorbereitet 
und welche Lehrbücher er dabei benutzt hat. 

(3) Bewerber, die an Fernkursen teilgenommen 
haben, die von der Zentralstelle für Fernunterricht 
als geeignet beurteilt sind, haben außerdem einen 
Bericht des Fernlehrinstituts in zweifacher Ferti­
gung vorzulegen, in dem über die Leistungsent­
wicklung des Bewerbers und den gesamten erreich­
ten Leistungsstand, aufgegliedert nach Prüfungs­
fächern, Aufschluß gegeben wird. 

(4) Für die Zulassung ist folgende schulische und 
berufliche Vorbildung erforderlich: 

1. erfolgreicher Abschluß der Berufsschule und eine 
mindestens dreijährige einschlägige berufliche 
Tätigkeit in einer Kindertagesstätte, einem Kin­
derheim oder einer ähnlichen mit der Betreuung 
von Kindern befaßten Einrichtung 

oder 

2. erfolgreicher Abschluß der Berufsschule und er­
folgreiche Teilnahme an einem der Vorbereitung 
auf die Abschlußprüfung dienenden und von der 
Zentralstelle für Fernunterrieht als geeignet be­
urteilten Fernlehrgang 

oder 

3. beendigte Volksschulpflicht und mindestens 
zweijährige Ausbildung an einer staatlich geneh­
migten Berufsfachschule für Kinderpflege 

oder 

4. mittlerer Schulabschluß und mindestens zwei­
jährige Ausbildung an einer Fachakademie für 
Sozialpädagogik. 

(5) 1 Die Zulassung ist zu versagen, wenn der Be­
werber die Nachweise nach den Absätzen 2 bis 4 
nicht erbringt, sich der Abschlußprüfung schon 
zweimal ohne Erfolg unterzogen hat oder berech­
tigt ist, die Berufsbezeichnung "Staatlich geprüfter 
Kinderpfleger/Staatlich geprüfte Kinderpflegerin" 
zu führen. 2Die Zulassung · kann versagt werden, 
wenn der Bewerber die Zulassung nicht fristge­
recht beantragt oder die notwendigen Unterlagen 
und Erklärungen nicht rechtzeitig vorlegt. 

(6) 1 Über die Zulassung entscheidet die Schulauf­
sichtsbehörde, die dabei auch die Schule bestimmt, 
an der die Prüfung abzulegen ist. 2Die Entscheidung 
wird dem Bewerber schriftlich mitgeteilt. 

(7) Die Bewerber haben beim Antritt zur Prüfung 
und auf Verlangen auch während der Prüfung ihren 
amtlichen Lichtbildausweis vorzuweisen. 

§ 50 

Prüfungsgegenstände und Prüfungsverfahren 

(1) Andere Bewerber nehmen an der Abschluß­
prüfung nach § 43 in der Wahlpflichtfächergruppe II 
teil. 

(2) 1 Darüber hinaus haben sie in allen Pflichtfä­
chern der Wahlpflichtfächergruppe 11 schriftliche 
oder praktische Prüfungen mit einer Bearbeitungs­
zeit von jeweils 90 Minuten abzulegen. 2Die Aufga­
ben stellt der Prüfungsausschuß. 

(3) Eine mündliche Prüfung findet nicht statt. 

§ 51 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses 

(1) Die Zeugnisnoten ergeben sich ausschließlich 
aus den in der Prüfung erbrachten Leistungen. 

(2) Bewerber, welche die Abschlußprüfung nicht 
bestanden haben, erhalten auf Antrag eine Be­
scheinigung hierüber. 

(3) ITritt ein Bewerber vor der Prüfung im vierten 
Prüfungsfach zurück, so gilt die Prüfung als nicht 
abgelegt. 2Bei einem Rücktritt nach diesem Zeit­
punkt gilt die Prüfung als nicht bestanden, es sei 
denn, der Rücktritt erfolgt aus Gründen, die der Be­
werber nicht zu vertreten hat. 

Abschnitt III 

Abschlußprüfung 
im anerkannten Ausbildungsberuf 

Hauswirtschafter/Hauswirtschafterin 
- Schwerpunkt städtische 

Hauswirtschaft -

§ 52 

Zuständigkeit und Verfahren 

(1) 1 Die Prüfung wird von den nach dem Berufs­
bildungsgesetz zuständigen Stellen abgenommen. 
2Es gelten die im Vollzug des Berufsbildungsgeset­
zes erlassenen Regelungen. 

(2) IDie Schule leitet die Anmeldungen der Schü­
ler für die Abschlußprüfung nach dem Berufsbil­
dungsgesetz gesammelt bis zu dem von der zustän­
digen Stelle bestimmten Termin an diese weiter. 
2Sie bestätigt dabei, daß der Schüler das Bildungs­
ziel der Berufsfachschule voraussichtlich erreichen 
wird, wenn seine Leistungen dies erwarten lassen. 
3§ 36 Abs. 1 bleibt unberührt. 

(3) Die Prüfung wird in der Regel in den Räumen 
der Schule abgenommen. 
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\ Siebter Teil 

Schulleiter, Lehrerkonferenz, 
Klassenkonferenz 

(vgl. Art. 36 und 37 BayEUG) 

§ 53 

Schulleiter 
(1) IDer Schulleiter (Direktor) erfüllt die ihm 

·durch Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie 
durch Weisungen der Schulaufsichtsbehörden 
übertragenen Aufgaben. 2Er führt die Verwaltungs­
geschäfte, sorgt für die Sicherheit im Bereich der 
Schulanlage und übt das Hausrecht in der Schulan­
lage aus. 3Der Schulleiter erläßt unter Mitwirkung 
der Personalvertretung, des Schulforums und des 
Aufwandsträgers eine Hausordnung. 

(2) Soweit keine andere Zuständigkeit festgelegt 
ist, entscheidet in Angelegenheiten dieser Schul­
ordnung der Schulleiter. 

§54 

Aufgaben der Lehrerkonferenz 

Die Lehrerkonferenz beschließt im Rahmen ihrer 
Aufgaben nach Art. 37 Abs. 3 und 4 BayEUG auch 
über 
1. Beschwerden von grundsätzlicher Bedeutung ge­

gen allgemeine Unterrichts- und Erziehungs­
maßnahmen der Schule mit Ausnahme von Auf­
sichtsbeschwerden gegen die Schule und von 
Dienstaufsichtsbeschwerden, 

2. Veranstaltungen, die die gesamte Schule betref­
fen. 

§55 
Sitzungen 

(1) IDie Sitzungen der Lehrerkonfereriz sind 
nicht öffentlich. 2Sie sind außerhalb der regelmäßi­
gen Unterrichtszeit durchzuführen. 

(2) 1 Die Lehrerkonferenz kann beschließen, daß 
bei der Beratung einzelner Tagesordnungspunkte 
Klassensprecher, Schülersprecher, Mitglieder . der 
Elternvertretung, Vertreter des Aufwandsträgers, 
Vertreter von Behörden und Kirchen sowie der 
Schularzt Gelegenheit zur Äußerung erhalten. 2Art. 
40 Abs. 5 Satz 3 Halbsatz 2 BayEUG bleibt unbe­
rührt. 

§56 

Einberufung 
(1) Der Schulleiter beruft die Lehrerkonferenz 

bei Bedarf, mindestens jedoch zweimal im Schul­
jahr,ein. 

(2) Die Lehrerkonferenz muß innerhalb von 14 
Tagen einberufen werden, wenn mindestens ein 
Viertel der Mitglieder oder die Schulaufsichtsbe­
hörde unter Angabe der zu beratenden Gegenstän-
de dies verlangt. -

(3) IDer Vorsitzende hat Ort, Zeit und Tagesord­
nung der Sitzung den Mitgliedern mindestens eine 
Woche vor Beginn schriftlich bekanntzugeben. 2Die 

schriftliche · Bekanntgabe kann durch Aushang in 
der an der Schule üblichen Weise erfolgen. 3In drin­
genden Fällen ist der Vorsitzende an die Frist nicht 
gebunden. 

§ 57 

Teilnahmepflicht 

(1) lDie Mitglieder der Lehrerkonferenz sind ver­
pflichtet, an den Sitzungen teilzunehmen. 2Neben- , 
amtlich oder nebenberuflich tätige Lehrer sind 
hierzu nur in dem Umfang verpflichtet, in dem ein 
unmittelbarer Zusammenhang mit dem von ihnen 
erteilten Unterricht besteht. 

(2) Der Vorsitzende kann in Ausnahmefällen von 
der Teilnahme an einzelnen Sitzungen befreien. 

§ 58 

Tagesordnung 

(1) Der Vorsitzende setzt die Tagesordnung fest. 

(2) IJedes Mitglied kann die Behandlung zusätz­
licher Tagesordnungspunkte beantragen. 2Wider­
spricht ein Drittel der Mitglieder dei' Behandlung 
eines zusätzlichen Tagesordnungspunkts, so ist die 
Angelegenheit auf die Tagesordnung der nächsten 
Sitzung zu setzen. 

§ 59 

Beschlußfähigkeit 

(1) Die Lehrerkonferenz ist beschlußfähig, wenn 
sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind 
und die Mehrheit der zur Teilnahme verpflichteten 
Mitglieder anwesend ist. 

(2) lWird die Lehrerkonferenz zum zweitenmal 
zur Behandlung desselben Gegenstands zusam­
mengerufen, so ist sie insoweit ohne Rücksicht auf 
die Zahl der Erschienenen beschlußfähig. 2Bei der 
zweiten Einladung muß auf diese Bestimmung hin­
gewiesen werden. 

(3) In Entlassungs- und Ausschlußverfahren 
richtet sich die Beschlußfähigkeit nach Art. 64 
Abs. 1 Satz 2 und Art. 65 Abs.1 Satz 3 BayEUG. 

§60 

Stimmberechtigung 

(1) Stimmberechtigt sind alle Mitglieder der Leh­
rerkonferenz. 

(2) lEin Mitglied darf an der Beratung und Ab­
stimmung nicht teilnehmen, wenn der Beschluß 
ihm selbst, seinem Ehegatten, einem Verwandten 
oder Verschwägerten bis zum dritten Grad oder 
einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht ver­
tretenen natürlichen oder juristischen Person ei­
nen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen 
kann. 20b diese Voraussetzungen vorliegen, ent­
scheidet die Lehrerkonferenz ohne Mitwirkung des 
Betroffenen. 3§ 39 Abs. 6 bleibt unberührt. 

§ 61 

Beschlußfassung 

(1) IJeder anwesende stimmberechtigte Lehrer 
ist bei Abstimmungen zur Stimrriabgabe verpflich-
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tet. 2Dies gilt Iiicht für nach § 60 Abs. 2 von der Ab­
stimmung ausgeschlossene Lehrer und für nach 
Art. 63 Abs. 8 Satz 2 BayEUG eingeschaltete Lehrer. 

(2) 1 Beschlüsse werden in offener Abstimmung. 
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefaßt; in Entlassungs- und Ausschlußverfahren 
richtet sich die Beschlußfassung nach Art. 64 Abs. 1 
Satz 1 und Art. 65 Abs. 1 Satz 2 BayEUG. 2Bei Stim­
mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden 
den Ausschlag. 

§ 62 

Niederschrift 

(1) lÜberjede Sitzung ist eine Niederschrift anzu­
fertigen. 2Der Vorsitzende bestimmt den Schrift­
führer. 

(2) Die Niederschrift muß Datum, Beginn und 
Ende der Sitzung, die Namen der Anwesenden, die 
behandelten Gegenstände und das Abstimmungs­
ergebnis, bei wichtigen Entscheidungen ferner die 
maßgebenden Gründe enthalten. 

(3) IDie Niederschrift ist vom Vorsitzenden und 
vom Schriftführer zu unterzeichnen und zu Beginn 
der nächsten Sitzung zu genehmigen. 2Einsprüche 
gegen die Niederschrift sind zu vermerken. 

(4) IDie Mitglieder der Lehrerkonferenz haben 
das Recht, die Niederschrift einzusehen. 2Die Nie­
derschrift ist zehn Jahre aufzubewahren. 

§ 63 

Lehr- und Lernmittelausschuß, 
Disziplinarausschuß 

(1) IDer Lehr- und Lernmittelausschuß berät und 
entscheidet an Stelle der Lehrerkonferenz im Rah­
men der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel 
über die Einführung zugelassener Lernmittel und 
neuer Lehrmittel. 2Ihm gehören der Schulleiter als 
Vorsitzender sowie für jedes an der Schule erteilte 
Pflicht- und Wahlpflichtfach der Fachbetreuer, falls 
ein solCher nicht bestellt ist, jeweils ein von der 
Lehrerkonferenz gewählter Vertreter an. 3Wählbar 
ist jeder Lehrer, der die Lehrbefähigung für das be­
treffende Fach besitzt. 

(2) IDer Disziplinarausschuß berät und entschei­
det an Stelle der Lehrerkonferenz, soweit diese für 
die Verhängung von Ordnungsrnaßnahmen gegen 
Schüler zuständig ist. 2Ihm gehören der Schulleiter 
als Vorsitzender, sein ständiger Vertreter und sie­
ben weitere Mitglieder an; diese sowie eine ausrei­
chende Zahl von Ersatzmitgliedern werden von der 
Lehrerkonferenz gewählt. 3Jeder hauptamtliche 
oder hauptberufliche Lehrer ist wählbar und ver­
pflichtet, die Wahl anzunehmen. 

(3) IDie Bestimmungen über das Verfahren der 
Lehrerkonferenz gelten entsprechend. 2Der Diszi­
plinarausschuß berät und entscheidet stets mit de r 
vollen Zahl seiner Mitglieder. 

§ 64 

Klassenkonferenz 
(vgl. Art. 32 BayEUG) 

Für die Sitzungen der Klassenkoriferenz gelten 
§ 55 Abs. 1, §§ 57 und 58 Abs. 1, § 59 Abs. 1 und 2 und 
§§ 60 bis 62 entsprechend. 

Achter Teil 

Einrichtungen zur Mitgestaltung 
. des schulischen Lebens 

Abschnitt! 

Schülermitverantwortung 
(vgl. Art. 40 und 41 BayEUG) 

§ 65 

Allgemeines 

(1) lZur Durchführung einzelner Aufgaben der 
Schülermitverantwortung (SMV) gebildete Arbeits­
gruppen müssen allen Schülern offenstehen. 2Die 
Arbeitsgruppen dürfen keine einseitigen politi­
schen oder weltanschaulichen Ziele verfolgen. 
3Jede Arbeitsgruppe soll einen beratenden Lehrer 
wählen. 

(2) IDie Durchführung einer Veranstaltung und 
die Bildung einer Arbeitsgruppe sind unter Angabe 
des Zwecks, der Beteiligten und der Leitung dem 
Schulleiter rechtzeitig anzuzeigen. 2Dieser soll die 
erforderlichen Räume und Einrichtungen der 
Schule zur Verfügung stellen. 

(3) 1 Die Verbreitung schriftlicher Mitteilungen im 
Rahmen der SMV an die Schüler ist nur dem Schü­
lerausschuß gestattet. 2Sie bedarf der Genehmi­
gung des Schulleiters. 

(4) IVeranstaltungen im Rahmen der SMVunter­
liegen der Aufsicht der Schule. 2Wenn der Schullei­
ter einen Schüler mit der Sicherstellung des geord­
neten Ablaufs einer Veranstaltung betraut, haben 
die Teilnehmer die Anordnungen dieses Schülers 
zu befolgen. 

(5) Ein Mitglied der Schülervertretung scheidet 
bei Verlust der Wählbarkeitsvoraussetzungen, bei 
schriftlichem Verlangen seiner Erziehungsberech­
tigten und bei Rücktritt aus seinem Amt aus. 

§ 66 

Klassensprecher, Klassensprecherversammlung 

(1) 1 Der Klassensprecher und sein Stellvertreter 
werden jeweils für ein Schuljahr gewählt. 2Wahllei­
ter ist der Klassenleiter. 

(2) IGewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abge­
gebenen gültigen Stimmen erhält. 2Wird die Mehr­
heit im ersten Wahlgang nicht erreicht, so findet ei­
ne Stichwahl unter den beiden Bewerbern mit den 
höchsten Stimmenzahlen statt. 3Bei Stimmen­
gleichheit in der Stichwahl entscheidet das Los. 

(3) IScheidet ein Klassensprecher oder ein Stell­
vertreter aus seinem Amt aus, so findet für den Rest 
des Schuljahres eine Neuwahl statt. 2Gleiches gilt, 
wenn mindestens zwei Drittel der Wahlberechtig­
ten eine Neuwahl verlangen. 

(4) 1 Die Klassensprecherversammlung t ritt bei 
Bedarf zusammen. 2Der Antrag ist rechtzeitig unter 

1 
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Beifügung der Tagesordnung vom Schülersprecher 
beim Schulleiter zu stellen. 3Die Klassensprecher­
versammlungen sind so zu legen, daß Klassenspre­
cher, die sich in fachpraktischer Ausbildung befin­
den, an den Versammlungen teilnehmen können, 
ohne daß die fachpraktische Ausbildung unterbro­
chen werden muß. 

§ 67 

Schülersprecher, Schüleraus~chuß 

(1) IDie Schülersprecher werden jeweils für ein 
Schuljahr von den Klassensprechern und ihren 
Stellvertretern schriftlich und geheim in getrenn­
ten Wahlgängen ,gewählt. 2Wahlleiter ist der Schul­
leiter oder ein von ihm ~eauftragter Lehrer. 

(2) lDie Wahl findet innerhalb von zwei Wochen 
nach der Wahl der Klassensprecher statt. 2Die Gül­
tigkeit der Wahl setzt die Anwesenheit von minde­
stens zwei Dritteln der Wahlberechtigten voraus. 
3Gewählt ist, wer die meisten Stimmen erhalten 
hat. 4Bei Stimmengleichheit findet eine Stichwahl 
statt; bei Stimmengleichheit in der Stichwahl ent­
scheidet das Los. 

(3) Die drei Schüler sprecher sollen nach Möglich­
keit aus verschiedenen Klassen und mehreren 
Jahrgangsstufen sein. 

(4) IScheidet ein Schülersprecher aus seinem 
Amt aus, so findet für den Rest des Schuljahres eine 
Neuwahl statt. 2Gleiches gilt, wenn mindestens zwei 
Drittel der Wahlberechtigten eine Neuwahl verlan­
gen. 

§ 68 

Verbindungslehrer 

(1) IAn jeder Schule soll ein Verbindungslehrer 
gewählt werden. 2§ 67 Abs. 1, Abs. 2 Satz 2 bis 4 und 
Abs.4 Satz 2 gelten entsprechend. 

(2) Der Verbindungslehrer soll seit mindestens 
zwei Jahren an der Schule tätig sein. 

(3) Lehnt ein Lehrer die Annahme der Wahl ab 
oder scheidet ein Verbindungslehrer aus dem Amt 
aus, so findet für den Rest des Schuljahres eine 
Neuwahl statt. 

§ 69 

Überschulische Zusammenarbeit 

IDie Schülervertretungen mehrerer Schulen kön­
nen gemeinsam Veranstaltungen durchführen oder 
zum Austausch von Erfahrungen und zur gemein­
samen Aussprache zusammentreten. 2Zusammen­
schlüsse von Schülervertretungen mehrerer Schu­
len sind unbeschadet § 96 nicht zulässig. 

§ 70 

Geschäftsordnung 

1 Die Klassensprecherversammlung und der 
Schülerausschuß können sich jeweils eine Ge­
schäftsordnung geben. 2Diese bedarf der Genehmi­
gung des' Schulleiters und ist in der Schule be­
kanntzugeben. 

§71 

Finanzierung und finanzielle Abwicklung 
von Veranstaltungen der SMV 

(1) IDie notwendigen Kosten der SMV trägt der 
Aufwandsträger im Rahmen der zur Verfügung ste­
henden Haushaltsmittel. 2Aufwendungen der SMV 
können ferner durch Zuwend,ungen Dritter od~r 
durch Einnahmen aus Veranstaltungen finanziert 
werden. 

(2) Finanzielle Zuwendungen an die Schule für 
Zwecke der SMV dürfen nur entgegengenommen 
werden, wenn sie nicht mit Bedingungen verknüpft 
sind, die der Aufgabe der SMV widersprechen. 

(3) lÜber die aus Zuwendungen Dritter sowie die 
aus Veranstaltungen zur Verfügung stehenden Ein­
nahmen und deren Verwendung ist ein Nachweis zu 
führen. 2In dem Nachweis sind alle Einzahlungen 
und Auszahlungen einzeln und getrennt voneinan­
der darzustellen und zu belegen. 3Die Verwaltung 
der Gelder und die Führung des Nachweises oblie­
gen dem Schülerausschuß gemeinsam mit einem 
Lehrer. 4Die Schule kann ein Konto einrichten, das 
ein Schülersprecher und ein Lehrer gemeinsam 
verwalten; der Schulleiter erteilt diesen insoweit 
eine Gesamtzeichnungsbefugnis. 5Die Verwaltung 
der Gelder einschließlich der Kontenführung un­
terliegt der jederzeit möglichen Prüfung durch den 
Schulleiter oder einen von ihm beauftragten Lehrer 
im Benehmen mit der Klassensprecherversamm­
lung. 6Im Schulhalbjahr findet mindestens eine 
Prüfung statt. 

§72 

Schülerzeitung 

(1) IDie Schülerzeitung darf nur Beiträge enthal­
ten, die von Schülern oder Lehrern der Schule ver.,. 
antwortlich bearbeitet sind. 2Vor ihrer Herausgabe 
wird dem Schülerausschuß Gelegenheit gegeben, 
Änderungen anzuregen. 

(2) I Die Arbeitsgruppe Schülerzeitung 'wählt aus 
ihrer Mitte einen Sprecher und einen Stellvertreter. 
2Die Arbeitsgruppe und die Bearbeiter der einzel­
nen Beiträge sind dem Schulleiter verantwortlich. 

(3) IDie Schülerzeitung wird aus dem Verkaufs­
erlös, aus Anzeigenwerbung und aus Zuwendungen 
Dritter finanziert. 2Die Arbeitsgruppe verwaltet 
ihre Gelder selbst. 3§ 71 Abs. 2 und 3 gelten entspre­
chend. 

(4) lWird durch die Ausgabe einer Schülerzeitung 
ein Erlös erzielt, der die Unkosten übersteigt, so ist 
zunächst der Betrag, der durch Zuschüsse erbracht 
worden ist, für die weitere Arbeit sicherzustellen. 
2Ein darüber hinausgehender Überschuß kann mit 
Stimmenmehrheit der an der Arbeitsgruppe betei­
ligten Schüler an die verantwortlichen Bearbeiter 
der Beiträge verteilt werden; die Verteilung erfolgt 
nach Abrechnung jeder einzelnen Ausgabe. 3Bei der 
Auflösung der Arbeitsgruppe vorhandene Gelder 
und Einrichtungen werden vom Schulleiter zugun­
sten einer neuen Arbeitsgruppe Schülerzeitung 
oder zur Förderung der SMV verwendet. 

§ 73 

Abschluß von Rechtsgeschäften 

(1) ISoweit im Rahmen von Veranstaltungen der 
SMV Handlungen notwendig werden, die Verpflich-
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tungen rechtsgeschäftlicher Art mit sich qringen, 
bedarf der handelnde Schüler zum Abschluß des 
Rechtsgeschäfts der schriftlichen Vollmacht durch 
den Schulleiter oder einen von diesem beauftragten 
Lehrer. 2Dies gilt für Rechtsgeschäfte im Zusam­
menhang mit der Vorbereitung einer Schülerzei­
tung nur insoweit, als die Arbeitsgruppe nicht über 
Geldmittel in der erforderlichen Höhe verfügt. 

(2) Klassensprecher und Schülersprecher dürfen 
ihre Funktionsbezeichnung nur im Rahmen ihrer 
schulischen Arbeit verwenden. 

Abschnitt II 

Elternvet:tretung 
(vgI.Art.42 bis 46 BayEUG) 

§ 74 

Mitwirkung des Elternbeirats 

(1) Wünsche, Anregungen und Vorschläge des El­
ternbeirats im Sinn des Art. 43 Abs. 1 BayEUG kön­
nen sich insbesondere beziehen auf 

1. grundlegende organisatorische Fragen des Un­
terrichtsbetriebs, 

2. die Durchführung von Veranstaltungen, die der 
Pflege und Förderung der Gemeinschaftsarbeit 
von Schule und Elternhaus dienen, sowie Fragen 
der schulischen Freizeitgestaltung, 

3. die Aufrechterhaltung der Ordnung in der Schule 
und die Verbesserung der-äußeren Schulverhält­
n isse, 

4. die Einführung neuer Lernmittel im Rahmen der 
Lernmittelfreiheit sowie die Ausstattung der 
Schülerbibliothek, 

5. grundlegende Fragen der Erziehung in der Schu­
le, 

6_ Fragen der Gesundheitspflege, der Berufsbera­
tung, der Jugendfürsorge -und des Jugendschut­
zes im Rahmen der Schule, 

7. die Einführung von Schulversuchen. 
(2) Die Zustimmung des Elternbeirats ist außer in 

den Fällen des Art. 43 Abs. 1 Satz 3 Nrn. 6 und 7 
BayEUG auch für die Durchführung von Lehr- und 
Studienfahrten erforderlich. 

§ 75 

Amtszeit des Elternbeir ats 

IDie Amtszeit der Mitglieder des Elternbeirats 
beträgt zwei Jahre. 2Sie beginnt am Ersten des-Mo­
nats, der auf die Wahl folgt. 3Zur gleichen Zeit endet 
die Amtszeit der zwei Jahre vorher gewählten 
Mitglieder. 

§ 76 

Mitgliedschaft 

(1) Die Tätigkeit im Elternbeirat ist ehrenamtlich. 

(2) 1 Die Mitgliedschaft endet mit dem Ablauf der 
Amtszeit, dem Ausscheiden des Kindes aus der 
Schule, der Niederlegung des Ehrenamts, der Auf­
lösung des Elternbeirats oder dem Verlust der 
Wählbarkeit. 2An die Stelle ausgeschiedener Mit­
glieder rücken für die restliche Dauer der Amtszeit 
die Ersatzleute in der Reihenfolge ihrer Stimmen­
zahlen nach. 

(3) Eheleute können nicht gleichzeitig demselben 
Elternbeirat angehören. 

§77 

Geschäftsgang 

(1) IDer Elternbeirat tagt nicht öffentlich. 2Er ist 
beschlußfähig, wenn alle Mitglieder ordnungsge-

_ mäß geladen sind und mindestens die Hälfte der 
Mitglieder anwesend ist. 3Beschlüsse werden in of­
fener Abstimmung mit einfacher Stimmenmehr­
heit gefaßt. 4Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorsi~zenden den Ausschlag. 

(2) lI;>er Vorsitzende beruft den Elternbeirat nach 
Bedarf zu Sitzungen ein, mindestens jedoch drei­
mal im Jahr. 2Er muß ihn einberufen, wenn ein Drit ­
tel der Mitglieder es beantragt. 

(3) Ein Vertreter des Aufwandsträgers und der 
Schulleiter müssen vom Elternbeirat zu den von ih­
nen genannten Angelegenheiten in der Sitzung ge­
hört werden. 

(4) IDer Elternbeirat kann die Anwesenheit des 
Schulleiters sowie eines Vertreters des Aufwands­
trägers verlangen. 2Er ka nn zur Beratung einzelner 
Angelegenheiten weitere Personen einladen. 

(5) 1 Die Mitglieder des Elternbeirats haben auch 
nach Beendigung der Mitgliedschaft über die ihnen 
bei ihrer Tätigkeit als Elternbeirat bekanntgewor­
denen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu be­
wahren. 2Dies gilt nicht für Tatsachen, die offen­
kundig sind oder ihrer Natur nach keiner Geheim­
haltung bedürfen. 

§ 78 

Wahl des Elternbeirats 

(1) Die Wahlen zum Elternbeirat werden zu Be­
ginn eines Schuljahres durchgeführt. 

) 

(2) lWahlberechtigt sind die Eltern volljähriger 
Schüler sowie alle Erziehungsberechtigten, die we­
nigstens ein Kind haben, das die betreffende Schule 
besucht, ferner die in Art. 44 Abs. 3 Satz 3 BayEUG 
genannten Leiter eines Schüler heims oder einer 
ähnlichen Einrichtung. 2Wählbar sind die Wahlbe­
rechtigten mit Ausnahme der an der betreffenden 
Schule tätigen Lehrer. . 

(3) 1 Die Mitglieder des Elternbeirats werden: in 
einer Wahlversammlung aus der Mitte der Wahlbe­
rechtigten gewählt. 2Der Schulleiter setzt im Ein­
vernehmen mit dem Vorsitzenden des Elternbeirats 
Ort und Zeit der Wahlversammlung fest. 3Der 
Schulleiter lädt die Wahlberechtigten spätestens 
zwei Wochen vor der Wahl schriftlich zur Wahlver­
sammlung ein. 4Die Einladung dient als Nachweis 
der Wahlberechtigung. 

(4) lZur Abgabe von Wahlvorschlägen gegenüber 
dem Vorsitzenden des Elternbeirats sind alle Wahl-
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berechtigten befugt. 2Wahlvorschläge bedürfen des 
Einverständnisses des Vorgeschlagenen. 

(5) IDie Wahlversammlung wird vom Vorsitzen­
den des Elternbeirats geleitet. 2Der Vorsitzende so­
wie zwei von den Wahlberechtigten aus ihrer Mitte 

. bestellte Personen bilden den Wahlvorstand. 3Der 
Wahlvorstand prüft die Zulässigkeit der Wahlvor­
schläge, erstellt eine Vorschlagsliste der Kandida­
ten in alphabetischer Reihenfolge und gibt die Vor­
schlagsliste der Wahlversammlung bekannt. 

(6) lDie Wahl erfolgt schriftlich und geheim. 
2Sämtliche Mitglieder des Elternbeirats werden in 
einem Wahlgang aus der Vorschlagsliste gewählt. 
3Stimmberechtigt sind nur die bei der Wahl anwe­
senden Wahlberechtigten. 4Wählbare Personen 
können auch dann gewählt werden, wenn sie in der 
Wahlversammlung nicht anwesend sind. 5Für jedes 
die Schule besuchende Kind wird ein Stimmzettel 
ausgegeben; Leiter von Einrichtungen nach Art. 44 
Abs. 3 Satz 3BayEUG erhalten nur einen Stimmzet­
tel. 6Mit einem Stimmzettel können so viele ' Stim­
men abgegeben werden, wie Mitglieder des Eltern­
beirats zu wählen sind. 

(7) IDas Wahlergebnis wird vom Wahlvorstand 
festgestellt und in der Wahlversammlung bekannt­
gegeben. 2Enthält ein Stimmzettel Namen von nicht 
wählbaren Personen oder wurden mehr Stimmen 
abgegeben, als Mitglieder des Elternbeirats zu wäh­
len sind, so ist der Stimmzettel ungültig. 3Wird ein 
Kandidat in einem Stimmzettel mehrfach genannt, 
so darf er nur einmal gezählt werden. 4Als Mitglie­
der des Elternbeirats sind diejenigen Kandidaten 
gewählt, die die meisten Stimmen erhalten haben; 
bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

(8) Der Wahlvorstand erstellt eine Niederschrift 
über die Wahlversammlung, die zu den Schulakten 
genommen wird. 

(9) Ist weder ein Vorsitzender des Elternbeirats 
noch dessen Stellvertreter im Amt, so werden seine 
Aufgaben vom Schulleiter wahrgenommen. 

(10) IJeder Wahlberechtigte kann binnen 14 Ta­
gen nach der Bekanntgabe des Wahlergebnisses die 
Wahl wegen Verletzung der Wahlbestimmungen 
durch schriftliche Erklärung bei der Schule anfech­
ten. 2Gegen eine Entscheidung der Schule ist die 
Aufsichtsbeschwerde möglich. 3Wenn eine nicht 
wäh~bare Person gewählt wurde, hat die Schulauf­
sichtsbehörde die Wahl dieser Person für ungültig 
zu erklären; wenn das vom Wahlvorstand festge­
stellte Wahlergebnis nicht mit den für die einzelnen 
Personen festgestellten Stimmenzahlen in Ein­
klang steht, hat sie das Wahlergebnis zu berichti­
gen. 4Die Schulaufsichtsbehörde hat die Wahl für 
ungültig zu erklären, wenn Wahlbestimmungen 
verletzt wurden und dadurch das Wahlergebnis ver­
dunkelt werden konnte; eine Neuwahl hat unver­
züglich zu erfolgen. 

§ 79 

Wahl des Vorsitzenden 

IDer Elternbeirat wählt in der ersten Sitzung aus 
seiner Mitte einen Vorsitzenden sowie dessen Stell­
vertreter. 2Die Einladung obliegt dem Vorsitzenden 
des Elternbeirats, der die Wahl des neuen Eltern­
beirats gele itet hat. 

Abschnitt III 

Schulforum 
(vgl. Ar t. 47 BayEUG) 

§ 80 

Schulforum 

(I)1Das Schulforum wird vom Schulle iter minde­
stens einmal in jedem Schulhalbjahr e inberufen. 
2Es ist ferner auf Verlangen von mindestens vier 
Mitgliedern einzuberufen. 3Die Mitglieder haben 
ein Vorschlagsrecht für die Tagesordnung. 

(2) 1 Das Schulforum tagt nicht öffentlich. 2Es ist 
beschlußfähig, wenn alle Mitglieder ordnungsge­
mäß geladen sind und mindestens die Hälfte der 
Mitglieder anwesend ist. 3Die Beschlüsse werden in 
offener Abstimmung mit einfacher Stimmenmehr­
heit gefaßt. 4§ 62 Abs. 1 gilt entsprechend. 

(3) Das Schulforum kann zur Behandlung einzel­
ner Tagesordnungspunkte Lehrer und Schüler der 
Schule, Erziehungsberechtigte bzw. Eltern der 
Schüler, Vertreter des Aufwandsträgers, Vertreter 
von Behörden und Kirchen sowie den Schularzt 
hinzuziehen. 

(4) Die Lehrerkonferenz bestimmt die Amtsdauer 
der in das Schulforum gewählten Lehrer. 

(5) Für die Pflicht zur Verschwiegenheit gilt § 77 
Abs. 5 entsprechend. 

Neunter Teil 

Schule und Erziehungsberechtigte 
(vgl. Art. 52 bis 54 BayEUG) 

§ 81 

Zusammenarbeit der Schule mit den 
Erziehungsberechtigten 

(1) Der Zusammenarbeit der Schule mit den Er­
ziehungsberechtigten dienen insbesondere Eltern­
sprechstunden, Elternsprechtage, Klasseneltern­
versammlungen und Elternversammlungen. 

(2) 1 Die hauptamtlichen und hauptberuflichen 
Lehrer halten wöchentlich eine Elternsprechstunde 
außerhalb ihrer Unterrichtszeit ab, die übrigen 
Lehrer jeweils nach Vereinbarung. 2Zeit und Ort 
der Elternsprechstunden werden zu Beginn des 
Schuljahres bekanntgegeben. 3In Ausnahmefällen 
soll es den Erziehungsberechtigten möglich sein, 
Lehrer nach vorheriger Vereinbarung auch außer­
halb der festgesetzten Sprechstunden in der Schule 
aufzusuchen. 

(3) lIn jedem Schulhalbjahr wird ein Eltern­
sprechtag abgehalten, an dem die Lehrer den Erzie­
hungsberechtigten gleichzeitig zur Verfügung ste­
hen. 2Der Elternsprechtag ist außer halb des Pflicht­
unterrichts so anzusetzen, daß berufstätigen Erzie­
hungsberechtigten der Besuch möglich ist. 30 rt und 
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Zeit des Elternsprechtags werden den Erziehungs­
berechtigten rechtzeitig vom Schulleiter schriftlich 
mitgeteilt. 

(4) lIn jedem Schuljahr sind möglichst in den er­
sten drei Monaten nach Unterrichts beginn Klas­
senelternversammlungen (Art. 42 Abs. 3 BayEUG) 
durchzuführen, in denen den Erziehungsberechtig­
ten bzw. Eltern insbesondere Erziehungs- und Un­
terrichtsziele sowie unterrichtliche Verfahrenswei­
sen erläutert werden. 2Dem begründeten Antrag 
des Elternbeirats auf Anberaumung einer weiteren 
Klassenelternversammlung soll entsprochen wer­
den. 3Die Klassenelternversammlung wird vom 
Schulleiter oder in dessen Auftrag vom Klassenlei­
ter einberufen und geleitet. 4Die in der Klasse un­
terrichtenden Lehrer nehmen bei Bedarf teil. 

(5) lDie Erziehungsberechtigten bzw. Eltern aller 
Schüler oder der Schüler mehrerer Klassen oder 
Jahrgangsstufen können zu Elternversammlungen 
eingeladen werden, wenn Angelegenheiten, die die 
Schule insgesamt oder· mehrere Klassen betreffen, 
dies geboten erscheinen lassen. 2Absatz 4 Satz 2 gilt 
entsprechend. 3Die Elternversammlung wird vom 
Schulleiter einberufen und geleitet. 4Die Klassen­
leiter der betreffenden Klassen nehmen daran teil. 

(6) An einem Tag im Schuljahr können die Erzie­
hungsberechtigten bzw. Eltern durch den Schullei­
ter eingeladen werden, um Einblick in die Arbeit 
der Schule zu nehmen (Tag der offenen Tür). 

§ 82 

Volljährige Schüler 

lSchüler nehmen mit dem Eintritt der Volljährig­
keit die durch diese Verordnung jeweils bestimm­
ten Rechte und Pflichten der Erziehungsberechtig­
ten wahr. 2§ 78 Abs. 2 bleibt unberührt. 

Zehnter Teil 

Veranstaltungen und Tätigkeiten 
nicht zur Schule gehöriger Personen, 

Erhebungen 
(vgL Art. 61 und 62 BayEUG) 

§ 83 

Veranstaltungen 
nicht zur Schule gehöriger Personen, 

Informationsbesuche 

(1) IVeranstaltungen (z. B. Vorträge, Lichtbild­
und Filmvorführungen, Theateraufführungen) 
nicht zur Schule gehöriger Personen in der Schule 
bedürfen der Genehmigung des Schulleiters. 2Die 
Genehmigung kann erteilt werden, wenn der Ver­
anstaltung eine unterrichtliche oder erzieherische 
Bedeutung zukommt. 3Mit der Genehmigung ist die 
Veranstaltung zur verbindlichen oder nichtver­
bindlichen schulischen Veranstaltung zu erklären. 

4Sätze 1 bis 3 gelten für den von der Schule durch­
geführten Besuch solcher Veranstaltungen außer­
halb der Schulanlage entsprechend. 

(2) lVorträge, bei denen audiovisuelle Medien 
verwe.ndet werden, bedürfen über § 13 Abs. 1 hinaus 
einer an den Vortragenden gebundenen Zulassung 
durch eine Staatliche Landesbildstelle. 2Bei Vorträ­
gen zu Themen des fachtheoretischen und fach­
praktischen Unterrichts entscheidet der Schullei­
ter. 

(3) lInformationsbesuche nicht zur Schule gehö­
riger Personen im Unt.~rricht sind unbeschadet § 81 
Abs. 6 nicht zulässig. 2Uber Ausnahmen entscheidet 
der Schulleiter. 

§84 

Sammlungen 

(1) lIn der Schule sind Sammlungen für außer­
schulische Zwecke und die Aufforderung an die 
Schüler, sich an Sammlungen in der Öffentlichkeit 
zu beteiligen, unzulässig. 2Ausnahmen kann der 
Schulleiter im Einvernehmen mit dem Schulforum 
genehmigen. 3Unterrichtszeit darf für Sammlungs­
tätigkeiten nicht verwendet werden. 

(2) ISpenden der Schüler oder Schülereltern für 
schulische Zwecke dürfen von Schulleiter und Leh­
rern nicht angeregt werden. 2Soweit solche Spen­
den durch Schüler oder Schülereltern selbst oder 
vom Elternbeirat veranlaßt werden, ist eine Ein­
flußnahme durch die Schule zu vermeiden. 

§ 85 

Pausenverkauf, Sammelbestellungen 

(1) lWährend der Pausen ist der Verkauf von ein­
fachen Speisen und alkoholfreien Getränken er­
laubt. 2Die Einzelheiten regelt der Schulleiter im 
Benehmen mit dem Schulforum. 3Die Aufstellung 
von Warenautomaten in der Schul anlage setzt vor­
aus,daß 

1. der Aufwandsträger mit der Aufstellerfirma 
einen jederzeit kündbaren Mietvertrag ab­
schließt, in dem ein Verzicht auf Schadenersatz­
ansprüche gegen den Freistaat Bayern und seine 
Bediensteten enthalten ist, 

2. der Schulleiter im Benehmen mit dem Schul­
forum unter Vorbehalt des jederzeitigen Wider­
rufs zustimmt, 

3. die Aufstellerfirma durch Vorlage einer fachwis­
senschaftlichen Bescheinigung den Nachweis er­
bringt, daß der Automat hygienisch einwandfrei 
ist. 

(2) Sammelbestellungen sind nur zulässig, wenn 
besondere schulische Gründe sie erfordern. 

§ 86 

Druckschriften, Plakate 

(1) lDruckschriften dürfen in der Schulanlage an 
die Schüler nur verteilt werden, wenn sie für Erzie­
hung und Unterricht förderlich sind und keine 
kommerzielle oder politische Werbung enthalten. 
2Über die Verteilung entscheidet der Schulleiter. 
3Die Verteilung von Werbematerial anläßlich der 
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Elternbeiratswahl über die Schüler ist unzulässig. 
4Die Vorschriften über die Berufsberatung in den 
Schulen bleiben unberührt. 

(2) 1 Plakate, die sich an Schüler wenden, dürfen 
ausgehängt werden, wenn sie auf Veranstaltungen 
hinweisen oder sich auf Gegenstände beziehen, die 
für Erziehung und Unterricht förderlich sind. 2Die 
Genehmigung erteilt der Schulleiter. 

§ 87 

Bild-, Film-, Fernseh- und Tonaufnahmen 

(1) lBild-, Film-, Fernseh- und Tonaufnahmen in 
der Schule sind, soweit sie nicht zum Unterricht ge­
hören, nur nach Zustimmung des Schulleiters zu­
lässig. 2Die Zustimmung setzt voraus 

1. bei Bild-, Film- und Fernsehaufnahmen in der 
Schulanlage das schriftliche Einverständnis des 
Aufwandsträgers, 

2. für die Mitwirkung der Schüler das schriftliche 
Einverständnis der Erziehungsberechtigten, die 
über das Vorhaben zu unterrichten sind. 

3Satz 2 gilt nicht für Aufnahmen von Klassenbil­
dern und Bildern von besonderen schulischen Ver­
anstaltungen. 

(2) Die Beteiligung der Lehrer und Schüler ist 
freiwillig. 

§ 88 

Erhebungen 

(1) lErhebungen einschließlich Umfragen und 
wissenschaftlicher Untersuchungen sind in den 
Schulen nur nach Zustimmung der Schulaufsichts­
behörde zulässig. 2Bezieht sich die Erhebung auch 
auf Schulen, die der unmittelbaren Schulaufsicht 
des Staatsministeriums unterstehen, oder auch auf 
Schulen außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der 
Schulaufsichtsbehörde, trifft die Entscheidung das 
Staatsministerium. 

(2) 1 Die Genehmigung kann erteilt werden, wenn 
an der Erhebung ein erhebliches pädagogisch-wis­
senschaftliches Interesse anzuerkennen ist und 
sich die Belastung der Schule in zumutbarem Rah­
men hält. 2Sie kann mit Auflagen und Bedingungen 
verbunden werden. 3Durch Auflag'en ist insbeson­
dere sicherzuste llen, daß 

1. aus der Erhebung keine Rückschlüsse auf einzel­
ne Schüler, Erziehungsberechtigte oder Lehrer 
gezogen werden können und die Anonymität der 
Betroffenen gewahrt bleibt, 

2. die Erhebung außer halb der Unterrichtszeit 
durchgeführt wird, es sei denn, daß der Zweck der 
Erhebung ihre Verlegung in die Unterrichtszeit 
gebietet. 

4Mit der Genehmigung wird festgelegt , ob Schüler 
und Lehrer zur Mitwirkung bei der Erhebung ver­
pflichtet sind oder ob die Erhebung auf freiwilliger 
Grundlage nur nach Zustimmung der Betroffenen 
du rchgefüh rt werden darf. 

(3) Keiner Genehmigung bedürfen Erhebungen 
der Schulaufsichtsbehörden, des Landesamts für 
Statistik und Datenverarbeitung und im Rahmen 
seiner Aufgaben des jeweiligen Aufwandsträgers. 

Elfter Teil 

Folgen von Pflichtverletzungen 
(vgl. Art. 63 bis 65 BayEUG) 

§ 89 

Ordnungs maßnahmen und sonstige 
Erziehungsrnaßnahmen 

(1) lErziehungsmaßnahmen liegen in der pädago­
gischen Verantwortung der Schule. 2Bereitet sich 
ein Schüler auf den Unterricht nicht hinreichend 
vor oder beteiligt er sich am Unterricht nicht hin­
reichend und zeigen Ermahnungen keinen Erfolg, 
so soll dies der Lehrer oder der Klassenleiter den 
Erziehungsberechtigten schriftlich mitteilen (Hin­
weis); bei schweren oder häufigen Pflichtverletzun­
gen muß ein Hinweis erfolgen. 

(2) lEine Bindung an die Reihenfolge der Ord­
nungsmaßnahmen nach Art. 63 Abs. 2 BayEUG be­
steht ni.cht. 2Eine Ordnungsmaßnahme kann wie­
derholt getroffen werden. 3Der Entlassung soll de­
ren Androhung vorausgehen. 

(3) lDie Ordnungsrnaßnahmen des Ausschlusses 
vom Unterricht nach Art. 63 Abs. 2 Nrn. 4 und 5 
BayEUG sind gegenüber einem Schüler jeweils nur 
einmal im Schuljahr zulässig. 2Die Ordnungsmaß­
nahme des Ausschlusses vom Unterricht für zwei 
bis vier Wochen kann erst getroffen werden, wenn 
der Ausschluß des Schülers vom Unterricht für drei 
bis sechs Unterrichtstage keinen Erfolg gezeigt hat. 

(4) lBeim Ausschluß vom Unterricht, bei der An­
drohung der Entlassung und bei der Entlassung ist 
auch über die Frage der sofortigen Vollziehung zu 
beschließen. 21m Fall des Art. 64 Abs. 1 Satz 6 
BayEUG ist eine Anordnung der sofortigen Vollzie­
hung bis zur Entscheidung der Schulaufsichtsbe­
hörde auszusetzen. 

(5) lOrdnungsmaßnahmen werden den Erzie­
hungsberechtigten schriftlich unter Angabe des zu­
grunde liegenden Sachverhalts mitgeteilt. 2Die Mit­
teilung des Ausschlusses vom Unterricht erfolgt vor 
dessen Vollzug. 

(6) Die Schulaufsichtsbehörde ist berechtigt, Ord­
nungsmaßnahmen der Schule aufzuheben, abzuä n­
dern oder eine neue Entscheidung zu verlangen. 

(7) Ordnungs maßnahmen, sonstige Erziehungs­
rnaßnahmen und Maßnahmen des Hausrechts sind 
nebeneinander zulässig. 

(8) lWird einem Schüler wegen Verletzung seiner 
Pflichten aus Art. 35 Abs. 4 BayEUG·oder § 17 Abs. 3 
die Fortsetzung der fachpraktischen Ausbildung 
verweigert, so hat dieser keinen An spruch , an einer 
anderen Stelle ausgebildet zu werden. 2Unabhängig 
davon kann eine Ordnungsmaßnahme getroffen 
werden. 

§ 90 

Entlassung 

(1) 1 Die Untersuchung ist vom Schulleiter oder ei­
nem von ihm beauftragten Mitglied der Lehrerkon­
ferenz oder .des Disziplinarausschusses zu führen. 
2Dem Schüler ist nach Aufnahme der Untersu­
chung ausreichend Gelegenheit zu geben, sich zu 
äußern. 
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(2) I Das vorläufige Ergebnis der Untersuchung 
wird den Erziehungsberechtigten mit Einschreiben 
mitgeteilt. 2Die Erziehungsberechtigten sind 
gleichzeitig unter angemessener Fristsetzung auf 
die Möglichkeit zur Stellungnahme und auf ihre 
Rechte nach Art. 63 Abs. 8 Satz 1 und Art. 64 Abs. 1 
Satz 3 BayEUG hinzuweisen. 3Das Ergebnis der Un­
tersuchung wird unter Berücksichtigung der Stel­
lungnahme der Erziehungsberechtigten schriftlich 
niedergelegt. 4Im Fall der beantragten Mitwirkung 
des Elternbeirats erhält der Vorsitzende des Eltern­
beirats einen Abdruck des Untersuchungs berichts 
zur Stellungnahme innerhalb einer angemessenen 
Frist. 

Zwölfter Teil 

Schlußvorschriften . 

§ 91 

Schulaufsicht 
(vgL Art. 87 bis 91 BayEUG) 

(1) Soweit diese Verordnung Zuständigkeiten 
festlegt, bleibt das Weisungsrecht der Schulauf­
sichtsbehörden unberührt. 

(2) Das Staatsministerium kann von einzelnen 
Bestimmungen dieser Verordnung Ausnahmen ge­
währen, wenn die Anwendung der Bestimmung im 
Einzelfall zu einer unbilligen Härte führen würde 
und die Abweichung auch unter dem Gesichtspunkt 
der Gleichbehandlung unbedenklich erscheint. 

(3) IStaatsministerium im Sinn dieser Verord­
nung ist das Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus. 2Schulaufsichtsbehörde im Sinn dieser Ver­
ordnung ist die örtlich zuständige Regierung. 

§92 

Rechtsschutz der Schüler und der 
Erziehungsberechtigten 

(1) IMeinungsverschiedenheiten zwischen Erzie­
hungsberechtigten und Lehrern sollen in der Schu­
le im Weg einer Aussprache beigelegt werden. 21m 
übrigen können die Erziehungsberechtigten Auf­
sichtsbeschwerde erheben, die bei der Schule ein­
gelegt werden soll. 3Soweit die Schule der Auf­
sichtsbeschwerde nicht abhilft, hat sie diese mit ih­
rer Stellungnahme an die Schulaufsichtsbehörde 
zur Entscheidung weiterzuleiten. 

(2) IGegen schulische Entscheidungen, die Ver­
waltungsakte sind, kann neben oder an Stelle der 
Aufsichtsbeschwerde beim zuständigen Verwal­
tungsgericht Klage erhoben werden; vor Erhebung 
einer Anfechtungs- oder Verpflichtungsklage muß 
Widerspruch bei der Schule eingelegt werden. 2Das 
Verfahren richtet sich nach der Verwaltungsge­
richtsordnung sowie dem Gesetz zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung. 

§ 93 

Finanzielle Abwicklung sonstiger 
schulischer Veranstaltungen 

1 Fallen für die Durchführung von Lehr- und Stu­
dienfahrten sowie von ähnlichen Veranstaltungen 
der Schule Unkosten an, so können die von den Er­
ziehungsberechtigten zu entrichtenden Unkosten­
beiträge auf ein Konto der Schule eingezahlt wer­
den; in besonderen Fällen kann eine Zahlung an die 
Schule auch in bar erfolgen. 2Haushaltsmittel dür­
fen über dieses Sonderkonto nicht abgewickelt wer­
den. 3Die Verwaltung des Kontos oder der Barbe­
träge obliegt dem Schulleiter oder dem von ihm da­
mit beauftragten Bediensteten. 4Im Schulhalbjahr 
findet mindestens eine Kassenprüfung durch einen 
Kassenprüfungsausschuß statt, dessen drei Mit­
glieder aus der Mitte der Lehrerkonferenz gewählt 
werden. 

§94 

Verbot von Rauschmitteln und Rauchen, 
Wegnahme von Gegenständen 

(vgL Art. 35 BayEUG) 

(1) IDer Genuß von Rauschmitteln und alkoholi­
schen Getränken sowie das Rauchen ist den Schü­
lern innerhalb der Schul anlage untersagt. 2Schü­
lern der Jahrgangsstufe 12 kann durch Beschluß 
des Schulforums außer halb des Unterrichts das 
Rauchen in bestimmten, nicht dem Unterricht die­
n.enden Räumen erlaubt werden. 

(2) 1 Die Schule ist befugt, den Schülern Gegen­
stände, die den Unterricht oder die Ordnung der 
Schule stören können oder stören, wegzunehmen 
und sicherzustellen. 2Über die Zurückgabe derarti­
ger Gegenstände entscheidet der Schulleiter. 

§ 95 

Haftpflichtversicherung 

1 Für die Schüler ist für die Zeit der fachprakti­
schen Ausbildung in außer schulischen Einrichtun­
gen vom Schulträger eine Haftpflichtversicherung 
abzuschließen. 2Die Erziehungsberechtigten sind 
verpflichtet, die Beiträge für die Haftpflichtversi­
cherung innerhalb eines Monats nach Unterrichts­
beginn, bei späterem Eintritt innerhalb eines Mo­
nats nach dem Eintritt in die Schule, zu entrichten. 

§96 

Gemeinsame SMV und gemeinsame 
Elternvertretung 

ISind Berufsfachschulen für Hauswirtschaft und 
für Kinderpflege organisatorisch und räumlich mit­
einander verbunden, können auf Antrag des Schul­
trägers mit Genehmigung der Schulaufsichtsbehör­
de eine gemeinsame SMV und eine gemeinsame EI­
ternvertretung gebildet werden. 2Dem Schulforum 
gehören in diesem Fall drei von beiden Lehrerkon­
ferenzen gemeinsam gewählte Lehrer an. 
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§97 

Gleichwertigkeitsanerkennung 

1 Das Staatsministerium entscheidet auf Antrag 
im Einzelfall, ob nachgewiesene Ausbildungen der 
Ausbildung an der Berufsfachschule für Kinder­
pflege gleichwertig sind. 2Mit der Gleichwertig­
keitsanerkenilUng wird das Recht zur Führung der 
Berufsbezeichnung "Staatlich geprüfter Kinder­
pfleger/Staatlich geprüfte Kinderpflegerin" verlie­
hen. 3Das Staatsministerium kann die Gleichwer­
tigkeitsanerkennung von der teilweisen Ablegung 
der Abschlußprüfung nach § 50 oder vom Ergebnis 
einer mündlichen Feststellungsprüfung, die im 
Auftrag und nach den Weisungen des Staats mini­
steriums von den öffentlichen Berufsfachschulen 
durchgeführt wird, abhängig machen. 

§ 98 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt /mit Wirkung vom 
1. August 1985 in Kraft. 

(2) lGleichzeitig treten alle Vorschriften außer 
Kraft, die dieser Verordnung entgegenstehen oder 
entsprechen. 21nsbesondere treten außer Kraft die 
ergänzenden Bestimmungen zur Allgemeinen 
Schulordnung für die Berufsfachschulen für Haus­
wirtschaft und für Kinderpflege (EBASchOBFS 
Hauswirtschaft und Kinderpflege) vom 7. Juni 1978 
(KMBl I S.283, BayRS 2236-4-1-1-K), geändert 
durch Verordnung vom 18. August 1981 (KMBl I S. 
643). 3Schüler an Berufsfachschulen für Hauswirt­
schaft, die im Schuljahr 1984/85 die Abschlußprü­
fung nicht bestehen, beenden ihre Ausbildung nach 
den bisherigen Vorschriften. 

(3) lAb Schuljahr 1988/89 können an Berufsfach­
schulen für Hauswirtschaft keine Schüler mehr in 
die Wahlpflichtfächergruppe 111 aufgenommen 
werden. 2 Am 31. Juli 1989 treten außer Kraft § 5 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 3, § 12 Abs. 2 Satz 3, § 38 Abs. 1 Satz 2 so­
wie Anlage 1.1.3. 3Mit Wirkung vom 1. August 1988 
werden in § 3 Abs. 1 Satz 1 vor das Wort "drei" die 
Worte "zwei bzw." eingefügt, in § 4 Abs. 1 Satz 1 die 
Worte "a) in den Wahlpflichtfächergruppen I und 11 
drei Jahre, b) in der Wahlpflichtfächergruppe 111 
zwei Jahre" durch die Worte "drei Jahre" ersetzt so­
wie in § 8 Abs. 2 und § 45 Abs. 2 Satz 3 die Worte 
"oder 111" und in § 22 Abs. 1 die Worte "in der Wahl­
pflichtfächergruppe I und 11" gestrichen. 

München, den 4. September 1985 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai er, Staatsminister 
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Anlage 1 
Stundentafel 

für die Berufsfachschulen für Hauswirtschaft 

Wahlpflichtfächergruppe I 1.1.1 

Jahrgangsstufe 10 Jahrgangsstufe 11 Jahrgangsstufe 12 
Fächer 

Wochen- Jahres- Wochen- Jahres- Wochen- Jahres-
stunden stunden stunden stunden stunden stunden 

Pflichtfächer 

Allgemeinbildender 
Lernbereich *) 

Religionslehre 1 40 1 40 1 40 
Deutsch 2 80 2 80 2 80 
Geschichte - - 1 40 1 40 
Sozialkunde 2 80 1 40 1 40 
Englisch - - 2 80 2 80 
Mathematik - - 2 80 2 80 
Physik - - 1 40 1 40 
Sport 2 80 2 80 2 80 

7 280 12 480 12 480 

Fachtheoretischer 
Lernbereich 

Wirtschaftslehre 1 40 1 40 1 40 

Fachrechnen 2 80 1 40 1 40 

Naturwissenschaftliche 
Grundlagen 2 80 - - - -
Ernährungs- und N ahrungs-
mittellehre 2 80 2 80 2 80 
Arbeitsgestaltung und 
Haushaltskunde 2 80 2 80 2 80 
Erziehungslehre mit 
Familienpflege - - 2 80 2 80 

9 360 8 320 8 320 

Fachpraktischer 
Lernbereich 

Nahrungszubereitung 12 480 4 160 4 160 
Raum-, Material- und 
Textilpflege 3 120 2 80 2 80 
Textilarbeit 2 80 , 4 160 4 160 
Pflanzenpflege und Gartenbau 1 40 2 80 - -
Service und Gestaltung 2 80 1 40 2 80 

20 800 13 520 12 480 

Anzahl der Unterrichtsstunden 36 1440 33 1320 32 1280 
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Wahlpflichtfächergruppe I 

Jahrgangsstufe 10 Jahrgangsstufe 11 
Fächer 

Wochen- Jahres- Wochen- Jahres-
stunden stunden stunden stunden 

Hauswirtschaftliche Praxis - - 6**) 240**) 

Wahlfächer 

Englisch } } 160***) 
- -

4***) 
Mathemat(k - -

Maschinenschreiben - - 2 80 

Kurzschrift - - 2 80 

Musikerziehung/lnstrumental-
unterricht - - 2 80 

Textilarbeit 2 80 2 80 

I 

.~ Die Wahlpflichtfächergruppe I integriert die BAS-Stufe I 
•• Zeitstunden 

••• Die Stundenzahl ist auf beide Fächer zu verteilen: Entweder 2/2 oder 1/3 bzw. 3/1. 
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1.1.1 

Jahrgangsstufe 12 

Wochen- Jahres-
stunden stunden 

6**) 240**) 

- -

- -

2 80 

2 80 

2 80 

2 80 
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Wahlpflichtfächergruppe II 1.1.2 

Jahrgangsstufe 10 Jahrgangsstufe 11 Jahrgangsstufe 12 
Fächer 

Wochen- Jahres- Wochen- Jahres- Wochen- Jahres-
stunden stunden stunden stunden stunden stunden 

Pflichtfächer 

Allgemeinbildender 
Lernbereich 

Religionslehre 1 40 1 40 1 40 
Deutsch 2 80 3 120 3 120 
Sozialkunde 2 80 2 80 2 80 
Sport 2 80 2 80 2 80 

7 280 8 320 8 320 

Fachtheoretischer 
Lernbereich 

Wirtschaftslehre 1 40 1 40 1 40 
Fachrechnen 2 80 1 40 1 40 
Naturwissenschaftliche 
Grundlagen 2 80 - - - -
Ernährungs- und Nahrungs-
mittellehre 2 80 2 80 2 80 
Arbeitsgestaltung und 
Haushaltskunde 2 80 2 80 2 80 
Erziehungslehre mit 
Familienpflege - - 2 80 2 80 

9 360 8 320 8 320 

Fachpraktischer 
Lernbereich 

. Nahrungszubereitung 12 480 4 160 4 160 
Raum-, Material- und 
Textilpflege 3 120 2 80 2 80 
Textilarbeit 2 80 4 160 4 160 
Pflanzenpflege und Gartenbau 1 40 2 80 - -
Service und Gestaltung 2 80 1 40 2 80 

20 800 13 520 12 480 

Anzahl der Unterrichtsstunden 36 1440 29 1160 28 1120 
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Wahlpflichtfächergruppe II 1.1.2 

Jahrgangsstufe 10 Jahrgangsstufe 11 Jahrgangsstufe 12 
Fächer 

Wochen- Jahres- Wochen- Jahres- Wochen- Jahres-
stunden stunden stunden stunden stunden stunden 

Hauswirtschaftliche Praxis - - 6**) 240**) 6**) 240**) 

Wahlfächer 

Englisch } 4***) } 160***) 2 SO' 2 SO 
Mathematik - - - -

Maschinenschreiben - - 2 SO 2 SO 
Kurzschrift - - 2 SO 2 SO 
Musikerziehung/lnstrumental-
unterricht - - 2 SO 2 SO 
Textilarbeit 2 SO 2 SO 2 SO 

**) Zeitstunden 
***) Die Stundenzahl ist auf beide Fächer zu verteilen: Entweder 2/2 oder 1/3 bzw. 3/ 1. 
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Wahlpflichtfächergruppe III 1.1.3 

Jahrgangsstufe 11 Jahrgangsstufe 12 
Fächer 

Wochen- Jahres- Wochen- Jahres-
stunden stunden stunden stunden 

Pflichtfächer 

Allgemeinbildender Lernbereich 

Religionslehre 1 40 1 40 

Deutsch 2 80 1 40 

Sozialkunde 2 80 1 40 

Sport 2 80 - -

7 280 3 120 

Fachtheoretischer Lernbereich 

Wirtschaftslehre 1 40 1 40 

Fachrechnen 2 80 1 40 

Naturwissenschaftliche Grundlagen 2 80 - -

Ernährungs- und Nahrungsmittellehre 2 80 2 80 

Arbeitsgestaltung und Haushaltskunde 2 80 2 80 

Erziehungslehre mit Familienpflege - - 2 80 

9 360 8 320 

Fachpraktischer Lernbereich 

Nahrungszubereitung 12 480 8 320 

Raum-, Material- und Textilpflege 3 120 3 120 

Textilarbeit 2 80 6 240 

Pflanzenpflege und Gartenbau 1 40 2 80 

Service und Gestaltung 2 80 3 120 -
20 800 22 880 

Anzahl der Unterrichtsstunden 36 1440 33 1320 

Hauswirtschaftliehe Praxis - - 6**) 240**) 
+4 Wochen· .. ·) 

Wahlfächer 

Englisch 2 80 2 80 
Französische Fachbegriffe 2 80 - -

Mathematik 1 40 2 80 

Sport - - 2 80 

Maschinenschreiben - - 2 80 

Kurzschrift - - 2 80 

Musikerziehung/ Instrumentalunterricht - - 2 80 

Textilarbeit 2 80 2 80 

**) Zeitstunden 
.... ) 40 Zeitstunden je Woche 
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Stundentafel 
für die Berufsfachschulen für Kinderpflege 

Wahlpflichtfächergruppe I 

Fächer 

Pflichtfächer 

Allgemeinbildender Lernbereich *) 
Religionslehre 
Deutsch 
Geschichte 
Sozialkunde 

Englisch 

Mathematik 
Physik 

Sport 

Fachtheoretischer Lernbereich 
Erziehungslehre 

Gesundheitslehre 
Fachrechnen 

Haushaltskunde 
Ernährungslehre 

Fachpraktischer Lernbereich 
Methodische Übungen 
Übungen in Gesundheitspflege 
Kunst- und Werkerziehung 
Musik, Bewegungserziehung und Spiel 

N ahrungszuberei tung 
Haus- und Textilpflege 

Textilarbeit 

Anzahl der Unterrichtsstunden 

Sozialpflegerische Praxis 

Wahlfächer 

Maschinenschreiben 

Darstellendes Spiel 

Instrumentalunterricht 

*) Die Wahlpflichtfächergruppe I integriert die BAS-Stufe I 
**) Zeitstunden 

Jahrgangsstufe 10 

Wochen- Jahres-
stunden stunden 

2 80 
2 80 
1 40 
1 40 

2 80 
2 80 
1 40 
2 80 

13 520 

2 80 
- -
1 40 

2 80 
2 80 

7 280 

- -
- -
2 80 
2 80 
8 320 
2 80 
2 80 

16 640 

36 1440 

2 80 

2 80 
2 80 
2 80 
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Anlage 2 

2.2.1 

Jahrgangsstufe 11 

Wochen- Jahres-
stunden stunden 

1 40 
2 80 
1 40 
1 40 

2 80 
2 80 
1 40 
2 80 

12 480 

3 120 
2 80 
1 40 
- -

- -

6 240 

3 120 
4 160 
3 120 
3 120 
- -
- -
- -

13 520 

31 1240 

6**) 240**) 

2 80 
2 80 
2 80 
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Wahlpflichtfächergruppe 11 2.2.2 

Jahrgangsstufe 10 Jahrgangsstufe 11 
Fächer 

Wochen- Jahres- Wochen- Jahres-
stunden stunden stunden stunden 

Pflichtfächer 

Allgemeinbildender Lernbereich 

Religionslehre 2 80 1 40 
Deutsch 3 120 3 120 
Sozialkunde 2 80 2 80 
Sport 2 80 2 80 

9 360 8 320 

Fachtheoretischer Lernbereich 

Erziehungslehre 2 80 3 120 
Gesundheitslehre - - 2 80 
Fachrechnen 1 40 1 40 
Haushaltskunde 2 80 - -

Ernährungslehre 2 80 - -

7 280 6 240 

Fachpraktischer Lernbereich 

Methodische Übungen - - 3 120 
Übungen in Gesundheitspflege - - 4 160 
Kunst- und Werkerziehung 2 80 3 120 
Musik, Bewegungserziehung und Spiel 2 80 3 120 
Nahrungszubereitung 8 320 - -
Haus- und Textilpflege "2 80 - -
Textilarbeit 2 80 - -

16 640 13 520 

Anzahl der Unterrichtsstunden 32 1280 27 1080 

Sozialpflegerische Praxis 2 80 6*) 240*) 

, 

Wahlfächer 

Maschinenschreiben 2 80 2 80 
Darstellendes Spiel 2 80 2 80 
Instrumentalunterricht 2 80 2 80 
Textilarbeit 2 80 2 80 
Englisch 2 80 2 80 

*) Zeitstunden 
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Wahlpflichtfächergruppe III 2.2.3 

Jahrgangsstufe 11 Jahrgangsstufe 12 
Fächer 

Wochen- Jahres- Wochen- Jahres-
stunden stunden stunden stunden 

Pflichtfächer 

Allgemeinbildender Lernbereich 

Religionslehre 2 80 1 40 

Deutsch 3 120 3 120 

Sozialkunde 2 80 2 80 

Sport 2 80 2 80 

9 360 8 320 

Fachtheoretischer Lernbereich 

Erziehungslehre 2 80 3 120 

Gesundheitslehre - - 2 80 

Fachrechnen 1 40 1 40 

Haushaltskunde 2 80 - -

Ernährungslehre 2 80 - -

7 280 6 240 

Fachpraktischer Lernbereich 

Methodische Übungen - - 3 120 

Übungen in Gesundheitspflege - - 4 160 

Kunst- und Werkerziehung 2 80 3 120 

Musik, Bewegungserziehung und Spiel 2 80 3 120 

Nahrungszubereitung 8 320 - -

Haus- und Textilpflege 2 80 - -
Textilarbeit 2 80 - -

16 640 13 520 

-
Anzahl der Unterrichtsstunden 32 1280 27 1080 

Sozialpflegerische Praxis 2 80 6**) 240**) 

Wahlfächer 

Mathematik 2 80 2 80 

Chemie 2 80 2 80 

Englisch 2 80 2 80 

Maschinenschreiben 2 80 2 80 

Darstellendes Spiel 2 80 2 80 

Instrumentalunterricht 2 80 2 80 

**) Zeitstunden 
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2236-g.:..1-3-K 

Schulordnung 
für die Fachakademien für Sozialpädagogik 
(Fachakademieordnung Sozialpädagogik 

- FakOSozPäd) 

Vom 4. September 1985 

Auf Grund von Art. 17 Abs. 2, Art. 23 Abs. 2 Satz 1, 
Art. 24 Abs. 2, Art. 28 Sätze 2 und 3, Art. 29 Abs. 4, Art. 
31 Abs. 4, Art. 32 Abs. 4 Satz 2, Art. 37 Abs. 1 Satz 3 
und Abs. 6, Art. 40 Abs. 8, Art. 63 Abs. 9, Art. 66, 93 
Abs. 3 und Art. 97 Abs. 1 des Bayerischen Gesetzes 
über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
(BayEUG) sowie Art. 46 Abs. 1 Satz 1 und Art. 52 
Abs. 1 des Gesetzes über das berufliche Schulwesen 
(GbSch) erläßt das Bayerische Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus folgende Verordnung: 

Inhaltsübersicht 

Erster Teil 

Allgemeines 

§ 1 Geltungsbereich 

§ 2 Ausbildungsziele 

§ 3 Ausbildungsdauer 

Zweiter Teil 

Aufnahme, Probezeit 

§ 4 Aufnahme in das erste Studienjahr 

§ 5 Probezeft 

§ 6 Aufnahme in das zweite Studienjahr 

Dritter Teil 

Inhalte des Unterrichts 

§ 7 Stundentafeln 

§ 8 Unterricht in ethischer Erziehung 

Vierter Teil 

Grundsätze des Studienbetriebs 

§ 9 Klassen und andere Unterrichtsgruppen an öffentlichen 
Fachakademien 

§ 10 Unterrichtszeit 

§ 11 Teilnahme am Unterricht und an sonstigen Veranstaltun-
gen 

§ 12 Verhinderung 

§ 13 Befreiung 

§ 14 Beurlaubung 

§ 15 Höchstausbildungsdauer 

Fünfter Teil 

Leistungsnachweise, 
Vorrücken und Wiederholen, 

Zeugnisse 

§ 16 Nachweise des Leistungsstands 

§ 17 Klausuren und Kurzarbeiten 

§ 18 Besprechung, Aufbewahrung und Einsichtnahme 

§ 19 N achholung von Leistungsnachweisen 

§ 20 Bewertung der Leistungen 

§ 21 Bildung der Jahresfortgangsnoten. 

§ 22 Entscheidung über das Vorrücken 

§ 23 Notenausgleich 

§ 24 Verbot des Wiederholens 

§ 25 Zwischen-und Jahreszeugnisse 

Sechster Teil 

Prüfungen 

Abschnitt I 

Abschlußprüfung für Studierende 
öffentlicher und staatlich anerkannter 

Fachakademien 

§ 26 Zeitpunkt 

§ 27 Prüfungsausschuß 

§ 28 Niederschrift 

§ 29 Festsetzung der Jahresfortgangsnoten 

§ 30 Schriftliche und mündliche Prüfung 

§ 31 Festsetzung des Prüfungsergebnisses 

§ 32 Abschlußzeugnis 

§ 33 Verhinderung an der Teilnahme 

§ 34 N achholung der Abschlußprüfung 

§. 35 Unterschleif 

§ 36 Wiederholen der Abschlußprüfung in einzelnen Fächern 
(Nachprüfung) 

Abschnitt 11 

Abschlußprüfung für andere Bewerber 

§ 37 Allgemeines 

§ 38 Zulassung 

§ 39 Festsetzung des Prüfuti.gsergebnisses 
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Siebter Teil 

Berufspraktikum und staatliche 
Anerkennung 

§ 40 Berufspraktikum 

§ 41 Colloquium 

§ 42 Staatliche Anerkennung 

Achter Teil 

Schulleiter, Lehrerkonferenz 

§ 43 Schulleiter 

§ 44 Lehrerkonferenz 

§ 45 Sitzungen 

§ 46 Einberufung 

§ 47 Teilnahmepflicht 

§ 48 Tagesordnung 

§ 49 Beschlußfähigkeit 

§ 50 Stimmberechtigung 

§ 51 Beschlußfassung 

§ 52 Niederschrift 

§ 53 Lehr- und Lernmittelausschuß, Disziplinarausschuß 

Neunter Teil 

Einrichtungen zur Mitgestaltung 
des schulischen Lebens 

§ 54 Allgemeines 

§ 55 Einrichtungen zur Vertretung der Studierenden 

§ 56 Klassensprecher und Klassensprecherversammlung 

§ 57 Sprecher der Studierenden 

§ 58 Überschulische Zusammenarbeit 

§ 59 Finanzierung und finanzielle Abwicklung von Veranstal­
tungen der Studierendenmitverantwortung 

§ 60 Fachakademiebeirat 

Zehnter Teil 

Veranstaltungen und Tätigkeiten 
nicht zur Fachakademie gehöriger 

Personen, Erhebungen 

§ 61 Veranstaltungen nicht zur Fachakademie gehöriger Perso-
nen,Informationsbesuche 

§ 62 Sammlungen 

§ 63 Warenautomaten 

§ 64 Druckschriften, Plakate 

§ 65 Bild-, Film-, Fernseh- und Tonaufnahmen 

§ 66 Erhebungen 

Elfter Teil 

Folgen von Pflichtverletzungen 

§ 67 Ordnungsmaßnahmen 

§ 68 Entlassung 

Zwölfter Teil 

Schulaufsicht 

§ 69 Schulaufsicht 

Dreizehnter Teil 

Schlußvorschriften 

§ 70 Gleichwertigkeitsanerkennung 

§ 71 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsregelung 

Erster Teil 

Allgemeines 
(vgI.Art.1 bis 3 BayEUG)*) 

§1 

Geltungsbereich 

(1) Diese Schulordnung gilt für öffentliche Fach­
akademien der Ausbildungsrichtung Sozialpädago­
gik. 

(2) Für Ersatzschulen gilt diese Schulordnung im 
Rahmen der Art. 67, 69 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 4 und 
Art. 70 BayEUG, für staatlich anerkannte Ersatz­
schulen gilt sie darüber hinaus im Rahmen des Art. 
78 Abs. 2 BayEUG. 

§2 

Ausbildungsziele 

(1) Die Fachakademie soll die Studierenden befä­
higen, in Kindergärten, Horten, Heimen, Einrich­
tungen der Jugendpflege sowie in anderen sozial­
pädagogischen Bereichen als Erzieher selbständig 
tätig zu sein . 

. (2) Bei erfolgreichem Abschluß der Ausbildung 
an der Fachakademie und des Berufspraktikums 
wird die Berufsbezeichnung "Staatlich anerkannter 
Erzieher/Staatlich anerkannte Erzieherin" verlie­
hen. 

*) Diese Hinweise auf Artikel des BayEUG sind lediglich redaktio­
nellerArt. 
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§3 

Ausbildungsdauer 

(1) lDie Ausbildung dauert drei Jahre. 2Sie glie­
dert sich in 

1. eine überwiegend theoretische Ausbildung von 
zwei Studienjahren im Vollzeitunterricht an 
einer Fachakademie für Sozialpädagogik und 

2. ein anschließendes zwölfmonatiges von der Fach­
akademie begleitetes Berufspraktikum in Voll­
zeitform. 

(2) lAusnahmsweise kann das Berufspraktikum 
mit Zustimmung der Fachakademie in Teilzeitform 
durchgeführt werden. 2In diesem Fall beträgt die 
Ausbildungsdauer vier Jahre. 

Zweiter Teil 

Aufnahme,'Probezeit 

§4 

Aufnahme-in das erste Studienjahr 

(1) lDie Aufnahme in das erste Studienjahr setzt 
voraus 

1. einen mittleren Schulabschluß (Art. 19 BayEUG), 

2. entweder 

a) eine abgeschlossene Berufsausbildung in 
einem sozialpädagogischen, pädagogischen, 
sozialpflegerischen, pflegerischen oder rehabi­
litativen Beruf mit einer Regelausbildungs­
dauer von mindestens zwei Jahren 

oder 

b) eine abgeschlossene Berufsausbildung in 
einem staatlich anerkannten Ausbildungsbe­
ruf und ein erfolgreich abgeschlossenes ein­
jähriges Praktikum in sozialpädagogischen 
Einrichtungen nach den vom Staatsministe­
rium erlassenen Richtlinien 

oder 

c) ein zweijähriges erfolgreich abgeschlossenes 
Praktikum in sozialpädagogischen Einrich­
tungen nach den vom Staatsministerium er­
lassenen Richtlinien 

oder 

d) eine einschlägige berufliche Tätigkeit von 
mindestens vier Jahren, 

3. die Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses nach 
Satz 3. 

2Der erfolgreiche Besuch der Jahrgangsstufe 11 
einer öffentlichen oder staatlich anerkannten 
Fachoberschule der Ausbildungsrichtung Sozial­
wesen und die Ableistung eines freiwilligen sozia­
len Jahres, in dem mindestens sechs Monate an so­
zialpädagogischen oder sozialpflegerischen Ein­
richtungen verbracht wurden, können mit bis zu 
einem Jahr auf das Praktikum nach Satz 1 Nr. 2 
Buchst. c angerechnet werden. 3Das ärztliche Zeug-

nis soll nicht älter als drei Monate sein und muß 
ausweisen, daß der Bewerber für den Beruf des Er­
ziehers geeignet ist, insbesondere daß eine anstek­
kungsfähige Tuberkulose der Atmungsorgane nicht 
vorliegt; das Zeugnis muß sich auf eine intrakutane 
Tuberkulinprobe oder auf eine Röntgenaufnahme 
des Atmungsorgans stützen. 

(2) 1 Die Aufnahme erfolgt zu Beginn des Studien­
jahres; sie setzt die Teilnahme am Unterricht am 
ersten Unterrichtstag oder den spätestens am 
dritten Unterrichtstag zu erbringenden Nachweis 
voraus, daß zwingende Gründe eine Teilnahme am 
Unterricht verhindert haben. 2Eine nachträgliche 
Aufnahme ist auch bei Vorliegen eines wichtigen 
Grundes nur während der ersten sechs Wochen 
nach Unterrichtsbeginn möglich. 

(3) 1 Die Aufnahme ist unbeschadet anderer Be­
stimmungen zu versagen, wenn 

1. der Bewerber zweimal die Probezeit an einer 
Fachakademie nicht bestanden hat bzw. vor ih­
rem Ablauf ausgetreten ist, 

2. der Bewerber zweimal eine Jahrgangsstufe der 
Fachakademie ohne Erfolg besucht hat oder 

3. Tatsachen vorliegen, die den Bewerber als unge­
eignet für den Beruf des Erziehers erscheinen 
lassen. 

2Bewerber, die bereits die Fachakademie besucht 
haben und während eines Studienjahres ausgetre­
ten sind, sind Bewerbern gleichgestellt, die dieses 
Studienjahr ohne Erfolg besucht haben. 3Dies gilt 
nicht, wenn die Lehrerkonferenz eine Ausnahme 
gewährt, weil der Austritt durch anerkennenswerte 
Gründe gerechtfertigt war. 

(4) Die Aufnahme kann versagt werden, wenn die 
Anmeldung nicht recptzeitig erfolgt istoder die Un­
terlagen für die Anmeldung nicht rechtzeitig vorge- . 
legt wurden. 

(5) Das Anmeldeverfahren wird von der Fachaka­
demie festgelegt. 

§5 

Probezeit 

(1) Die endgültige Aufnahme ist abhängig vom 
Bestehen der Probezeit. 

(2) lAIs Probezeit gilt das erste Studienhalbjahr. 
2War ein Studierender aus besonderen -Gründen 
während der Probezeit, insbesondere durch nach­
gewiesene längere Erkrankung, in seiner Lei­
stungsfähigkeit beeinträchtigt, so kann die Probe­
zeit um höchstens drei Monate verlängert werden. 

(3) 1 Die Probezeit ist nicht bestanden, wenn bei 
einer Gesamtwürdigung dex: Leistungen des Stu­
dierenden nicht damit gerechnet werden kann, daß 
er das Ziel des Studienjahres erreicht. 2Dies ist in 
der Regel der Fall, wenn die Leistungen am Ende 
der Probezeit in einem Vorrückungsfach mit der 
Note 6 oder in zwei Vorrückungsfächern mit der 
Note 5 zu bewerten sind. 

(4) Endet nach bestandener Probezeit das Schul­
verhältnis, so unterliegt der Studierende bei einem 
Wiedereintritt erneut den Probezeitbestimmungen. 

(5) Über das Bestehen der Probezeit und die Ver­
längerung der Probezeit entscheidet der Schulleiter 
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auf der Grundlage einer Empfehlung der Lehrer­
konferenz. 

(6) lHat ein Studierender die Probezeit nicht be­
standen, so ist ihm dies unverzüglich schriftlich 
mitzuteilen; dabei sind die Gründe darzulegen. 2Auf 
Antrag erhält der Studierende eine Bescheinigung 
über die Dauer des Schulbesuchs und die erzielten 
Leistungen. 31st die Probezeit über das erste Stu­
dienhalbjahr hinaus verlängert worden, erhält der 
Studierende im Zwischenzeugnis einen Vermerk 
über die Verlängerung. 

§6 

Aufnahme in das zweite Studienjahr 

1 Für Bewerber, die die allgemeinen Aufnahme­
voraussetzungen erfüllen, können Fachakademien 
zur Aufnahme in das zweite Studienjahr eine Auf­
nahmeprüfung einrichten. 2Die Aufnahmeprüfung 
erstreckt sich auf alle Pflichtfächer des ersten Stu­
dienjahres. 31n fachpraktischen Fächern wird prak­
tisch und/oder mündlich, in den übrigen Fächern 
wird schriftlich geprüft. 4Die Prüfungsaufgaben 
stellt die Fachakademie. 5Die Aufnahmeprüfung 
hat nicht bestanden, wer in einem Fach die Note 6 
oder in zwei Fächern die Note 5 erzielt hat. 6Die Be­
stimmungen über die Probezeit gelten entspre­
chend. 

Dritter Teil 

-Inhalte des Unterrichts 
(vgl. Art. 24 und 27 Bay EUG) 

§7 

Stundentafeln 

lDem Unterricht in den beiden Studienjahren an 
der Fachakademie ist die Stundentafel nach An­
lage 1 zugrunde zulegen. 2Das Staatsministerium 
kann bei Vorliegen besonderer Umstände Abwei­
chungen von der Stundentafel für die Dauer eines 
Studienjahres, bei Ersatzschulen über die Dauer ei­
nes Studienjahres hinaus, genehmigen. 3Keiner 
Genehmigung bedürfen organisatorisch bedingte 
Zusammenfassungen des Unterrichts in einzelnen 
Unterrichtsfächern (Verblockung) im Rahmen der 
Gesamtstunden eines Fachs im Studienjahr; die 
Summe der Unterrichtsstunden aller Fächer in 
einer Woche darf jedoch die Summe der wöchent­
lichen Unterrichtsstunden nach den Stundentafeln 
der Anlage um nicht mehr als zwei Unterrichts­
stunden überschreiten. 

§8 

Unterricht in ethischer Erziehung 

Sind an einer öffentlichen Schule mindestens 
acht Studierende, die am Unterricht im Fach Theo­
logie/Religionspädagogik nicht teilnehmen können, 
weil sie keiner Konfession angehören, für die Theo­
logie/Religionspädagogik angeboten wird, muß für 
diese Studierenden Unterricht in ethischer Erzie­
hung als Pflichtfach eingerichtet werden. . 

Vierter Teil 

Grundsätze des Studienbetriebs 
(vgl. Art. 28 bis 34 BayEUG) 

§9 

Klassen und andere Unterrichtsgruppen 
an öffentlichen Fachakademien 

(1) lDie Zahl der Studierenden in einer Klasse 
darf zu Beginn des Unterrichts bei bis zu zwei par­
allelen Klassen im Durchschnitt nicht weniger als 
16, bei drei parallelen Klassen im Durchschnitt 
nicht weniger als 21 und bei mehr als drei parallelen 
Klassen im Durchschnitt nicht weniger als 24 be­
tragen. 2Die Zahl der Studierenden einer Klasse soll 
nicht mehr als 32 betragen. 

(2) lln Wah.lpflichtfächern, bei lehrplanmäßig 
vorgesehenen Ubungen sowie bei fachpraktischem 
Unterricht könrien Klassen in zwei Gruppen mit 
mindestens acht Studierenden geteilt werden. 
2Soweit dies aus organisatorischen Gründen oder 
zur Sicherung des Unterrichtserfolgs notwendig ist, 
kann eine dritte Gruppe gebildet werden. 3Beim In­
strumentalunterricht beträgt die Mindestgruppen­
größe fünf (bei Tasteninstrumen~!1 zwei) Studie­
rende. 4Die Sozialpädagogischen Ubungen außer­
halb der Fachakademie werden einzeln oder in 
kleinen Gruppen durchgeführt. 

(3) lUnterricht in Wahlfächern kann eingerichtet 
werden, wenn zu Beginn des Studienjahres minde­
stens zwölf Studierende, bei Fortführung im folgen­
den Studienjahr mindestens acht Studierende dar­
an teilnehmen; soweit der Wahlunterricht auf die 
Ergänzungsprüfung zum Erwerb zur Fachhoch­
schulreife vorbereitet, genügt auch im ersten Jahr 
eine Teilnehmerzahl von acht. 2Absatz 2 Satz 3 gilt 
entsprechend. 3Studierende verschiedener Klassen 
sollen beim Wahlunterricht zusammengefaßt wer­
den. 4Bestehen an einem Ort mehrere Schulen, für 
die ein Wahlunterricht gleicher Art in Betracht 
kommt, so kann er gemeinsam erteilt werden. 5Die 
Schulleiter entscheiden gemeinsam über die Ver­
teilung des Wahlunterrichts auf die einzelI).en Schu­
len und stellen das Einvernehmen mit dem Auf­
wandsträger her. 

(4) Von den festgelegten Mindeststärken kann 
das Staats ministerium aus besonderen Gründen 
Ausnahmen zulassen. 

§ 10 

Unterrichtszeit 

(1) Der Unterricht wird vom Schulleiter so festge­
setzt, daß der Unterricht in den Pflichtfächern und 
Wahlpflichtfächern im Studienjahr nicht mehr als 
36 Wochenstunden beträgt. 

(2) Eine Unterrichtsstunde d~~ert 45 Minuten, 
eine Stunde Sozialpädagogische Ubungen 60 Minu­
ten. 

(3) lFällt der Unterricht an mehr als fünf aufein­
anderfolgenden Unterrichtstagen aus, so ist die ver­
säumte Zeit im gleichen Studienjahr nachzuholen. 
2Das Staatsministerium kann aus besOnderen 
Gründen Abweichungen-hiervon zulassen oder an­
ordnen. 
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(4) lDer Unterricht im Fach Sozialpädagogische 
Übungen soll acht Stunden täglich nicht über-: 
schreiten. 2Er kann auch in die im allgemeinen 
unterrichtsfreie Zeit fallen. 

(5) Die Gesamtdauer der Ferien während der bei­
den Studienjahre an der Fachakademie beträgt 
höchstens 75 Werktage je Studienjahr. 

§11 

Teilnahme am Unterricht und an sonstigen 
Veranstaltungen 

(1) Die Studierenden sind zur pünktlichen und 
regelmäßigen Teilnahme am Unterricht und an den 
sonstigen verbindlichen Veranstaltungen der Fach­
akademie verpflichtet. 

(2) Die Entscheidung über Durchführung und 
Verbindlichkeit sonstiger Veranstaltungen der 
Fachakademie trifft unbeschadet § 44 Nr. 3 der 
Schulleiter. -

(3) lDie Studierenden sind verpflichtet, das Wohl 
der zu betreuenden Personen und die Grundsätze 
der sozialpädagogischen Beziehung zu beachten. 
2Sie unterliegen unbeschadet § 203 StGB der 
Schweigepflicht. 3Wenn Tatsachen eintreten oder 
bekannt werden, die den Studierenden als ungeeig­
net für den Beruf des Erziehers erscheinen lassen, 
kann er bis zur Entscheidung über die Entlassung 
von der Teilnahme an den Sozialpädagogischen 
Übungen ausgeschlossen werden, sofern dies erfor­
derlich ist, um erhebliche Gefahren für die zu be­
treuenden Personen abzuwehren. 

§ 12 

Verhinderung 

(1) Ist ein Studierender aus zwingenden Gründen 
verhindert, am Unterricht oder an einer sonstigen 
verbindlichen Veranstaltung der Fachakademie 
teilzunehmen, so ist die Fachakademie unverzüg­
lich unter Angabe des Grundes schriftlich zu ver­
ständigen. 

(2) 1 Bei Erkrankung von mehr als drei Unter­
richtstagen kann die Fachakademie die Vorlage 
eines ärztlichen Zeugnisses verlangen. 2Häufen 
sich krankheitsbedingte Schulversäumnisse oder 
bestehen an der .Erkrankung Zweifel, so kann die 
Fachakademie die Vorlage eines ärztlichen oder 
schulärztlichen Zeugnisses verlangen. 3Wird das 
Zeugnis nicht vorgelegt, so gilt das Fernbleiben als 
unentschuldigt. 

(3) Ein ärztliches oder schulärztliches Zeugnis 
kann in der Regel nur dann als genügender Nach­
weis für die geltend- gemachte Erkrankung aner­
kannt werden, wenn es auf Feststellungen beruht, 
die der Arzt während der Zeit der Erkrankung ge­
troffen hat. 

§ 13 

Befreiung 

(1) Der Schulleiter kann in begründeten Fällen 
vom Unterricht in einzelnen Fächern in der Regel 
zeitlich begrenzt befrei.en. 

(2) Über die Befreiung von einzelnen Unter~~chts­
stunden oder Schulveranstaltungen wegen korper­
licher Beeinträchtigung entscheidet der zuständige 
Lehrer. 

§ 14 

Beurlaubung 

(1) Studierende können in dringenden Aus­
nahmefällen auf schriftlichen Antrag beurlaubt 
werden. 

(2) Für die Entscheidung im Einzelfall ist zustän­
dig 

1. bei Beurlaubungen bis zu 15 Unterrichtstagen so­
wie bei Beurlaubungen wegen Schwangerschaft 
oder Mutterschaft der Schulleiter, 

2. in den sonstigen Fällen das Staatsministerium. 

§ 15 

Höchstausbildungsdauer 

1 Die Höchstausbildungsdauer einschließlich 
möglicher Unterbrec,hungen beträgt fünf, im Fall 
des § 3 Abs. 2 sechs Jahre. 21st bei Ablauf der 
Höchstausbildungsdauer nach Satz 1 das Berufs­
praktikum begonnen, aber noch nicht abgeschlos­
sen, verlängert sich die Höchstausbildungsdauer 
um die Zeit des Berufspraktikums, längstens aber 
um zwei Jahre. 

Fünfter Teil 

Leistungsnachweise, 
. Vorrücken und Wiederholen, 

Zeugnisse 

§ 16 

Nachweise des Leistungsstands 
(vgI.Art.31 BayEUG) 

(1) Leistungsnachweise sind Klausuren, Kurz­
arbeiten, Praktikums berichte, mündliche und prak­
tische Leistungen. 

(2) lln zwei- und mehrstündigen allgemeinen und 
fachtheoretischen Pflichtfächern sind im Studien­
jahr mindestens zwei Klausuren zu fertigen und 
mindestens ein mündlicher Leistungsnachweis zu 
erheben. 21n einstündigen allgemeinen und fach­
theoretischen Pflichtfächern sind im Studienjahr 
mindestens zwei Kurzarbeiten zu fertigen. 31n fach-­
praktischen Fächern und den Übungen im Wahl­
pflichtbereich sind im Studienjahr mindestens zwei 
Leistungsnachweise, davon ein prakt~.scher, zu er­
heben. 41m Fach Sozialpädagogische Ubungen sind 
Praktikums berichte zu fertigen. 
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(3) Der Schulleiter kann im Benehmen mit der 
Lehrerkonferenz eine über die Mindestzahlen nach 
Absatz 2 hinausgehende Anzahl der im Studienjahr 
zu fordernden Leistungsnachweise sowie Mindest­
zahlen über zu fordernde Kurzarbeiten festlegen; 
dabei ist die unterschiedliche Bedeutung der einzel­
nen Fächer angemessen zu berücksichtigen. 

§ 17 

Klausuren und Kurzarbeiten 

(1) lKlausuren und Kurzarbeiten werden späte­
stens eine Woche vorher angekündigt. 2Kurzarbei­
ten beziehen sich auf höchstens sechs unmittelbar 
vorhergegangene Unterrichtsstunden und erstrek­
ken sich auch auf Grundkenntnisse; die Bearbei­
tungszeit soll nicht mehr als 30 Minuten betragen. 

(2) Der Schulleiter kann nach Rücksprache mit 
dem Lehrer einen schriftlichen Leistungsnachweis 
für ungültig erklären und die Anfertigung eines 
neuen anordnen, wenn die Anforderungen nicht an­
gemessen waren oder der Lehrstoff nicht genügend 
vorbereitet war . . 

§ 18 

Besprechung, Aufbewahrung und Einsichtnahme 

(1) Schriftliche und praktische Leistungsnach­
weise werden unverzüglich bewertet und den Stu­
dierenden zur Einsichtnahme zurückgegeben und 
besprochen. 

(2) Prüfungsaufgaben und schriftliche Leistungs­
nachweise werden von der Fachakademie für die 
Dauer von zwei Studienjahren nach Ablauf des Stu­
dienjahres, in dem sie geschrieben worden sind, 
aufbewahrt. 

(3) Den Studierenden ist Gelegenheit zu geben, 
nach Abschluß der Abschlußprüfung oder anderer 
Prüfungen Einsicht in die Leistungsnachweise zu 
nehmen. 

§ 19 

Nachholun~ von Leistungsnachweisen 

(1) lVersäumt ein Studierender einen angekün­
digten Leistungsnachweis mit ausreichender Ent­
schuldigung, so erhält er einen Nachtermin. 2Ver­
säumt ein Studierender mehrere angekündigte Lei­
stungsnachweise mit ausreichender Entschuldi­
gung, so kann je Fach ein Nachtermin für mehrere 
Leistungsnachweise angesetzt werden. 

(2) lVersäumt der Studierende den Nachtermin 
mit ausreichender Entschuldigung, so kann eine 
schriftliche Ersatzprüfung angesetzt werden. 2Eine 
mündliche oder praktische Ersatzprüfung kann an­
gesetzt werden, wenn in einem Fach mit vorge­
schriebenen mündlichen oder praktischen Leistun­
gen diese wegen der Versäumnisse des Studieren­
den nicht hinreichend beurteilt werden können. 

(3) lEine Ersatzprüfung kann in einem Fach nur 
einmal im Studienhalbjahr stattfinden. 2Sie kann 
sich über den gesamten bis dahin behandelten Un-

terrichtsstoff des Studienjahres erstrecken. 3Der 
Termin der Ersatzprüfung und der Prüfungsstoff 
sind dem Studierenden spätestens eine Woche vor­
her mitzuteilen. 

(4) lNimmt der Studierende an der Ersatzprüfung 
wegen Erkrankung nicht teil, so muß die Erkran­
kung durch ärztliches Zeugnis nachgewiesen wer­
den. 2Die Fachakademie kann die Vorlage eines 
schul ärztlichen Zeugnisses verlangen. 

§20 

Bewertung der Leistungen 

(1) lDen Noten sind folgende Wortbedeutungen 
zugrunde zu legen: 

1. Sehr gut (1) 
Die Note "sehr gut" soll erteilt werden, wenn die 
Leistung den Anford'ilrungen in besonderem Maß 
entspricht. 

2. Gut (2) 
Die Note "gut" soll erteilt werden, wenn die Lei­
stung den Anforderungen voll entspricht. 

3. Befriedigend (3) 
Die Note "befriedigend" soll erteilt werden, wenn 
die Leistung im allgemeinen den Anforderungen 
entspricht. 

4. Ausreichend (4) 
Die Note "ausreichend" soll erteilt werden, wenn 
die Leistung zwar Mängel aufweist, aber im gan­
zen den Anforderungen noch entspricht. 

5. Mangelhaft (5) 
Die Note "mangelhaft" soll erteilt werden, wenn 
die Leistung den Anforderungen nicht entspricht, 
jedoch erkennen läßt, daß die notwendigen 
Grundkenntnisse vorhanden sind und die Mängel 
in absehbarer Zeit behoben werden können. 

6. Ungenügend (6) 
Die Note "ungenügend" soll erteilt werden, wenn 
die Leistung den Anforderungen nicht entspricht 
und selbst die Grundkenntnisse so lückenhaft 
sind, daß die Mängel in absehbarer Zeit nicht be­
hoben werden können. 

2Der Begriff ,,Anforderungen" bezieht sich auf den 
Umfang sowie auf die selbständige und richtige An­
wendung der Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertig­
keiten sowie auf die Art der Darstellung. 

(2) lZwischennoten werden nicht erteilt. 2Erläute­
rungen einschließlich eventueller Notentendenzen 
und Schlußbemerkungen können auf den Arbeiten 
angebracht werden. 

(3) Versäumt ein Studierender ohne ausreichen­
de Entschuldigung einen angekündigten Leistungs­
nachweis oder verweigert er eine Leistung, so wird 
die Note 6 erteilt. 

(4) Für die Prüfungsfähigkeit gilt § 33 Abs. 2 
entsprechend. 

(5) lBedient sich der Studierende bei der Anferti­
gung einer zu benotenden schriftlichen oder prakti­
schen Arbeit unerlaubter Hilfe (Unterschleif), so 
wird die Arbeit abgenommen und mit der Note 6 be­
wertet. 2Bei Versuch kann ebenso verfahren wer­
den. 3Als Versuch gilt auch die Bereithaltung nicht 
zugelassener Hilfsmittel. 
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§ 21 (2) Notenausgleich ist ausgeschlossen, 

Bildung der Jahresfortgangsnoten 

(1) Die Jahresfortgangsnote eines Fachs wird auf 
Grund der Einzelnoten für schriftliche, mündliche 
und gegebenenfalls praktische Leistungsnachweise 
in pädagogischer Verantwortung festgesetzt; die 
Jahresfortgangsnote im Fach Sozialpädagogische 
Übungen wird auf Grund 

1. der schriftlichen Äußerung der Praktikumsstelle 
über Leistung und Verhalten des Studierenden, 

2. der Noten für die Praktikumsberichte und 

3. der Noten für die praktischen Leistungsnachwei-
se 

in pädagogischer Verantwortung festgesetzt. 2Die 
Note des Zwischenzeugnisses bleibt außer Be­
tracht. 

(2) lZur Wahrung der Gleichbehandlung der Stu­
dierenden einer Fachakademie kann der Schul­
leiter im Benehmen mit der Lehrerkonferenz 
Richtlinien für die Bildung der Jahresfortgangsno­
ten festsetzen. 2Diese haben für die Lehrer unbe­
schadet ihrer pädagogischen Verantwortung bin­
dende Wirkung. 

(3) Für die Bildung der Noten des Zwischenzeug­
nisses gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

§ 22 

Entscheidung über das Vorrücken 
(vgl. Art. 32 BayEUG) 

1 Die Grundlage für die Entscheidung über das 
Vorrücken bilden die Leistungen in den Pflicht­
und Wahlpflichtfächern (Vorrückungsfächer). 2Vom 
Vorrücken in das zweite Studienjahr ist ausge­
schlossen, wer im Jahreszeugnis 

1. im Fach Sozialpädagogische Übungen eine 
schlechtere Note als 4, 

2. in einem anderen Vorrückungsfach die Note 6, 

3. in zwei anderen Vorrückungsfächern die Note 5 
oder 

4. an Stelle einer Note eine Bemerkung gemäß § 25 
Abs.2 

erhalten hat, sofern nicht unter den Voraussetzun­
gen des § 23 ein Notenausgleich zugebillili!t wird. 

§23 

Notenausgleich 

(1) Studierenden, deren Jahreszeugnis in zwei 
Vorrückungsfächern die Note 5 oder in einem Vor­
rückungsfach die Note 6 aufweist und die in keinem 
anderen Vorrückungsfach eine schlechtere Note als 
4 erhalten haben, kann durch die Lehrerkonferenz 
Notenausgleich zugebilligt werden, wenn sie min­
destens 

1. in einem Vorrückungsfach die Note 1, 

2. in zwei Vorrückungsfächern die Note 2 oder 

3. in drei Vorrückungsfächern die Note 3 

erzielt haben. 

1. wenn die Note 6 oder die beiden Noten 5 in Vor­
rückungsfächern erzielt wurden, die im ersten 
Studienjahr abschließen, 

2. wenn die Note 6 oder die beiden Noten 5 in den 
Fächern Pädagogik, Psychologie oder Praxis­
und Methodenlehre erzielt wurden, 

3. bei Studierenden,· die das erste Studienjahr 
bereits zum zweiten Mal ohne Erfolg besuchen, 

4. bei Studierenden, deren schlechte Leistungen auf 
ungenügende Mitarbeit zurückzuführen sind, 

5. wenn wahrscheinlich ist, daß der Studierende das 
Ziel der Fachakademie nicht erreicht. 

(3) Eine Bemerkung nach § 25 Abs. 2 wird bei An­
wendung dieser Bestimmung der Note 6 gleich­
gestellt. 

§24 

Verbot des Wiederholens 

(1) Ist das Wiederholen nach Art.32 Abs.3 
BayEUG nicht zulässig, so wird in das Jahreszeug­
nis folgende Bemerkung eingetragen: 
"Der Studierende darf nach Art. 32 Abs. 3 BayEUG 
das Studienjahr der Fachakademie nicht wiederho­
len." 

(2) Über eine Befreiung von den Folgen des 
Art. 32 Abs. 3 BayEUG entscheidet die Lehrerkon­
ferenz von Amts wegen. 

(3) Werden für einen Studierenden, der nach der 
Entscheidung der Lehrerkonferenz nicht mehr wie­
derholen darf, nachträglich Umstände geltend ge­
macht, die bei der ersten Entscheidung nicht be­
kannt waren, so entscheidet die Lehrerkonferenz 
zu Beginn des folgenden Studienjahres erneut. 

§25 

Zwischen- und Jahreszeugnisse 
(vgI.Art. 31 BayEUG) 

(1) Über die erzielten Leistungen werden am letz­
ten Unterrichtstag der zweiten vollen Woche im Fe­
bruar Zwischenzeugnisse und am letzten Unter­
richtstag des ersten Studienjahres Jahreszeugnisse 
ausgestellt, die dem vom Staatsministerium her­
ausgegebenen Muster entsprechen müssen. 

(2) Hat ein Studierender in einem Fach keine hin­
reichenden Leistungsnachweise erbracht und mit 
ausreichender Entschuldigung weder an Nachter­
minen noch an einer Ersatzprüfung teilgenommen, 
so wird an Stelle einer Note eine entsprechende Be­
merkung mit der Folge des § 22 Satz 2 aufgenom­
men. 

(3) Die Entscheidung über das Vorrücken muß im 
Jahreszeugnis vermerkt sein. 

(4) IDie Zeugnisnoten werden vom Klassenleiter 
im Einvernehmen mit den in der Klasse im betref­
fenden Fach unterrichtenden Lehrern festgesetzt; 
kommt eine Einigung nicht zustande, entscheidet 
der Schulleiter. 2In den Fällen des Nichtvorrückens 
oder der Gewährung von Notenausgleich entschei­
det die Lehrerkonferenz. 
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Sechster Teil 

Prüfungen 

Abschnitt! 

Abschlußprüfung für Studierende 
öffentlicher und staatlich anerkannter 

Fachakademien 
(vgI.Art.33 BayEUG) 

§26 

Zeitpunkt 

Die vorwiegend theoretische Abschlußprüfung 
findet gegen Ende des zweiten Studienjahres statt. 

§ 27 

Prüfungsausschuß 

(1) 1 Mitglieder des Prüfungsausschusses sind alle 
Lehrer, die im zweiten Studienjahr Unterricht in 
den Vorrückungsfächernerteilt haben. 2Der Vorsit­
zende des Prüfungsausschusses kann weitere Leh­
rer oder andere geeignete Personen in den Prü­
fungsausschuß berufen. 

(2) IDer Vorsitzende kann für die mündliche und 
gegebenenfalls für die praktische Prüfung aus den 
Mitgliedern des Prüfungsausschusses Unteraus­
schüsse mit mindestens zwei Prüfern bilden, von 
denen er einen zum Ausschußvorsitzenden be­
stimmt; 2Der Vorsitzende kann in die Prüfungsvor­
gänge eingreifen und selbst Fragen stellen. 3Soweit 
diese Schulordnung nicht ausdrücklich eine andere 
Regelung trifft, sind Prüfungsangelegenheiten vom 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu erledi­
gen. 

(3) 1 Der Prüfungsausschuß entscheidet mit einfa­
cher Mehrheit und in Anwesenheit von mindestens 
zwei Dritteln der Mitglieder. 2Bei Stimmengleich­
heit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 
3Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 4Ist der Vorsit­
zende des Prüfungsausschusses der Auffassung, 
daß ein Beschluß gegen Rechts- oder Verwaltungs­
vorschriften verstößt, so muß er den Beschluß bean­
standen, den Vollzug aussetzen und die Entschei­
dung des Staatsministeriums herbeiführen: 

(4) IDie Unterausschüsse entscheiden in Anwe­
senheit von mindestens zwei Mitgliedern. 21m übri­
gen gilt Absatz 3 entsprechend. 

(5) 1 Das Staatsministerium kann für jede öffent­
liche oder staatlich anerkannte Schule einen Mini­
sterialkommissär als Vorsitzenden des Prüfungs­
ausschusses bestellen. 2Dieser hat folgende zusätz­
liche Befugnisse: 

1. Er kann auch Lehrer anderer Schulen in den Prü­
fungsausschuß berufen. 

2. Er kann die Bewertung der schriftlichen Prü­
fungsarbeiten überprüfen und nac~. Anhörung 
des Prüfungsausschusses ändern. Anderungen 
der Bewertung werden auf der Arbeit und in der 
Niederschrift über die Abschlußprüfung ver­
merkt . . 

(6) IVon einer Prüfungstätigkeit ist ausgeschlos­
sen, wer zum Studierenden in nahen persönlichen 
oder wirtschaftlichen Beziehungen steht. 2Kommt 
ein derartiger Ausschluß in Betracht, so ist dies 
spätestens bis zum 1. Oktober des der Abschlußprü­
fung vorausgehenden Jahres dem Staatsministe­
rium zu melden, das eine Sonderregelung treffen 
kann. 

§28 

Niederschrift 

lÜber Verlauf und Ergebnis der Prüfung ist eine 
Niederschrift zu fertigen. 2Für den Prüfungsaus­
schuß und die Unterausschüsse bestimmen die Vor­
sitzenden je ein Mitglied als Schriftführer. 3Die 
Niederschrift wird vom Vorsitzenden und vom 
Schriftführer unterzeichnet. 4Der Niederschrift 
wird ein Verzeichnis beigegeben, das die von jedem 
Studierenden in den einzelnen Fächern in der 
schriftlichen, mündlichen und gegebenenfalls prak­
tischen Prüfung und im Jahresfortgang erzielten 
Noten einschließlich der Prüfungs noten und Ge­
samtnoten enthält. 

§29 

Festsetzung der Jahresfortgangsnoten 

IVor Beginn der Abschlußprüfung setzt der Prü­
fungsausschuß auf Vorschlag der Lehrer die Jah­
resfortgangsnoten fest. 2Diese werden den Studie­
renden vor der schriftlichen Prüfung mitgeteilt. 

§ 30 

Schriftliche und mündliche Prüfung 

(1) Gegenstand der Abschlußprüfung sind schrift­
liche Prüfungsaufgaben in den Fächern 

- Pädagogik oder Psychologie 
(Bearbeitungszeit 240 Minuten) 

- Heilpädagogik oder Biologie mit Gesundheits­
erziehung oder Jugendliteratur ' 
(Bearbeitungszeit 180 Minuten) 

- Soziologie oder Rechtskunde oder Theologie/ 
Religionspädagogik 
(Bearbeitungszeit 180 Minuten) 

sowie mündliche Prüfungen in den Fächern 

- Praxis- und Methodenlehre 

- Heilpädagogik oder Biologie mit Gesundheits-
erziehung oder Jugendliteratur oder Rechtskunde 
oder Soziologie, soweit dieses Fach nicht Gegen­
stand der schriftlichen Prüfung war. 

(2) Studierende haben sich der mündlichen Prü­
fung zu unterziehen, wenn nach den besonderen 
Umständen des Falls der Leistungsstand in einem 
Vorrückungsfach nach dem Urteil des Prüfungs­
ausschusses durch die Noten des Jahresfortgangs 
und die Noten der schriftlichen Prüfung nicht ge­
klärt erscheint, es sei denn, daß der Prüfungsaus­
schuß bereits von sich aus zwischen den Gesamt­
noten einen Ausgleich herbeiführt. 

(3) Studierende können sich freiwillig der münd-
lichen Prüfung unterziehen . 

1. in einem Fach der schriftlichen Prüfung, wenn 
sich die Noten der schriftlichen Prüfung und des 
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Jahresfortgangs um eine, drei oder fünf Stufen 
unterscheiden und nach Auffassung des Prü­
fungsausschusses die schlechtere Note als Ge­
samtnote festzusetzen wäre, 

2. in einem sonstigen Vorrückungsfach, wenn die 
Leistungen mit der Jahresfortgangsnote 5 od~r 6 
bewertet worden sind. 

(4) 'Die mündliche Prüfung ist eine Einzelprü­
fung. 2Sie erstreckt sich auf den gesamten Unter­
richtsstoff des Fachs. 3Die Prüfungszeit soll im all­
gemeinen für ein Fach 15 Minuten, im Fach Praxis­
und Methodenlehre 20 Minuten betragen. 

(5) 'Das Staatsministerium stellt für die schriftli­
chen Prüfungen die Aufgaben. 2Bei mehreren für 
ein Fach zur Wahl gestellten Aufgaben wählt der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses im Beneh­
men mit den fachlich zuständigen Lehrern des Prü­
fungsausschusses am Prüfungstag aus. 3Bei Parai·· 
leiklassen können für jede Klasse verschiedene 
Aufgaben gewählt werden. 

(6) Die vom Staatsministerium zugelassenen 
Hilfsmittel werden den Studierenden rechtzeitig 
mitgeteilt. 

(7) 'Der Prüfungsausschuß stellt fest, ob die Vor­
aussetzungen für die Teilnahme an der mündlichen 
Prüfung nach den Absätzen 2 und 3 vorliegen. 
2Steht fest, daß das Abschlußzeugnis zu versagen 
ist, so wird von mündlichen Prüfungen abgesehen. 

(8) 'Soweit Studierende zur Teilnahme an der 
mündlichen Prüfung nach den Absätzen 2 und 3 be­
rechtigt oder verpflichtet sind, ist ihnen dies unver­
züglich, spätestens am zweiten Kalendertag vor Be­
ginn der mündlichen Prüfung bekanntzugeben. 
2Die schriftliche Erklärung, an der Prüfung gemäß 
Absatz 3 teilnehmen zu wollen, muß dem Vorsitzen­
den des Prüfungsausschusses bis zu einem von ihm 
festgelegten Termin zugehen. 3Die mündliche Prü­
fung ist nach einem den Studierenden bekanntzu­
gebenden Zeitplan durchzuführen. 

(9) 'Die schriftlichen Prüfungsarbeiten werden je 
von zwei Mitgliedern des Prüfungsausschusses be­
wertet, die der Vorsitzende des Prüfungsausschus­
ses bestimmt. 2Kommt eine Einigung nicht zu­
stande, wird die Note vom Vorsitzenden oder von 
einem durch ihn bestimmten Prüfer festgesetzt. 
3Die Bewertungen sind zu unterzeichnen; bei Ab­
weichungen sind sie kurz zu begründen. 4Die Lei­
stungen in der mündlichen Prüfung bewertet der 
zuständige Ausschuß. 

§ 31 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses 

(1) 'Nach Abschluß der mündlichen Prüfungen 
setzt der Prüfungsausschuß die Gesamtnoten fest. 
2In Fächern, die Gegenstand der Abschlußprüfung 
waren, wird die Gesamtnote aus der J ahresfort­
gangsnote und der Prüfungsnote ermittelt. 3Bei der 
Bildung der Prüfungsnote zählt die Note der 
schriftlichen Prüfung zweifach, die Note der münd­
lichen Prüfung einfach. 4Die Jahresfortgangsnote 
und die Prüfungsnote sind gleichwertig. 5Bei einem 
Durchschnitt von n,5 gibt in der Regel in Fächern 
der schriftlichen Prüfung die Prüfungsnote, in son­
stigen Fächern die Jahresfortgangsnote den Aus-

schlag. 6In Fächern, die nicht Gegenstand der Ab­
schlußprüfung waren, gilt die Jahresfortgangsnote 
als Gesamtnote. 

(2) 'Auf Grund der Gesamtnoten entscheidet der 
Prüfungsausschuß über das Bestehen der Ab­
schlußprüfung. 2Die Abschlußprüfung hat nicht be­
standen, wer 

1. in einem Fach der schriftlichen Abschlußprüfung 
eine schlechtere Gesamtnote als 4, 

2. im Fach Praxis- und Methodenlehre oder im Fach 
Sozialpädagogische Übungen eine schlechtere 
Gesamtnote als 4, 

3. in einem anderen Vorrückungsfach die Note 6, 

4. in zwei anderen Vorrückungsfächern die Note 5 
oder 

5. an Stelle einer Note eine Bemerkung gemäß § 25 
Abs.2 

erhalten hat; Vorrückungsfächer, die im ersten Stu­
dienjahr abgeschlossen wurden, sind mit zu be­
rücksichtigen. 

§ 32 

Abschlußzeugnis 

(1) 'Das Abschlußzeugnis enthält die Jahresfort­
gangsnoten der Fächer, die im ersten Studienjahr 
abgeschlossen wurden, die Gesamtnoten der Fä­
cher des zweiten Studienjahres, eine Prüfungs­
gesamtnote und die Zulassung zum Berufsprakti­
kum; es muß dem vom Staatsministerium heraus­
gegebenen Muster entsprechen. 2Hat der Studie­
rende die Abschlußprüfung im Fach Theologie/ 
Religionspädagogik abgelegt, wird dies im Ab­
schlußzeugnis vermerkt. 

(2) 'Die Prüfungsgesamtnote wird aus der Sum­
me der Noten der Pflicht- und Wahlpflichtfächer, 
die im ersten Studienjahr abgeschlossen wurden, 
sowie der Noten der Pflicht- und Wahlpflichtfächer 
des zweiten Studienjahres geteilt durch die Summe 
der Pflichtfächer und Wahlpflichtfächer auf zwei 
Dezimalstellen errechnet. 2AIs Prüfungsgesamtno­
te erhalten Prüfungsteilnehmer die Note 

"sehr gut" 
mit einer Prüfungsgesamtnote bis 1,50, 

"gut" 
mit einer Prüfungsgesamtnote von 1,51 bis 2,50, 

"befriedigend" 
mit einer Prüfungsgesamtnote von 2,51 bis 3,50, 

"ausreichend" 
mit einer Prüfungsgesamtnote von 3,51 bis 4,50. 

(3) Studierende, die sich der Abschlußprüfung oh­
ne Erfolg unterzogen haben, erhalten ein Jahres­
zeugnis, das die Leistungen im Studienjahr ohne 
Einbeziehung der Abschlußprüfung, eine Bemer­
kung über die erfolglose Teilnahme an der Ab­
schlußprüfung und einen Hinweis enthält, ob die 
Abschlußprüfung gemäß Art. 33 Abs. 6 Satz 1 
BayEUG noch einmal oder nicht mehr wiederholt 
werden darf. 

(4) Über das Abschlußzeugnis und über das Jah­
reszeugnis gemäß Absatz 3 beschließt der Prü­
fungsausschuß. 
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(5) Eine allgemeine Beurteilung nach Art. 33 
Abs. 5 Satz 3 BayEUG wird nicht aufgenommen. 

(6) Die Fachakademie kann ein Abschlußzeugnis 
oder eine Bescheinigung über die Dauer des Schul­
besuchs zurückbehalten, wenn ein vom Studieren­
den zurückzugebendes Lernmittel trotz wiederhol­
ter Mahnung weder zurückgegeben noch zu seinem 
Zeitwert ersetzt wird. 

§ 33 

Verhinderung an der Teilnahme 

(1) Erkrankungen, welche die Teilnahme eines 
Studierenden an der Abschlußprüfung verhindern, 
sind unverzüglich durch ärztliches Zeugnis nachzu­
weisen; die Fachakademie kann die Vorlage eines 
schulärztlichen Zeugnisses verlangen. 

(2) Hat sich ein Studierender der Prüfung oder ei­
nem Prüfungsteil unterzogen, so können nachträg­
lich gesundheitliche Gründe, denen zufolge die Prü­
fungsleistung nicht gewertet werden soll, nicht an­
erkannt werden. 

(3) 'Versäumt eiu Studierender eine Prüfung, so 
wird die Note 6 erteilt, es sei denn, er hat das Ver­
säumnis nicht zu vertreten. 2Dies gilt auch in den 
Fällen der freiwilligen mündlichen Prüfung, es sei 
denn, dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
oder des zuständigen Unterausschusses geht vor 
dem angesetzten Prüfungstermin eine schriftliche 
Rücktrittserklärung zu. 

§34 

Nachholung der Abschlußprüfung 

'Studierende, die an der Abschlußprüfung in al­
len oder einzelnen Fächern infolge eines von ihnen 
nicht zu vertretenden Grundes nicht teilnehmen 
konnten, können die Abschlußprüfung oder die 
nicht abgelegten Teile der Prüfung mit Genehmi­
gung des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
nachholen. 2Das Staatsministerium oder eine von 
ihm beauftragte Stelle stellt die schriftlichen Auf­
gaben; es legt auch den Nachtermin und die Fach­
akademie fest, an der die Prüfung nachgeholt wird. 
3Die Prüfung muß bis spätestens zum 31. Dezember 
desselben Jahres nachgeholt seiri. 

§ 35 

Unter schleif 

(1) 'Bedient sich ein Studierender unerlaubter 
Hilfe oder macht er den Versuch dazu (Unter­
schleif), so wird die Arbeit abgenommen und mit 
Note 6 bewertet. 2Als Versuch gilt auch die Bereit­
haltung nicht zugelassener Hilfsmittel nach Beginn 
der Prüfung. 3Ebenso kann verfahren werden, wenn 
die Handlungen zu fremdem Vorteil unternommen 
werden. 

(2) In schweren Fällen wird der Studierende von 
der Prüfung ausgeschlossen; diese gilt als nicht 
bestanden. 

(3) 'Wird ein Tatbestand nach Absatz 1 Satz 1 erst 
nach Abschluß der Prüfung bekannt, so ist die be-

treffende Prüfungsleistung nachträglich mit Note 6 
zu bewerten und das Gesamtprüfungsergebnis ent­
sprechend zu berichtigen. 2In schweren Fällen ist 
die Prüfung als nicht bestanden zu erklären. 3Ein 
unrichtiges Abschlußzeugnis ist einzuziehen. 

(4) Die Entscheidung trifft der Prüfungsausschuß. 

§ 36 

Wiederholen der Abschlußprüfung 
in einzelnen Fächern 

(N achprüfung) 

(1) 'Unbeschadet der Möglichkeit der Wiederho­
lung der Abschlußprüfung nach Art. 33 Abs. 6 
BayEUG können sich Prüfungsteilnehmer, die die 
Abschlußprüfung nicht bestanden haben, zum 
nächsten ordentlichen Prüfungstermin als Nicht­
studierende einer auf einzelne Fächer beschränk­
ten schriftlichen und mündlichen Nachprüfung un­
terziehen. 2Zur Nachprüfung wird zugelassen, wer 
in höchstens zwei Fächern eine schlechtere Ge­
samtnote als 4 erzielt hat, wobei nicht beide Fächer 
Gegenstand der schriftlichen Prüfung oder der 
mündlichen Prüfung im Fach Praxis- und Metho­
denlehre sein dürfen. 

(2) 'Die Nachprüfung beschränkt sich auf die Fä­
cher mit einer schlechteren Gesamtnote als 4. 2Eine 
mündliche Prüfung nach § 30 Abs. 2 und 3 findet 
nicht statt. 3Die in der Nachprüfung erzielten Noten 
gelten als Gesamtnoten. 

(3) Für die Durchführung der Nachprüfung gelten 
die §§ 27, 28, 30 Abs. 9, §§ 31, 32 und 35 entsprechend. 
2Die Aufgaben für Nachprüfungsfäche r, die nicht 
Gegenstand der schriftlichen oder praktische n Ab­
schlußprüfung sind, stellt der Prüfungsausschuß. 

(4) 'Die Nachprüfung und damit die Abschlußprü­
fung ist bestanden, wenn in keinem Fach der Nach­
prüfung eine schlechtere Gesamtnote als 4 erzielt 
wurde. 2In das Zeugnis werden die Noten der Nach­
prüfung, in den übrigen Fächern die Noten nach 
§ 31 Abs. 1 aufgenommen. 3Das Zeugnis wird gegen 
Rückgabe des Jahreszeugnisses nach § 32 Abs. 3 
ausgehändigt. 

(5) Bei Nichtbestehen der Nachprüfung erhält der 
Prüfungsteilnehmer eine Bescheinigung übe r die 
erfolglose Teilnahme. 

Abschnitt II 

Abschlußprüfung für andere Bewerber 

§ 37 

Allgemeines 

(1) 'Bewerber, die keiner Fachakademie angehö­
ren oder an der besuchten Fachakademie die Ab­
schlußprüfung nicht ablegen können, können als 
andere Bewerber zur Abschlußprüfung an einer öf­
fentlichen oder staatlich anerkannten Fachakade­
mie zugelassen werden. 2Das Staatsministerium 
kann bei Bedarf besondere staatliche Prüfungsaus-
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schüsse zur Abnahme der Prüfung einsetzen; die 
Bestimmungen der §§ 27, 28 gelten ~ntsprechend. 

(2) 1 Die Bewerber haben dieselben schriftlichen 
Prüfungsleistungen zu erbringen wie die Studie­
renden. 2Darüber hinaus haben sie 

1. in den übrigen in § 30 Abs. 1 genannten Fächern 
schriftliche Aufgaben mit einer Bearbeitungszeit 
von je 120 Minuten zu bearbeiten; die Aufgaben 
werden vom Prüfungsausschuß gestellt; außer in 
den Fächern Pädagogik und Psychologie kann 
statt der schriftlichen Prüfung eine mündliche 
Prüfung (Dauer jeweils 30 Minuten) durchgeführt 
werden; 

2. im Fach Praxis- und Methodenlehre eine mündli­
che Prüfung von in der Regel 30 Minuten Dauer 
abzulegen; , 

3. in den Fächern Kunsterziehung, Werkerziehung, 
Musikerziehung, Rhythmik und Sporterziehung 
sich einer praktischen und mündlichen Prüfung 
(Dauer je Fach: 30 bis 90 Minuten) zu unterziehen; 
die Prüfungsdauer in den einzelnen Fächern legt 
der Prüfungsausschuß fest; , der Prüfungsaus­
schuß kann von der Prüfung in den Fächern be­
freien, in denen der Bewerber entsprechende 
Kenntnisse durch ein Zeugnis über eine staatli­
che Prüfung nachweist. 

§ 38 

Zulassung 

(1) 1 Die Bewerber bedürfen der Zulassung, die bis 
spätestens 1. März bei der Schule, im Fall des § 37 
Abs. 1 Satz 2 beim Vorsitzenden des Prüfungsaus­
schusses zu beantragen ist. 2Über die Zulassung 
wird schriftlich entschieden. 

(2) Es können nur solche Bewerber zugelassen 
werden, die 

1. die Aufnahmevoraussetzungen (§ 4 Abs. 1) erfül­
len, 

2. mindestens weitere sechs Monate erfolgreich in 
einer sozialpädagogischen Einrichtung tätig wa­
ren oder an den sozialpädagogischen Übungen als 
Studierende während der zwei Studienjahre re­
gelmäßig teilgenommen haben und 

3. das 21. Lebensjahr vollendet haben. 

(3) Dem Antrag sind beizufügen: 

1. Ein Lebenslauf, der die Daten des Schulbesuchs 
und der beruflichen Vorbildung lückenlos enthal­
tenmuß, 

2. die Nachweise über die nach § 4 Abs. 1 erforderli­
che schulische und berufliche Vorbildung im Ori­
ginal oder in beglaubigter Abschrift, 

3. eine Erklärung, aus der hervorgeht, wie sich der 
Bewerber in den einzelnen Fächern vorbereitet 
hat. 
(4) IDie Zulassung ist zu versagen, wenn der Be­

werber die Nachweise nach Absatz 3 Nr. 2 nicht er­
bringt oder sich der Abschlußprüfung schon zwei­
mal ohne Erfolg unterzogen hat. 2Die Zulassung 
kann versagt werden, wenn der Bewerber die Zu­
lassung nicht fristgerecht beantragt oder die not­
wendigen Unterlagen und Erklärungen nicht recht­
zeitig vorlegt. , 

, § 39 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses 

(1) IDie Zeugnisnoten ergeben sich ausschließlich 
aus den in der Prüfung erbrachten Leistungen. 2Bei 
der Bildung der Zeugnisnoten zählen die Noten der 
praktischen Prüfung und der mündlichen Prüfung 
je einfach. 31n Fächern, in denen nur eine schriftli­
che oder praktische oder mündliche Prüfung durch- . 
geführt wird, ist die Note dieser Prüfung die Prü­
fungsnote. 

(2) Bewerber, die die Abschlußprüfung bestanden 
haben (§ 31 Abs. 2), erhalten ein Abschlußzeugnis, 
das dem vom Staatsministerium herausgegebenen 
Muster entsprechen muß, und die Zulassung zum 
Berufspraktikum. 

(3) Bewerber, welche die Abschlußprüfung nicht 
bestanden haben, erhalten auf Antrag eine Be­
scheinigung hierüber. 

(4) ITritt ein Bewerber vor der Prüfung im vierten 
Prüfungsfach zurück, so gilt die Prüfung als nicht 
abgelegt. 2Bei einem Rücktritt nach diesem Zeit­
punkt gilt die Prüfung als nicht bestanden, es sei 
denn, der Rücktritt erfolgt aus Gründen, die der Be­
werber nicht zu vertreten hat. 

Siebter Teil 

Berufspraktikum und staatliche 
Anerkennung 

§40 

Berufspraktikum 

(1) Das Berufspraktikum dient im Anschluß an 
die bestandene Abschlußprüfung-der fachgerechten 
Einarbeitung in die Berufspraxis. 

(2) IDas Berufspraktikum ist in einer sozialpäd­
agogischen Einrichtung abzuleisten, die dem Ar­
beitsfeld eines Erziehers entspricht und nach ihrer 
personellen und sachlichen Ausstattung für die 
Ausbildung geeignet ist. ' 2Die Auswahl der Prakti­
kumsstelle obliegt dem Praktikanten; sie bedarf der 
Genehmigung der Fachakademie. 

(3) IVor Aufnahme des Berufspraktikums ist zwi­
schen dem Träger der sozialpädagogischen Ein­
richtung und dem Berufspraktikanten ein schriftli­
cher Vertrag abzuschließen. 21m Rahmen des Gel­
tungsbereichs oder einzelvertraglicher Vereinba­
rung findet der Tarifvertrag über die Regelung der 
Arbeitsbedingungen der Praktikanten (Praktikan­
tinnen) für Berufe des Sozial- und des Erziehungs­
dienstes oder eine ähnliche Regelung der Spitzen­
verbände der freien Wohlfahrtspflege Anwendung. 

(4) IDas Berufspraktikum wird von den Prakti­
kumsstellen nach Anlage 2 durchgeführt. 2Prakti­
kumsstelle und Fachakademie arbeiten bei der 
Durchführung des Berufspraktikums zusammen. 
3Zwischen Berufspraktikant, Praktikumsstelle und 
Fachakademie kann ein Ausbildungsplan verein­
bart werden. 4Die fachliche Leitung und Ausbildung 
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an der Praktikumsstelle muß durch eine sozialpäd­
agogische Fachkraft erfolgen. 5Die Praktikumsstel­
le übersendet der Fachakademie zu einem von die­
ser bestimmten Termin eine schriftliche Äußerung 
über Leistung und Verhalten des Berufspraktikan­
ten. 

(5) lFür die fachliche Betreuung der Berufsprak­
tikanten durch die Fachakademie werden Lehrer 
als Praktikumsbetreuer eingesetzt. 2Der beauftrag­
te Lehrer besucht den Berufspraktikanten minde­
stens zweimal an der Praktikumsstelle und fertigt 
darüber jeweils einen Bericht mit einer Bewertung 
nach § 20. 3Während des Berufspraktikums werden 
von der Fachakademie Seminarveranstaltungen 
für die Berufspraktikanten im Umfang von 100 bis 
120 Stunden durchgeführt. 4Der Berufspraktikant 
hat einen Praktikumsbericht und eine Facharbeit 
zu erstellen. 5Die Facharbeit muß aus der prakti­
schen Erziehungsarbeit erwachsen und ein pädago­
gisch-methodisches Problem u~ter Heranziehung 
einschlägiger Literatur und unter Auswertung der 
eigenen Erfahrungen in der Erziehungsarbeit der 
Praktikumsstelle behandeln. 6Das vom Berufsprak­
tikanten gewählte Thema bedarf der Genehmigung 
des Schulleiters. 7Den Abgabetermin bestimmt die 
Fachakademie. 

(6) 1 Betragen Ausfallzeiten, bedingt durch Ur­
laub, Krankheit und sonstige Unterbrechungen 
mehr als zehn - bei der Teilzeitform mehr als 15 -
Wochen, so ist das Berufspraktikum nicht voll abge­
leistet. 2Das Berufspraktikum verlängert sich um 
die Zeitspanne der über die anrechenbaren zehn 
bzw. 15 Wochen hinausgehenden Ausfallzeiten. 

(7) Im übrigen gilt für das Berufspraktikum Anla­
ge 2. 

§41 

.Colloquium 

(1) lDas Colloquium hat vorwiegend methodi­
schen Inhalt. 2In ihm wird die Befähigung des Be­
rufspraktikanten zur praktischen pädagogischen 
Arbeit geprüft. 3Das Colloquium kann auch als 
Gruppenprüfung mit bis zu drei Berufspraktikan­
ten durchgeführt werden. 4Die Prüfungszeit beträgt 
im allgemeinen 30 Minuten je Teilnehmer. 5Der 
Termin des Colloquiums wird dem Berufsprakti­
kanten spätestens zwei Wochen vorher bekanntge­
geben. 

(2) 1 Das Colloquium findet gegen Ende des Be­
rufspraktikums an einer öffentlichen oder staatlich 
anerkannten Fachakademie statt. 2Von der Teil­
nahme am Colloquium ist ausgeschlossen, wer im 
Berufspraktikum eine schlechtere Note als 4 erhal­
ten hat; die Note für das Berufspraktikum wird auf 
Grund der 

1. schriftlichen Äußerung der Praktikumsstelle 
über Leistung und Verhalten des Berufsprakti­
kanten, 

2. Note für den Praktikumsbericht, 

3. Noten nach § 40 Abs. 5 Satz 2 und 

4. Note für die Facharbeit 

durch den Prüfungsausschuß in pädagogischer Ver­
antwortung festgesetzt. 3Von der Teilnahme ist fer­
ner ausgeschlossen, wer ohne Berücksichtigung 
von Urlaub, Krankheit oder Unterbrechungen aus 

anderen anerkennenswerten Gründen weniger als 
acht Monate oder 160 Arbeitstage (bei der Teilzeit­
form weniger als 18 Monate oder 360 Arbeitstage) 
des Berufspraktikums abgeleistet, den Prakti­
kumsbericht oder die Facharbeit nicht terminge­
recht abgeliefert, die Seminartage ohne ausrei­
chende Entschuldigung nicht besucht hat oder wes­
sen Facharbeit mit Note .6 benotet wurde. 4In diesen 
Fällen gilt das Colloquium als nicht bestanden. 

(3) lVorsit~ender des Prüfungsausschusses ist 
der Schulleiter. 2Mitglieder des Prüfungsausschus­
ses sind die Lehrer, die das Berufspraktikum der 
Prüfungsteilnehmer betreut haben, sowie drei vom 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu bestim­
mende Lehrer, die in den Fächern Praxis- und Me­
thodenlehre, Kunsterziehung, Werkerziehung, Mu­
sikerziehung, Rhythmik oder Sporterziehung un­
terrichten. 3§ 27 Abs. 2 bis 6 und § 30 Abs. 9 Satz 4 
gelten entsprechend. 

(4) lDas Colloquium ist nicht bestanden, wenn es 
mit einer schlechteren Note als 4 bewertet wurde. 
2Der Prüfungsausschuß kann einen Berufsprakti­
kanten, der das Colloquium nicht bestanden hat 
oder dessen Colloquium als nicht bestanden gilt, 
von der Wiederholung des Berufspraktikums ganz 
oder teilweise befreien, wenn seine Leistungen dies 
rechtfertigen und insgesamt mindestens zwölf Mo­
nate abgeleistet werden. 

(5) §§ 28 und 33 bis 35 gelten entsprechend. 

(6) Das Colloquium kann nur einmal wiederholt 
werden. 

§42 

Staatliche Anerkennung 

(1) Nach bestandenem Colloquiup1 erhält der 
Prüfungsteilnehmer eine Urkunde über die staatli­
che Anerkennung als Erzieher/Erzieherin, die dem 
vom Staatsministerium herausgegebenen Muster 
entsprechen muß. . 

(2) Ist das Berufspraktikum bei Bestehen des Col­
loquiums nicht vollständig abgeleistet (§ 40 Abs. 6), 
wird die Urkunde über die staatliche Anerkennung 
erst zu dem Zeitpunkt ausgefertigt, zu dem die voll­
ständige Ableistung nachgewiesen ist. 

Achter Teil 

Schulleiter, Lehrerkonferenz 
(vgl. Art. 36 und 37 BayEUG) 

§43 

Schulleiter 

(1) lDer Schulleiter (Direktor) erfüllt die ihm 
durch Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie 
durch ,Weisungen der Schulaufsichtsbehörden 
übertragenen Aufgaben. 2Er führt die Verwaltungs­
geschäfte, sorgt für die Sicherheit im Bereich der 
Schul anlage und übt das Hausrecht in der Schulan­
lage aus. 3Der Schulleiter erläßt unter Mitwirkung 
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der Personalvertretung, des Sprechers der Studie­
renden und des Aufwandsträgers eine Hausord­
nung. 

(2) Soweit keine andere Zuständigkeit festgelegt 
ist, entscheidet in Angelegenheiten dieser Schul­
ordnung der Schulleiter. 

§44 

Lehrerkonferenz 

Die Lehrerkonferenz beschließt im Rahmen ihrer 
Aufgaben nach Art. 37 Abs. 3 und 4 Bay EUG auch 
über 

1. Widersprüche gegen Verwaltungsakte der Schu­
le, 

2. Beschwerden von grundsätzlicher Bedeutung ge­
gen allgemeine Unterrichts- und Erziehungs­
rnaßnahmen der Fachakademie mit Ausnahme 
von Aufsichtsbeschwerden gegen die Fachakade­
mie und von Dienstaufsichtsbeschwerden, 

3. Veranstaltungen, die die gesamte Fachakademie 
betreffen. 

§45 

Sitzungen 

(1) I Die Sitzungen der Lehrerkonferenz sind 
nicht öffentlich. 2Sie sind grundsätzlich außerhalb 
der regelmäßigen Unterrichtszeit durchzuführen. 

(2) I Die Lehrerkonferenz kann beschließen, daß 
bei der Beratung einzelner Tagesordnungspunkte 
Vertreter der Studierenden, des AufY.Jandsträgers 
und von Behörden Gelegenheit zur Außerung er­
halten. 2Art. 40 Abs. 5 Satz 3 Halbsatz 2 BayEUG 
bleibt unberührt. 

§46 

Einberufung 

(1) Der Schulleiter beruft die Lehrerkonferenz 
bei Bedarf, mindestens jedoch zweimal im Studien­
jahr ein. 

(2) Die Lehrerkonferenz muß innerhalb von 14 
Tagen einberufen werden, wenn mindestens ein 
Viertel der Mitglieder oder das Staatsministerium 
unter Angabe der zu beratenden Gegenstände dies 
verlangt. 

(3) IDer Vorsitzende hat Ort, Zeit und Tagesord­
nung der Sitzung den Mitgliedern mindestens eine 
Woche vor Beginn schriftlich bekanntzugeben. 2Die 
schriftliche Bekanntgabe kann durch Aushang in 
der an der Schule üblichen Weise erfolgen. 3In drin­
gendEm Fällen ist der Vorsitzende an die Frist nicht 
gebunden. 

§47 

Teilnahmepflicht 

(1) IDie Mitglieder der Lehrerkonferenz sind ver­
pflichtet, an den Sitzungen teilzunehmen. 2Neben­
amtlich oder nebenberuflich tätige Lehrer sind 
hierzu nur in dem Umfang verpflichtet, in dem ein 
unmittelbarer Zusammenhang mit dem von ihnen 
erteilten Unterricht besteht. 

(2) Der Vorsitzende kann in Ausnahmefällen von 
der Teilnahme an einzelnen Sitzungen befreien. 

§48 

Tagesordnung 

(1) Der Vorsitzende setzt die Tagesordnung fest. 

(2) IJedes Mitglied kann die Behandlung zusätzli­
cher Tagesordnungspunkte beantragen. 2Wider­
spricht ein Drittel der Mitglieder der Behandlung 
eines zusätzlichen Tagesordnungspunktes, so ist 
die Angelegenheit auf die Tagesordnung der näch­
sten Sitzung zu setzen. 

§49 

Beschlußfähigkeit 

(1) Die Lehrerkonferenz ist beschlußfähig, wenn 
sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind 
und die Mehrheit der zur Teilnahme verpflichteten 
Mitglieder anwesend ist. 

(2) IWird die Lehrerkonferenz zum zweiten Mal 
zur Behandlung desselben Gegenstands zusam­
mEmgerufen, so ist sie insoweit ohne Rücksicht auf 
die Zahl der Erschienenen beschlußfähig. 2Bei der 
zweiten Einladung muß auf diese Bestimmung hin­
gewiesen werden. 

(3) Im Entlassungs- und Ausschlußverfahren 
richtet sich die Beschlußfähigkeit nach Art. 64 Abs. 
1 Satz 2 und Art. 65 Abs. 1 Satz 3 BayEUG. 

§ 50 

Stimmberechtigung 

(1) Stimmberechtigt sind alle Mitglieder der Leh­
rerkonferenz. 

(2) I Ein Mitglied darf an der Beratung und Ab­
stimmung nicht teilnehmen, wenn der Beschluß 
ihm selbst, seinem Ehegatten, einem Verwandten 
oder Verschwägerten bis zum dritten Grad oder ei­
ner von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertre­
tenen natürlichen oder juristischen Person einen 
unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann. 
20b diese Voraussetzungen vorliegen, entscheidet 
die Lehrerkonferenz ohne Mitwirkung des Betrof­
fenen. 

§ 51 

Beschlußfassung 

(1) IJeder anwesende stimmberechtigte Lehrer 
ist bei Abstimmungen zur Stimmabgabe verpflich­
tet. 2Dies gilt nicht für nach Art. 63 Abs. 8 Satz 2 
BayEUG eingeschaltete Lehrer. 

(2) I Beschlüsse werden in offener Abstimmung 
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefaßt; im Entlassungs- und Ausschlußverfahren 
richtet sich die Beschlußfassung nach Art. 64 Abs. 1 
Satz 1 und Art. 65 Abs. 1 Satz 2 BayEUG. 2Bei Stim­
mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden 
den Ausschlag. . 

(3) Besteht mehr als die Hälfte der Mitglieder der 
Lehrerkonferenz aus nebenamtlichen und neben­
beruflichen Lehrern, so sind Beschlüsse nur wirk­
sam, wenn sie auch von der Mehrheit der abgegebe­
nen Stimmen der hauptamtlichen und hauptberuf­
lichen Lehrp.r unterstützt werden. 
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§ 52 

Niederschrift 

(1) lÜber jede Sitzung ist eine Niederschrift anzu­
fertigen. 2Der Vorsitzende bestimmt den Schrift­
führer. 

(2) 1 Die Niederschrift muß Datum, Beginn und 
Ende der Sitzung, die Namen der Anwesenden, die 
behandelten Gegenstände und das Abstimmungs­
ergebnis enthalten. 2Bei wichtigen Entscheidungen 
muß die Niederschrift ferner die für die Entschei­
dung maßgebenden Gründe enthalten. 

(3) IDie Niederschrift ist vom Vorsitzenden und 
vom Schriftführer zu unterzeichnen und zu Beginn 
der nächsten Sitzung zu genehmigen. 2Einsprüche 
gegen die Niederschrift sind zu vermerken. 

(4) IDie Mitglieder der Lehrerkonferenz haben 
das Recht, die Niederschrift einzusehen. 2Die Nie­
derschrift ist zehn Jahre aufzubewahren. 

§ 53 

Lehr- und Lernmittelausschuß, 
Disziplinarausschuß 

(1) IDer Lehr- und Lernmittelausschuß berät und 
entscheidet an Stelle der Lehrerkonferenz im Rah­
men der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel 
über die Einführung zugelassener Lernmittel und 
neuer Lehrmittel. 2Ihm gehören der Schulleiter als 
Vorsitzender sowie für jedes an der Schule erteilte 
Unterrichtspflichtfach der Fachbetreuer, falls ein 
solcher nicht bestellt ist, jeweils ein von der Lehrer­
konferenz gewählter Vertreter an. 3Wählbar ist je­
der Lehrer, der das betreffende Fach unterrichtet. 

(2) IDer Disziplinarausschuß berät und entschei­
det an Stelle der Lehrerkonferenz, soweit diese für 
die Verhängung von Ordnungsrnaßnahmen gegen 
Studierende zuständig ist. 2Ihm gehören der Schul­
leiter als Vorsitzender, sein ständiger Vertreter und 
sieben weitere Mitglieder an; diese sowie eine aus­
reichende Zahl von Ersatzmitgliedern werden von 
der Lehrerkonferenz gewählt. 3Jeder hauptamtli­
che oder hauptberufliche Lehrer ist wählbar und 
verpflichtet, die Wahl anzunehmen. 

(3) IFür die Verfahren gelten die Bestimmungen 
für die Lehrerkonferenz entsprechend. 2Der Diszi­
plinarausschuß berät und entscheidet stets mit der 
vollen Zahl seiner Mitglieder. 

Neunter Teil 

Einrichtungen zur Mitgestaltung 
des schulischen Lebens 

(vgl. Art. 40 und 41 Bay EUG) 

§ 54 

Allgemeines 

(1) lZur Durchführung e inzelner Aufgaben der 
Mitverantwortung der Studierenden gebildete Ar­
beitsgruppen müssen allen Studierenden offenste­
hen. 2Die Arbeitsgruppen dürfen keine einseitigen 
politischen oder weltanschaulichen Ziele verfolgen. 

(2) IDie Durchführung einer Veranstaltung und 
die Bildung einer Arbeitsgruppe sind unter Angabe 
des Zwecks, der Beteiligten und der Leitung dem 
Schulleiter rechtzeitig anzuzeigen. 2Dieser soll die 
erforderlichen Räume und Einrichtungen der Fach­
akademie zur Verfügung stellen. 

(3) IDie Verbreitung schriftlicher Mitteilungen an 
Studierende ist nur dem Sprecher der Studierenden 
gestattet. 2Sie bedarf der Genehmigung des Schul­
leiters. 

(4) Veranstaltungen im Rahmen der Mitverant­
wortung der Studierenden unterliegen der Aufsicht 
der Fachakademie. 

(5) Ein Mitglied der Studierendenvertretung 
scheidet bei Verlust der Wählbarkeitsvorausset­
zungen sowie bei Rücktritt aus seinem Amt aus. 

§ 55 

Einrichtungen zur Vertretung der Studierenden 

Einrichtungen zur Vertretung der Studierenden 
sind: . 

1. Die Klassensprecher und ihre Stellvertreter, 

2. die Klassensprecherversammlung, 

3. der Sprecher der Studierenden. 

§ 56 

Klassensprecher und Klassensprecherversamm­
lung 

(1) lDer Klassensprecher und sein Stellvertreter 
werden jeweils für ein Studienjahr gewählt. 2Wahl­
leiter ist der Klassenleiter. 

(2) lGewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abge­
gebenen gültigen Stimmen erhält. 2Wird die Mehr­
heit im ersten Wahlgang nicht erreicht, so findet ei­
ne Stichwahl unter den beiden Bewerbern mit den 
höchsten Stimmenzahlen statt. 3Bei Stimmen­
gleichheit in der Stichwahl entscheidet das Los. 

(3) lScheidet ein Klassensprecher oder ein Stell­
vertreter aus seinem Amt aus, so findet für den Rest 
des Studienjahres eine Neuwahl statt. 2Gleiches 
gilt, wenn mindestens zwei Drittel der Wahlberech­
tigten eine Neuwahl verlangen. 

(4) 1 Die Klassensprecherversammlung tritt bei 
Bedarf zusammen. 2Der Antrag ist rechtzeitig unter 
Beifügung der Tagesordnung vom Sprecher der 
Studierenden beim Schulleiter zu stellen. 

§ 57 

Sprecher der Studierenden 

(1) IDer Sprecher der Studierenden und sein 
Stellvertreter werden jeweils für ein Studienjahr 
von den Klassensprechern und ihren Stellvertre­
tern in schriftlicher und geheimer Wahl in getrenn­
ten Wahlgängen gewählt. 2Wahlleiter ist der Schul­
leiter oder ein von ihm beauftragter Lehrer. 

(2) lDie Wahl findet innerhalb von zwei Wochen 
nach der Wahl der Klassensprecher statt. 2Die Gül­
tigkeit der Wahl setzt die Anwesenheit von minde­
stens zwei Dritteln der Wahlberechtigten voraus. 
3Gewählt ist, wer die meisten Stimmen erhalten 
hat. 4Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 
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(3) 1 Scheidet der Sprecher der Studierenden oder 
sein Stellvertreter aus dem Amt aus, so findet für 
den Rest des Studienjahres eine Neuwahl statt. 
2Gleiches gilt, wenn mindestens zwei Drittel der 
Wahlberechtigten dies verlangen. 

(4) Der Sprecher der Studierenden nimmt die 
Aufgaben und Rechte des Schülerausschusses nach 
Art. 40 Abs. 5 BayEUG wahr. 

§ 58 

Überschulische Zusammenarbeit 

1 Die Studierendenvertretungen mehrerer Fach­
akademie~ können gemeinsame Veranstaltungen 
durchführen oder zum Austausch von Erfahrungen 
und zur gemeinsamen Aussprache zusammentre­
ten. 2Zusammenschlüsse von Studierendenvertre­
tungen mehrerer Fachakademien sind nicht zuläs­
sig. 

§ 59 

Finanzierung und finanzielle Abwicklung 
von Veranstaltungen 

der Studierendenmitverantwortung 

(1) 1 Die notwendigen Kosten der Studierenden­
mitverantwortung trägt der Aufwandsträger im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushalts­
mittel. 2Aufwendungen der Studierendenmitver­
antwortung können ferner durch Zuwendungen 
Dritter oder durch Einnahmen aus Veranstaltun­
gen finanziert werden. 

(2) Finanzielle Zuwendungen an die Schule für 
Zwecke der Studierendenmitverantwortung dürfen 
nur entgegengenommen werden, wenn sie nicht mit 
Bedingungen verknüpft sind, die der Aufgabe der 
Studierendenmitverantwortung widersprechen. 

(3) 1 Über die aus Zuwendungen Dritter sowie die 
aus Veranstaltungen zur Verfügung stehenden Ein­
nahmen und deren Verwendung ist ein Nachweis zu 
führen. 2In dem Nachweis sind alle Einzahlungen 
und Auszahlungen einzeln und getrennt voneinan­
der darzustellen und zu belegen. 3Die Verwaltung 
der Gelder und die Führung des Nachweises oblie­
gen dem Sprecher der Studierenden gemeinsam 
mit einem Lehrer. 4Die Schule kann ein Konto ein­
richten, das der Sprecher der Studierenden und ein 
Lehrer gemeinsam verwalten; der Schulleiter er­
teilt diesen insoweit eine Gesamtzeichnungsbefug­
nis. 5Die Verwaltung der Gelder einschließlich der 
Kontenführung unterliegt der jederzeit möglichen 
Prüfung durch den Schulleiter oder einen von ihm 
beauftragten Lehrer im Benehmen mit der Klas­
sensprecherversammlung. 6Im Studienhalbjahr 
findet mindestens eine Prüfung statt. 

§ 60 

Fachakademiebeirat 

1 Der Schulträger kann bei seiner Fachakademie 
einen Beirat einrichten und in diesen geeignete 
Vertreter berufen. 2Der Beirat hat die Aufgabe, die 
Verbindung der Fachakademie zur Arbeitswelt 
sicherzustellen. 

Zehnter Teil 

Veranstaltungen und Tätigkeiten 
nicht zur Fachakademie gehöriger 

Personen,Erhebungen 
(vgl. Art. 61 und 62 BayEUG) 

§61 

Veranstaltungen nicht zur Fachakademie 
gehöriger Personen, 

Informationsbesuche 

(1) IVeranstaltungen (z. B. Vorträge, Lichtbild­
und Filmvorführungen, Theateraufführungen) 
nicht zur Fachakademie gehöriger Personen in der 
Fachakademie bedürfen der Genehmigung des 
Schulleiters. 2Die Genehmigung kann erteilt wer­
den, wenn der Veranstaltung eine unterrichtliche 
Bedeutung zukommt. 3Mit der Genehmigung ist die 
Veranstaltung zur verbindlichen oder nichtver­
bindlichen schulischen Veranstaltung zu erklären. 
4Sätze 1 bis 3 gelten für den von der Fachakademie 
durchgeführten Besuch solcher Veranstaltungen 
außerhalb der Schulanlage entsprechend. 

(2) lInformationsbesuche nicht zur Fachakade­
mie gehör~ger Personen im Unterricht sind nicht 
zulässig. 2Uber Ausnahmen entscheidet der Schul­
leiter. 

§ 62 

Sammlungen 

(1) lIn der Fachakademie sind Sammlungen für 
außerschulische Zwecke und die Aufforderung an 
die Studierenden, sich an Sammlungen in der Öf­
fentlichkeit zu beteiligen, unzulässig. 2Ausnahmen 
kann der Schulleiter im Einvernehmen mit dem 
Sprecher der Studierenden genehmigen. 3Unter­
richtszeit darf für Sammlungen nicht verwendet 
werden. 

(2) ISpenden der Studierenden oder ihrer Eltern 
für Zwecke der Fachakademie dürfen von Schullei­
ter und Lehrern nicht angeregt werden. 2Soweit sol­
che Spenden durch Studierende oder ihre Eltern 
selbst veranlaßt werden, ist eine Einflußnahme 
durch die Fachakademie zu vermeiden. 

§ 63 

Warenautomaten 

Die Aufstellung von Warenautomaten in der 
Schulanlage setzt voraus, daß 

1. der Aufwandsträger mit der Aufstellerfirma 
einen jederzeit kündbaren Mietvertrag ab­
schließt, in dem ein Verzicht auf Schadensersatz­
ansprüche gegen den Freistaat Bayern und seine 
Bediensteten enthalten ist, 

2. der Schulleiter im Benehmen mit dem Sprecher 
der Studierenden unter Vorbehalt des jederzeiti­
gen Widerrufs zustimmt, 

3. die Aufstellerfirma durch Vorlage einer fachwis­
senschaftlichen Bescheinigung den Nachweis er­
bringt, daß der Automat hygienisch einwandfrei 
ist. 
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§64 

Druckschriften, Plakate 

(1) IDruckschriften dürfen in der Schulanlage an 
die Studierenden nur verteilt werden, wenn sie für 
den Unterricht förderlich sind und keine kommer­
zielle oder politische Werbung enthalten. 2Über die 
Verteilung entscheidet der Schulleiter. 

(2) I Plakate, die sich an Studierende wenden, dür­
fen ausgehängt werden, wenn sie auf Veranstaltun­
gen hinweisen oder sich auf Gegenstände beziehen, 
die für den Unterricht förderlich sind. 2Die Geneh­
migung erteilt der Schulleiter. 

§ 65 

Bild-:- , Film- , Fernseh- und Tonaufnahmen 

(1) IBild-, Film-, Fernseh- und Tonaufnahmen in 
der Fachakademie sind, soweit sie nicht zum Unter­
richt gehören, nur nach Zustimmung des Schullei­
ters zulässig. 2Die Zustimmung setzt das schrift­
liche Einverständnis 

1. des Aufwandsträgers bei Bild-, Film- und Fern-
sehaufnahmen in der Schulanlage, 

2. der mitwirkenden Studierenden 

voraus. 3Satz 2 gilt nicht für Aufnahmen von Klas­
senbildern und Bildern von besonderen schulischen 
Veranstaltungen. 

(2) Die Beteiligung der Lehrer und Studierenden 
ist freiwillig. 

§ 66 

Erhebungen 

(1) Erhebungen einschließlich Umfragen und 
wissenschaftlicher Untersuchungen sind in den 
Fachakademien nur nach Zustimmung des Staats­
ministeriums zulässig. 

(2) I Die Genehmigung kann erteilt werden, wenn 
an der Erhebung ein erhebliches pädagogisch-wis­
senschaftliches Interesse anzuerkennen ist und 
s~ch die Belastung der Fachakademie in zumutba­
rem Rahmen hält. 2Sie kann mit Auflagen und Be­
dingungen verbunden werden. 3Durch Auflagen ist 
insbesondere sicherzustellen, daß 

1. aus der Erhebung keine Rückschlüsse auf einzel­
ne Studierende oder Lehrer gezogen werden kön­
nen, und die Anonymität der Betroffenen gewahrt 
bleibt, 

2. die Erhebung außerhalb der Unterrichtszeit 
durchgeführt wird, es sei denn, daß der Zweck der 
Erhebung ihre Verlegung in die Unterrichtszeit 
gebietet. 

4Mit der Genehmigung wird festgelegt, ob Studie­
rende und Lehrer zur Mitwirkung bei der Erhebung 
verpflichtet sind oder ob die Erhebung auf freiwilli­
ger Grundlage nur nach Zustimmung der Betroffe­
nen durchgeführt werden darf. 

(3) Keiner Genehmigung bedürfen Erhebungen 
der Schulaufsichtsbehörden, des Landesamts für 
Statistik und Datenverarbeitung und im Rahmen 
seiner Aufgaben des jeweiligen Aufwandsträgers. 

Elfter Teil 

Folgen von Pflichtverletzungen 
(vgI.Art. 63 bis65 BayEUG) 

§ 67 

Ordnungsrnaßnahmen 

(1) lEine Bindung an die Reihenfolge der Ord­
nungsmaßnahmen nach Art. 63 Abs. 2 Bay EUG 
besteht nicht. 2Eine Ordnungs maßnahme kann wie­
derholt getroffen werden. 3Der Entlassung soll de­
ren Androhung vorausgehen. 

(2) I Die Ordnungsrnaßnahmen des Ausschlusses 
vom Unterricht nach Art. 63 Abs. 2 Nrn. 4 und 5 
BayEUG sind gegenüber einem Studierenden je­
weils nur einmal im Studienjahr zulässig. 2Die Ord­
nungsmaßnahme des Ausschlusses vom Unterricht 
für zwei bis vier Wochen kann erst getroffen wer­
den, wenn der Ausschluß des Studierenden vom 
Unterricht für drei bis sechs Unterrichtstage kei­
nen Erfolg gezeigt hat. 

(3) Beim Ausschluß vom Unterricht, bei der An­
drohung der Entlassung und bei der Entlassung ist 
auch über die Frage der sofortigen Vollziehung zu 
beschließen. 

(4) IOrdnungsmaßnahmen werden dem Studie­
renden schriftlich unter Angabe des zugrunde lie­
genden Sachverhalts mitgeteilt. 2Die Mitteilung des 
Ausschlusses vom Unterricht erfolgt vor dessen 
Vollzug. 

(5) Das Staatsministerium ist berechtigt, Ord­
nungsmaßnahmen der Fachakademie aufzuheben, 
abzuändern oder eine neue Entscheidung zu. ver­
langen. 

(6) Ordnungsrnaßnahmen und Maßnahmen des 
Hausrechts sind nebeneina nder zulässig. 

§68 

Entlassung 

(1) IDie Untersuchung ist vom Schulleiter oder 
einem von ihm beauftragten Mitglied der Lehrer­
konferenz zu führen. 2Dem Studierenden ist nach 
Aufnahme der Untersuchung ausreichend Gelgen­
heit zu geben, sich zu äußern. 

(2) I Das vorläufige Ergebnis der Untersuchung 
wird dem Studierenden gegen Nachweis mitgeteilt. 
2Der Studierende ist gleichzeitig unter angemesse­
ner Fristsetzung auf die Möglichkeit zur Stellung­
nahme und auf sein Recht nach Art. 63 Abs. 8 Satz 1 
BayEUG hinzuweisen. 3Das Ergebnis der Untersu­
chung wird unter Berücksichtigung der Stellung­
nahme des Studierenden schriftlich niedergelegt. 
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Zwölfter Teil 

Schulaufsicht 
(vgl. Art. 87 bis 91 BayEUG) 

§69 

Schulaufsicht 

(1) Soweit diese Verordnung Zuständigkeiten 
festlegt, bleibt das Weisungsrecht des Staatsmini­
steriums unberührt. 

(2) Das Staatsministerium kann von einzelnen 
Bestimmungen dieser Verordnung Ausnahmen ge­
währen, wenn die Anwendung der Bestimmung im 
Einzelfall zu einer unbilligen Härte führen würde 
und die Abweichung auch unter dem Gesichtspunkt 
der Gleichbehandlung unbedenklich erscheint. 

(3) Staatsministerium im Sinn dieser Verordnung 
ist das Staatsministerium für Unterricht und Kul­
tus. 

Dreizehnter Teil 

Schlußvorschriften 

§ 70 

Gleichwertigkeitsanerkennung 

1 Das Staatsministerium entscheidet auf Antrag 
im Einzelfall, ob nachgewiesene Ausbildungen in 
einem ähnlichen sozialpädagogischen oder pädago­
gischen Beruf der Ausbildung an Fachakademien 
für Sozialpädagogik gleichwertig sind, und verleiht 
bei positivem Ergebnis der Prüfung das Recht zur 
Führung der Berufsbezeichnung "Staatlich aner­
kannter Erzieher/Staatlich anerkannte Erziehe­
rin". 2Das Staatsministerium kann diese Feststel-

lung je nach der Art der nachgewiesenen Ausbil­
dung und bisherigen beruflichen Tätigkeit von der 
teilweisen Ablegung des ersten Prüfungsabschnitts 
der Abschlußprüfung für andere Bewerber, von der 
Ableistung des Berufspraktikums oder vom Ergeb­
nis einer Feststellungsprüfung in Form eines Collo­
quiums abhängig machen, das im Auftrag und nach 
den Weisungen des Staatsministeriums von den 
Fachakademien durchgeführt wird. 

§71 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten, 
Übergangsregelung 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. August 1985 in Kraft. 

(2) IGleichzeitig treten alle Vorschriften außer 
Kraft, die dieSer Verordnung entgegenstehen oder 
entsprechen. 2Insbesondere treten die Ergänzenden 
Bestimmungen zur allgemeinen Schulordnung für 
die Fachakademien der Ausbildungsrichtung Sozi­
alpädagogik (EBASchOFakS) vom 27. August 1975 
(KMBI I S. 1771, BayRS 2236-9-1-3-K), geändert 
durch Verordnung vom 11. Mai 1981 (KMBl I S. 255), 
außer Kraft. 

(3) lStudierende, die sich im Schuljahr 1985/86 im 
zweiten Studienjahr oder im Berufspraktikum be­
finden, beenden ihre Ausbildung nach den bisheri­
gen Vorschriften. 2Bis zum Schuljahr 1987/88 kön­
nen noch die Bestimmungen der Nummern6.2~1 
und 34.1.3 EBASchOFakS angewandt werden, wenn 
das für den Bewerber günstiger ist. 

München, den 4. September 1985 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai er, Staatsminister 
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Anlagel 
Stundentafel 

für Fachakademien für Sozialpädagogik 

1. und 2. Studienjahr 
Fächer 

Gesamt- Gesamt-
wochenstunden jahresstunden 

Pflichtfächer 

Pädagogik 4 160 
Psychologie 4 160 
Soziologie 2 80 
Deutsch 4 160 
Sozialkunde 2 80 

Biologie mit Gesundheitserziehung 2 80 
Heilpädagogik 2 80 
Jugendliteratur 2 80 
Rechtskunde 2 80 
Theologie/Religionspädagogik nach Konfession bzw. Ethik 3 120 
Praxis- und Methodenlehre*) 8 320 
- Elementarbereich 
- Heim- und Hortbereich 
- Jugendarbeit 

Kunsterziehung*) 4 160 
Werkerziehung*) 4 160 
Musikerziehung*) 4 160 
Rhythmik*) 1 40 
Sporterziehung*) 4 160 

Sozialpädagogische Übungen *) 1) 12 480 

Wahlpflichtfächer2) 

1. Übungen 

" Religionspädagogik 
Elementarpädagogik 

Heimpädagogik 
Hortpädagogik 
Heilpädagogik 
Jugendarbeit 

2. Übungen 6 240 
Kunst- und Werkerziehung 
Spiel und Darstellendes Spiel 
Musikerziehung einschließlich Instrumentalunterricht , 

Sporterziehung 

Rhythmik 

Kinder- und Jugendliteratur ~ 

70 2800 



552 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr.19/1985 

1. und 2. Studienjahr 
Fächer 

Gesamt- Gesamt-
wochenstunden jahresstunden 

Wahlfächer3)4) 

Englisch5) 4 160 

Biologie5) 2 80 

Chor/Orchester 

Instrumentalunterricht 

Hauswirtschaft 

Medienpädagogik 

Sprecherziehung 

Französisch 

6 
>-

12 

Die Verteilung der Gesamtwochenstunden auf die 
zwei Studienjahre .obliegt dem Schulleiter; Pflicht­
und Wahlpflichtunterricht darf 36 Wochenstunden 
nicht überschreiten (§ 10 Abs.1). 

') Das Fach .. Sozialpädagogische Übungen" (Zeitstunden) findet in 
sozialpädagogischen Einrichtungen (vgl. § 2 Abs. 1) einzeln oder 
in kleinen Gruppen statt. 

2) Die Studierenden haben daraus im vorgegebenen Zeitrahmen 
Wahlpflichtfächer zu gleichen Teilen aus Block 1 und aus Block 2 
zu wählen. 

3) Die Studierenden können aus dem Angebot außer den mit dem 
Fußnotenzeichen .. 5)" versehenen Fächern in jedem Studienjahr 
höchstens zwei Wahlfächerwählen. 

4) Die Einführung anderer Wahlfächer bedarf der Genehmigung 
des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus. 

5) Das Fach dient zur Vorbereitung auf die Prüfung zum Erwerb 
der Fachhochschulreife. 

*) Fachpraktische Fächer 

240 

480 
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Anlage 2 

Berufspraktikum 

1. Ziel des Berufspraktikums 
Das Berufspraktikum dient im Anschluß an die 
bestandene Abschlußprüfung der fachgerechten 
Einarbeitung in die Berufspraxis. Es ist wesentli­
cher Bestandteil der Ausbildung zum staatlich 
anerkannten Erzieher. 

Der Berufspraktikant soll befähigt werden 

- seine theoretischen Kenntnisse selbstverant­
wortlich in der Praxis anzuwenden und zu 
erweitern 

...:. Konzeptionen zu erfassen, Erziehungsarbeit zu 
planen und in die Erziehungspraxis umzuset­
zen 

- eine Gruppe sowohl selbständig als auch in Zu-
sammenarbeit mit einer Hilfskraft zu führen 

- konstruktiv im Team zu arbeiten 

- die Zusammenarbeit mit den Eltern zu pflegen. 

Der Berufspraktikant ist dem Einsatzbereich 
entsprechend unter Anleitung zunächst mit Teil­
aufgaben zu betrauen. Durch allmählich steigen­
de Anforderungen muß die Selbständigkeit er­
reicht werden. Vertiefte Kenntnisse können nur 
durch die Übertragung eines festen Aufgabenbe­
reichs (.z.B. Einsatz als Zweitkraft in der Gruppe) 
sowie beständige Anleitung gewonnen werden. 

Der Berufspraktikant ist außer an den pädagogi­
schen und pflegerischen auch angemessen an 
den Verwaltungsaufgaben zu beteiligen, um ihn 
mit der Gesamtaufgabe der Einrichtung vertraut 
zumachen. 

2. Praktikumsstellen 
Als Praktikumsstellen für Berufspraktikanten 
sind folgende Einrichtungen geeignet, wenn die 
Anleitung des Praktikanten durch eine Fachkraft 
sichergestellt ist: 

2.1 Kindergärten von frei-gemeinnützigen und 
kommunalen Trägern, die nach Art. 8 des 
Bayerischen Kindergartengesetzes (BayKiG) 
anerkanI).t oder vorläufig anerkannt sind, 

2.2 Kindergärten sonstiger Träger, solange sie die 
nach der Verordnung über die an die sonsti­
gen Kindergärten zu stellenden Mindestan­
forderungen (5.DVBayKiG) erfüllen, 

2.3 Kindertagesstätten und Heime, die nach den 
Feststellungen der Heimaufsichtsbehörde, 
z. B. im Befreiungsbescheid nach § 79 des Ge­
setzes für Jugendwohlfahrt (JWG), den Anfor­
derungen der Richtlinien für Heime und an­
dere Einrichtungen nach § 78 JWG entspre­
chen. 

Als Kindertagesstätten und Heime im Sinn 
der Richtlinien nach § 78 JWG kommen für die 
Ableistung des Praktikums in Frage: 

2.3.1 Kinderhorte, 

2.3.2 Sondertagesstätten für geistig, seelisch 
oder körperlich behinderte Kinder, 

2.3.3 Heime für Kinder bis zur Beendigung der 
Volksschulpflicht, 

2.3.4 Heime für schulentlassene Minderjäh-
rige, z. B. Jugendwohnheime, 

2.3.5 Sonderheime, 

2.3.6 Erholungsheime, 

2.3.7 Einrichtungen der Jugendpflege, 

2.3.8 Schülerheime, die nach den Bestimmun­
gen des Bayerischen Gesetzes über das 
Erziehungs- und Unterrichtswesen der 
Schulaufsicht unterliegen. 

Der Berufspraktikant schlägt zu einem von der 
Fachakademie festgesetzten Termin und im vor­
gesehenen Rahmen Praktikumsstellen vor. Die 
Wahl der Praktikumsstelle muß von der Fach­
akademie spätestens bis zum Abschluß des Prak­
tikantenvertrags genehmigt sein. 

3. Dauer des Berufspraktikums 
Das Berufspraktikum in Vollzeitform dauert 
zwölf Monate, in Teilzeitform 24 Monate (§ 3). 

Das Berufspraktikum kann entweder zusam­
menhängend an einer Praktikumsstelle oder mit 
einmaligem Wechsel in zwei Einrichtungen abge- · 
leistet werden. Die Tätigkeit an einer Prakti­
kumsstelle soll bei Vollzeitform sechs Monate, bei 
Teilzeitform zwölf Monate betragen. Der Wechsel 
der Praktikumsstelle muß von der Fachakademie 
genehmigt werden. 

4. Fachliche Betreuung an der 
Praktikumsstelle 
Berufspraktikanten kann anleiten und betreuen, 
wer entweder nach Art. 13 BayKiG oder nach den 
Richtlinien für Heime und andere Einrichtungen 
nach § 78 JWG als pädagogische Fachkraft aner­
kannt ist. Die Anleitung und Betreuung des Be­
rufspraktikanten in der Praktikumsstelle ist vom 
Träger der sozialpädagogischen Einrichtung für 
die Dauer des Praktikantenverhältnisses einer 
sozialpädagogischen Fachkraft zu übertragen. 

Während des gesamten Berufspraktikums sind 
regelmäßig Anleitungsgespräche durchzuführen. 
Die sozialpädagogische Fachkraft, die mit der 
Anleitung des Berufspraktikanten beauftragt ist, 
erstellt in Absprache mit dem Leiter der Prakti­
kumsstelle zu den von der Fachakademie fest­
gesetzten Terminen je eine Zwischen- und Ab­
schlußbeurteilung über die fachlichen Leistun­
gen und das Verhalten des Berufspraktikanten. 
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5. Fachliche Betreuung durch die 
Fachakademie für Sozialpädagogik 
Für die fachliche Betreuung der Berufsprakti­
kanten durch die Fachakademie werden Lehrer 
als Praktikumsbetreuer eingesetzt. Ihnen obliegt 
die Koordinierung des Ausbildungsauftrags der 
Fachakademie und der Praktikumsstelle. 

An der Fachakademie werden für die Berufs­
praktikanten regelmäßig Seminarveranstaltun­
gen im Umfang von 100 bis 120 Unterrichtsstun­
den zur Förderung, Vertiefung und Erweiterung 
der Fachkenntnisse abgehalten. 

Für die Organisation der Seminarveranstaltun­
gen ist die Fachakademie zuständig. 

Der Berufspraktikant muß für die Teilnahme an 
den Seminarveranstaltungen vom Dienst frei­
gestellt werden. Die Teilnahme an den Seminar­
veranstaltungen ist für den Berufspraktikanten 
Pflicht. 

Für die Erfüllung der Seminar aufgaben sind dem 
Berufspraktikanten unter Anrechnung auf die 
Arbeitszeit wöchentlich drei Arbeitsstunden zu 
gewähren. 

6. Praktikantenvertrag 
Der Praktikantenvertrag soll Arbeitszeit (ein­
schließlich Bereitschafts-, Nacht-, Sonn- und 
Feiertagsdienst), Urlaub, Vergütung und Kündi­
gung regeln. 

Er soll ferner die Verpflichtungen des Trägers 

- den Berufspraktikanten entsprechend den gel­
tenden Regelungen auszubilden und ihn insbe­
sondere durch eine hierfür bestellte Fachkraft 
anleiten und betreuen zu lassen 

- den Berufspraktikanten zu den von der Fach­
akademie festgesetzten Seminarveranstaltun­
gen freizustellen (diese Zeit wird nicht als Ur­
laub angerechnet) 

- den von der Fachakademie bestellten Prakti­
kumsbetreuer Zugang und Aufenthalt in der 
Einrichtung zum Zweck der vorgeschriebenen 
Betreuung und Beobachtung des Berufsprakti­
kanten zu gestatten 

- den Praktikanten zu beurteilen 

und die Verpflichtunge'n des Berufspraktikanten 

- die gebotenen Ausbildungsmöglichkeiten wahr-
zunehmen 

- die übertragenen Aufgaben sorgfältig auszu­
führen 

- den Anordnungen der Praktikumsstelle und der 
von ihr beauftragten Personen nachzukommen 

- über interne Vorgänge Stillschweigen zu be­
wahren 

- die für die Praktikums stelle geltenden Ordnun­
gen, insbesondere Arbeitsordnungen und Un­
fallverhütungsvorschriften, zu beachten 

enthalten. 


